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23420 Bundesrat - 521. Sitzung - 23. November 1989 

Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

P räsident lng. Anton  Nigl: Ich e r ö f f n e  die 
521. Sitzung des Bundesrates. 

Das Amtliche Protokol l  der 520. Sitzu ng des 
Bundesrates vom 30 . O ktober 1 989 ist aufgele
gen, unbeanstandet gebl ieben und gi lt  daher als 
genehmigt .  

K r a  n k gemeldet hat s ich niemand. 

E n t s c h u I d i g t haben sich die Mitglieder 
des Bundesrates Gebhard Arbe iter, Mag. Helmut 
Kukac ka und Dr. E leonore Hödl .  

Ich begrü ße den im Hause ersch ienenen Herrn 
Bundesmin ister für Inneres Dr. Franz Löschnak. 
(Allgemeiner Beifall. ) 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestu nde.  

Bevor wir m it der F ragestunde beginnen, ma
che ich darauf aufmerksam, daß jede Zusatzfrage 
in unmittelbarem Zusammenhang mit der Haupt
frage bezieh ungsweise der gegebenen Antwort 
stehen muß .  D ie Zusatzfrage darf nur e ine kon
krete Frage entha lten und darf n icht in mehrere 
Unterfragen geteilt sein .  

Um die Beantwortung al ler zum Aufruf vorge
sehenen Anfragen zu e rmöglichen. erstrecke ich 
die Fragestunde - soferne mit 60 Min uten das 
Auslangen nicht gefunden wird - im E inverneh
men mit den beiden Vizepräsidenten erforde rli
chenfalls auf bis zu 120 Minuten .  

Bundesministerium für Inneres 

Präsident: Ic h begin ne jetzt - u m  9 Uhr 3 Mi
n uten - mit dem Aufruf, und wir kommen zur 
1 .  Anfrage: Herr Bundesrat Kampichler (Ö VP, 
Niederöslerreichl an den Herrn B undesminister 
für Inneres. 

Ich b itte den Anfragesteller, d ie Anfrage münd
l ich zu wiederholen. 

Bundesrat Franz Kampichler: Sehr geeh rter 
Herr Bundesmin ister!  Die Region des Bezirkes 
Neunkirchen, e in  Tei l  der Region ,  ist derzeit mit 
einem se hr hohen Antei l  an Asylanten belastet. 
Meine Frage lautet: 

166iM-BR/89 

Wie hat sich das verkürzte Asylverfahren be
währt? 

Präsident: Herr Bundesminister .  

Bundesminister für I nneres Dr.  Franz Lösch
nak: Herr B undesrat! Aus meiner S icht hat sich 
die Einführung des beschleunigten Asylverfah-

rens für poln ische u nd ungarische Staatsbürger, 
das es seit April des vorangegan genen Jahres gibt , 
durchaus bewährt, u nd zwar i n  zweierlei Hin
sicht: Erstens ist dam it e in wesentlicher Schritt 
zur beschleunigten Er ledigung von Asylansuchen 
getan worden, was insgesamt im Asylbereich, wie 
ich meine, ein n icht nur aus der S icht der Betrof
fenen notwendiges Unterfangen ist, sondern auch 
aus der S icht der d ie B undesbetreuung Finanzie
renden, und das sind ja letztendlich die österrei
chischen Steuerzah ler .  Und z u m  zweiten  zeigt d ie 
Statist ik ,  daß wah rscheinl ich auch das beschleu
nigte Asylverfahren dazu gefüh rt hat. daß im Ge
gensatz zum Vorjahr heuer doch wesentl ich weni
ger ungarische und polnische Staatsbü rger hier 
um Asyl angesucht haben. Das ge ht natürl ich 
auch auf die veränderte po l itische S ituation in  
diesen beiden Ländern zurück, aber w i r  meinen,  
daß d ie E inführung des beschleunigten Asylver
fahrens ebenfalls hier e inen wesentlichen Beitrag 
geleistet hat. 

Um Ihne n  noch vier Zahlen zu nennen: Im 
Vo�jahr haben 6 670 polnische  Staatsbürger hier 
in  Osterreich  um pol it isches Asyl angesucht u nd 
2 6 1 0  ungarische Staatsbürger, und in  den ersten 
zeh n  Monaten d ieses Jahres, soweit habe ich d ie 
Unterlagen,  haben etwas mehr als 2 000 poln ische 
Staatsbürger und 360 u ngarische Staatsbürger um 
Asyl angesuc ht: also i nsgesamt e ine doch wesent
l iche Absenkung der Gesamtzah len, und das läßt 
noch mals d ie Beurte i lu ng zu ,  daß s ich das be
schleunigte Asylverfah ren bewäh rt hat. 

Präsident: Danke. - Wird e i ne Zusatzfrage ge
wünscht? - Bitte sehr .  

Bundesrat Franz Kampichler: Sehr geehrter 
Herr Bundesminister !  Die Bevölkerung bei uns 
ist insoferne in großer Sorge, als gerade in Ge
meinden, in denen e in  großer Anteil an Asylanten 
beherbergt wird ,  die Gendarmerieposten ge
schlossen werden. Aufgrund der erhöhten Anzahl 
der Eigentumsdel ikte. d ie leider Gottes in d iesem 
Bereich zu verzeichnen ist, besteht gro ße Unru
he, und die Bevölkeru ng erwartet s ich eher e ine 
Aufstockung der Gendarmerieposten als e ine Re
duzierung. 

Wieweit könne n  Sie, Herr B undesminister, aus
sch l ießen, daß Leute unter den Asylanten sind, 
die tatsächl ich mit Vorstrafen belastet sind? 

Präsident: Darf ich S ie bitten ,  Herr Bundesmi
n ister.  

Bundesminister Dr .  Franz Löschnak: Sehr ge
ehrter Herr B undesrat ! Die P roblemati k  der Zu
sammenlegung von Gendarmerieposten ist, so
weit ich mich er in nere, heute noch Gegenstand 
einer weiteren Anfrage. Ich möchte nur jetzt 
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Bundesminister Dr. Franz Löschnak 

schon die Gelegen heit wahrnehmen und sagen :  
E s  werden keine Gendarmerieposten geschlossen ,  
sondern es  werde n  bestehende, n icht  der Effi
zienz der Exekutive entsprechende Gendarmerie
posten mit anderen zusammengelegt, um d iese 
Effizienz zu stärken. Da ist auch e in  Untersch ied 
in der Diktion. Wenn man immer von Sch l ie ßung 
spricht, glaubt man, wir wollen hier Personal ein
sparen,  was nicht der Fall ist, sondern wir wollen 
zu mehr Effizien z  gelangen .  

Was allerdi ngs Ihre Frage im Zusammen hang 
mit den Asylanten anlangt, ist fo lgendes festzu
halten.  Wie Sie wissen,  wird jeder Asy lwerber in 
einer Erste invernahme bei der zuständigen Be
zi rksha uptmannschaft über die Gründe und na
türlich auch über d ie persönl ichen Daten entspre
chend befragt. E ine solche Einvernahme wird 
dann in bre iterem Umfang vor der Aufnahme in 
d ie Bundesbetreuung in Traisk irchen in  der Regel 
durchgeführt . Soweit wir dann d ie Daten über
prüfen können, versuchen wir natürl ich schon,  
straffäl l ig gewordene Asylanten gar n icht i n  d ie 
Bundesbetreuung aufzunehmen.  Aber ich gebe 
zu, das ist e in  schwieriges U nterfangen, wei l  ja der 
Datenaustausch mit  jenen Ländern,  aus denen die 
Asylanten kommen, manchmal überhaupt nicht 
mögl ic h ist, manchmal sehr lange Zeit in  An
spruch n immt. 

Präsident: Danke. - Wird eine zweite Zusatz
frage gewünscht? - Bitte. 

Bundesrat Franz Kampichler: Sehr  geeh rter 
Herr Bundesminister! Derzeit führt wirkl ich das 
brutale Ausnützen mancher Betriebe der Asy lan
tenbeherbergung zu Mi ßständen und Überbela
stungen versch iedener Gemei nden .  

Wieweit können Sie. Herr  Bundesminister, 
durch strengere Kontrol le n  verhindern,  daß sol
che Auswüchse entstehen und durch solche Aus
wüc hse leider Gottes auch unter Umständen 
Fremden haß im Entstehen ist? Wieweit können 
Sie durch strengere Kontrollen verh inde rn, da ß 
Betriebe d iese S ituation über Gebühr ausnützen? 

Präsident: Bitte , Herr B undesminister. 

Bundesmin ister Dr. Franz Löschnak: Sehr ge
ehrter Herr Bundesrat! Ich bi n  dafür in der Erst
adresse sicher nicht zuständig, wei l  ich kein U n
ternehmer  b in ,  der e inen Herbergsbetrieb führt .  
Ihr  Appel l  wäre daher an d iese Gruppe,  so es h ier  
nachweis l ich M i ßbrauch gibt, zu r ichten. Ich b in  
diesbezüglich wahrschein l ich auch von der  polit i
schen Gesinnung her n icht der richtige Adressat. 
- Das zum einen.  

Soweit das allerdings d ie Überprüfung durch  
das Ressort anlangt, gesch ieht das im Rahmen 
privatrechtlicher Verträge. Wir schauen natür
l ich. bevor wir solch einen Vertrag abschl ießen ,  

sehr genau darauf, daß al le gesetzl ic hen Bestim
mungen,  die zur Führung solch e ines Betriebes 
notwendig sind , vorl iegen und nach Möglich keit 
eingehalten werden. Wenn uns solche M ißstände 
bekanntgegeben werden, gehen wir  d iesen Be
kanntgaben nach .  

Von uns  aus werden stic hprobenartig Kontrol
len durchgeführt,  aber bei etwa 16 000 in der 
Bundesbetreuung stehenden Personen,  von denen 
etwa 2 500 in Lagern untergebracht sind - der 
Rest. der gro ße Rest, von 1 3  500 Personen ist in  
Pensionen und Herbergsbetrieben untergebracht 
- , l iegt es auf der Hand. da ß durc haus der e ine 
oder andere M i ßstand entstehen kann und es 
dann ein ige Zeit dauert. bis wi r i h n  abstel len kön
nen. Dort , wo wiederholt Mi ßstände auftreten, 
sind wir nicht bereit. die Verträge zu verlängern, 
dort, wo starke M ißstände auftreten .  versuchen 
wir. aus dem jewei l igen Vertrag sofort auszuste i
gen .  

Präsident: Danke . - Wir ge langen nunmehr 
zur 2. Anfrage : Bundesrätin I rmtraut Karlsson 
(SPÖ, Wien ) an  den Herrn Bundesmin ister für 
Inneres. 

Ich bitte d ie Frau Bundesrätin .  die Fragestel
lung zu wiederholen .  

Bundesrätin Dr. I rmtraut Karisson: Herr Bun
desmin ister!  Immer mehr kriegerische Ause inan
dersetzungen . rel igiöse , poli tische Verfolgungen 
und Menschenrechtsverletzungen br ingen es mit  
sich ,  daß zahlreiche Menschen aus ihrer Heimat 
flüchten müssen .  Österreich hat in der Vergan
genheit eine sehr l iberale Flücht l ingspol it ik be
trieben. die aber zunehmend unter Druck 
kommt. 

\Ileine Frage lautet: 

172/M-BR/89 

Werden Sie die liberale Flüchtlingspolitik fort
setzen'? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesm in ister Dr. Franz Löschnak: Sehr ge
ehrte Frau Bu ndesrat! Die Zahl der Asylwerber 
hat in den letzten Jahre n  stark zugeno m men .  
Während wir  im Jahr  1 987 etwas mehr als 
1 1  000 Asylwerber zu verzeichnen hatten ,  hatten 
wir im Jahr 1 988 bereits 1 5  000 Asylwerber, u nd 
in den ersten zehn Monaten des heurige n  Jahres 
ist d ie Zahl auf über 1 6  000 angestiegen,  was er
warten läßt, daß die Gesamtzahl  der Asylwerber 
im laufenden Jahr bei etwa 20 000 l iegen wird . 

Ich wol lte mit d iesen Zah len e i nmal  zum Aus
druck bringen,  daß in den letzten Jahren in die
sem Bereich auf uns ein i mmer größer werdendes 
Problem zugekommen ist und daß wir versucht 
haben,  die Flüchtlingspol i t ik unter Beachtung 
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von Grundsätzen .  nämlich unter Beac htung der 
humanitären Gesichtspunkte , d ie  gegenüber je
dem einzelnen F lüchtling im Vordergrund stehen 
m üssen, zu betreiben ,  insgesamt auch l iberal zu 
betreiben.  Daß das n icht immer leicht ist ,  kann 
man Tag für Tag belegen ,  wen n  von den e inzel
nen politischen Parteien dann d ie Stel lungnah
men zu dieser Entwicklung abgegeben werden , 
die nicht immer aussch ließlich von liberalen Ge
sichtspunkten getragen werden .  

Was d i e  B undesregierung an langt u nd damit 
den primär dafü r zuständigen Bl!.ndesminister für 
Inneres, beabsichtige ich ,  die Osterre ich kenn
zeichnende l iberale F lüchtlingspolit ik,  die wir 
sc hon seit Bestehen der Zweiten Republ i k  betrie
ben ,  fortzusetzen .  

Präsident: Danke. - Wird eine Zusatzfrage ge
wünscht'? 

Bu ndesrätin Dr.  I rmtraut Karlsson: Ja. - Wel
c he Maßnahme n  wurden oder werden gesetzt, da
mit untergeordnete D ienststel len,  vor al lem von 
Flüchtlingen ,  die aus anderen Kulturkreisen kom
men, die sich nic ht so gut ausdrücken können ,  
a l le Asylan träge annehmen beziehungsweise die 
potentiel len Anwärter auf die Notwendigkeit ei
nes solc hen A ntrages aufmerksam machen'? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesm inister Dr. F ranz Löschnak: Sehr ge
eh rte Frau B undesrat� Es ist eines der gro ßen 
Probleme, daß jene Mitarbeiter des Bundes, die 
sozusagen den ersten Ko ntakt zu  dem Asylwerber 
darstel len,  oftmals Sprachschwierigkeiten,  sonsti
ge Verständigu ngsschwierigkeiten,  Mißverständ
nisse insgesamt vorfinden .  Wir versuchen, in 
zweierlei H insicht hier z u  wirken .  Erstens d urch 
laufende Schulung d ie Leute so weit zu bringen,  
daß jedes Asy lansuchen,  wenn es a ls  solches über
haupt erkennbar ist natürlich anzunehmen ist, 
und zweitens bei den Brennpunkten, wo solche 
Asylwerber über die österreich ische Grenze kom
men, nach Möglichkeit in kurzer Zeit Dolmetsche 
zur Verfügu ng zu haben,  um die Erste invernah
me oder überhaupt den Wunsch entsprechend 
übersetzen z u  können. Aber ich räume ein, daß 
das nicht i m mer und n icht zu jedem Zeitpunkt 
gelingt .  

Präsident: Wird eine zweite Zusatzfrage ge
wünscht? - B itte. 

Bundesrätin Dr. Irmtraut Karisson: G ibt es i n  
diesem Z usammenhang weitere Vorstö ße der 
B undesrepu bl ik Deutsch land, d urch e insei tige Vi
sapfl icht E inschränkungen gegen über bestimm
ten Ländern auszusprechen und Österreich damit 
u nter Druck z u  setzen ,  sozusagen den E isernen 
Vorhang von innen wieder aufzurichten? 

Präsident: Herr Minister, bitte sehr.  

Bundesminister Dr.  Franz Löschnak: Sehr ge
ehrte Frau Bun desrat! Natürl ich gibt es solche 
Bestrebungen der westl ichen Nachbarn,  uns hier 
unter Zugzwang z u  setzen .  Ich darf in Erinne
rung rufen :  Als sich die F u nktionäre der BRD 
überlegten,  die Visapflicht etwa gege nüber jugo
slawischen Staatsbü rgern vorzunehmen ,  hat man 
die E rwartung ausgesprochen, daß das Österreich 
auch tun werde .  Rückblickend bin ich froh, daß 
wir das nic ht getan haben, daß ich da wirklich 
standhaft war, weil ja die Bundesrepublik bis dato 
ebenfa l ls nicht d ie Visapflicht eingeführt hat. 

Darüber hinaus haben wir ein gro ßes Problem ,  
das man  i n  diesem Zusammenhang mit al ler 
Deutlichkeit sehen muß, nämlich die Rückstel
lung i l legal aus Österreich in die Bundesrepubl ik ,  
aber auch in d ie Schweiz eingereister ausländi
scher Staatsbürger ,  insbesondere Türken. In  den 
ersten zehn Monaten dieses Jahres hatten wir i ns
gesamt 5 500 Rückstel lungen an d ie österrei
chisch-schweizerische bezieh ungsweise an d ie  
österreich isch-deutsche Gre nze. Das waren Per
sonen , die aus Österreich kommend, in eines d ie
ser beiden Länder il legal eingereist sind. Wir  
müssen sie soz usagen in E mpfang nehmen und 
für  den  Weitertransport sorgen .  Das bringt große 
organisator ische Probleme , aber das bringt natür
l ich auch zusätzliche finanziel le Belastung. 

Präsident: Danke. - Wir gelangen nunmehr 
zur 3. Anfrage: F rau Bundesrätin Dr. Heide 
Schmidt ( FPO. Wien) an den Herrn Bundesmin i
ster für Inneres. 

Ich b itte die Anfragestel lerin , die Anfrage 
mündl ich zu wiederholen.  

Bundesrätin Dr .  Heide Schmidt: Herr Bundes
min ister !  Für  die mangelhafte Bekämpfung der 
ste igenden Kriminalität, für die unzureichende 
Überwachung des fl ie ßenden Verkehrs bis hin 
zum sicherlich gestörten Verhältnis zwischen 
Staatsbürger und Exekutive wird sehr  oft ins 
Treffen geführt ,  daß die Polizei beziehungsweise 
die Exekutive unter anderem mit artfremden Tä
tigkeiten überlastet sei .  

Meine Frage daher: 

178/M·BR/89 

Welche kon kreten Maßna h m e n  habe n Sie e rgrif
fen. um S iche rheitsbeamte von artfremden Tätig
keiten zu en tlasten? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Franz  Löschnak: Sehr ge
ehrte Frau B un desrat ! Das ist ein - wie ich glau
be - entscheidendes Problem vorerst für den ge
samten Exekutivdienst, wei l  es - wie ich meine 
- insbesondere die Motivation der Mitarbeiter in 
diesem Bereich trifft, aber darüber h inaus ist die 
Vorgangsweise in d iesen Fragen ganz entschei-
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dend dafür ,  ob wir in der vorbeugenden Krimina
l itätsbekämpfung, in der Kriminal itätsbe kämp
fung se lbst und damit a uch in der Aufklärungs
quote jene E rfolge, die wir zweife lsohne i m  inter
nationalen Vergleich vorweisen können, auch in 
der nächsten Zei t  aufrechterhalten können. 

Ich habe daher seit  Amtsübernahme. wie ich 
glaube - ohne h ier Selbstgefäl l igkeit  oder Über
hebl ichkeit an den Tag zu legen -,  viel Zeit auf
gewendet, d iese Dinge voranzutreiben, u nd da ist 
e in iges geschehen.  

Wir haben bisher bei der Überwachung der 
Kurzparkzonen entsprechende Ent lastung erhal
ten und sind dabe i .  das im Laufe des Jahres 1990 
zu Ende zu bringen. Wir haben d urch die E infüh
rung der Anonymverfügung einen ganz entsche i
denden Schritt setzen können.  um h ier zu schnel
leren Abläufen zu kommen .  Wir haben dem zu
ständ igen Bu ndesmin ister für wirtschaftl iche An
gelegenheiten vorgesc h lagen,  Passagen des Preis
gesetzes und der Gewerbeordnung zu ändern. um 
uns von der M itwirkung zu befre ien. Das sind 
Dinge, die wir schon z ieml ich vorangetrieben ha
ben .  

Wir haben darüber h inaus noch ein iges i n  Aus
sicht genom men, wobei i ch  hoffe, das auch in ab
sehbarer Zeit ins F inale bringen zu können .  zum 
Beispiel die Frage der S icherung der Werttrans
porte. insbesondere bei der Post und sonstigen 
Bank instituten .  Da gibt es gute Gespräche mit 
dem Generaldirektor im Bereich des Post- und 
Fernmeldewesens und mit  der Gewerkschaft der 
Post- und Fernmeldebediensteten .  die natürlich 
bei Änderungen mitwirken wollen. 

Aber es gibt einen zweiten Bereich - dieses 
Haus ist geeignet, das entsprechend aufzunehmen 
-:  Wir müssen uns auch über die artfremden Tä
tigkeiten,  d ie wir im Landesbereich derzei t  erfül
len. Gedanken machen .  darüber .  was n icht  wirk
l ich der Exekutive zukommt. Da gibt es ja einen 
seh r  umfangreichen Katalog. 

Ich habe die letzte Landeshauptleutekonferenz 
zum Anlaß genommen, zu b itten ,  die Arbeits
gruppe einzuberufen - von Bund und Ländern 
besetzt - . uni h ier entsprechende erste Schri tte 
setzen zu können. 

U nd , das möchte ich n icht verhehlen, es muß 
natürl ich auch im organisatorischen Bereich eini
ges geschehen.  Die Z usammenführung von 
Kleinstgendarmerieposten in  größere ist e i n  ent
sprechender Tei l  dieses Organisationskon zeptes. 
Aber wie das halt in Österreich so ist. sehr  geehrte 
Frau  Bundesrat: Viele ,  die immer mit guten 
Ratschlägen u nd guten Ideen zur Hand sind,  füh
len s ich , wen n  es sie selbst betrifft, n icht mehr 
aufgerufen. Dann ist das für sie kein P roblem 

mehr. Aber das m üssen wir  ganz e infach durch
stehen. 

Präsident: Danke. - Wird eine Zusatzfrage ge
wü nscht? - Bitte sehr. 

Bundesrätin Dr. Heide Schmidt: Herr Bundes
minister !  Sie sprachen bei der ersten Maßnahme, 
was d ie Kurzparkzonenüberwachung betrifft , von 
entsprechender Entlastung, wo erste Schritte ein
geleitet worden seien,  und daß Sie i n  absehbarer 
Zeit erwarten, daß es we itergeht. Sie sprachen be
treffend d ie Gespräche mit dem Bundesminister 
für wirtschaftl iche Angelegenhe iten davon. da ß 
i m  Bereich des Preisgesetzes und Gewerberechtes 
etwas entlastet werden sol l .  Können Sie das kon
kretisieren? Das heißt :  Was verstehen Sie unter 
entsprechender Ent lastung? So l l  es so sein .  da ß 
elie Kurzparkzonenüberwachung ganz von eier 
Exekutive weggenommen wird? Was el ie gewer
berechtl ichen Regelungen betrifft: Wann erwar
ten Sie e ine Antwort des Herrn Bundesministers 
Sch üssel? 

Präsident: Herr B u ndesmi n ister .  b itte . 

Bundesminister Or. Franz Löschnak: Sehr ge
ehrte F rau Bu ndesrat !  Was die Überwachung der 
Kurzparkzonen anlangt, ist das bisher so gerege lt, 
daß die B undespol ize idirektionen mit den jewei l i 
gen Stadtverwaltungen Verträge abgeschlossen 
haben, um diese Kurzparkzonenüberwachung 
vorzunehmen. Wir m u ßten d iese Vereinbarungen 
aufkündigen .  Das haben wir. soweit ich mich er
innere, mit  al len Betroffenen getan, und zwar i n  
der Form, daß w i r  Gespräche geführt haben.  Es 
wirel bis E nde 1 990 so weit se in,  daß wir in der 
Kurzparkzonenüberwachung nicht mehr mitwir
ken. das hei ßt, wir können d ie dort freiwerdenden 
Kräfte für andere . w ichtigere Exekutivaufgaben 
heranziehen. 

Zweiter Punkt Ihrer Frage: Was das Preisgesetz 
beziehungsweise die Gewerbeordnung anlangt, 
hat der zuständige Bu ndesminister, Kollege 
Schüssel ,  seine Bereitschaft schon dokumentiert, 
hier entsprechend m itzuwirken, und vorgeschla
gen, bei der nächsten Nove l l ierung eines d ieser 
beiden Gesetze die M itwirkung der Exekutive 
entsprechend e inzuschränken beziehungsweise 
überhaupt e ntfal len zu lassen .  Die Gespräche auf 
Expertenebene l aufen schon .  

Präsident: Wird e ine  zweite Zusatzfrage ge
wünscht? - Bitte. 

Bundesrätin  Dr. Heide Schmidt: I nwieweit, 
Herr B undesmi nister ,  haben d iese freigeworde
nen Kapazitäten ,  wie Sie es ausd rücken, bereits 
N iedersch lag gefunden in D ienstanweisungen 
und i n  O ienste intei lu ngen ,  denn  es muß  ja e ine n  
Sinn haben,  daß jemand von etwas entlastet wird? 
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Wie n ützen Sie diese freigewordenen Kapazitä
ten? 

Präsident: Bitte. Herr Bundesminister. 

Bundesmi nister Dr. Franz Löschnak: Sehr ge
e hrte Frau Bundesrat! Das ist eine wirklich gute 
und daher zulässige Frage, ohne hier eine Bewer
tung dazu abgeben zu können und zu dürfen.  

Unser Problem ist. frei werdende Kapazität 
auch tatsächl ich für  Vorbeugungsmaßnahmen 
und zur Kriminal itätsbekämpfung e insetzen zu 
können. Wir  s ind daher monatlich dam it beschäf
tigt. dort, wo Änderungen d urchgeführt wurden .  
nachzuverfo lgen .  o b  d ie freiwerdenden Kapazitä
ten auch tatsäch l ic h  zum Beispiel für vermehrte 
Patroui l lengänge oder vermehrte E insätze heran
gezogen werden .  

In  Wien, wo w ir  i n  K ürze ebenfalls ein ige 
Schwerpun kte in  dieser Richtung präsentieren 
werden, werden wir, we i l  es hier doch um eine 
größere Zah l  von freiwerdenden M itarbeitern 
geht, dazu übergehen ,  die Freiwerdenden nicht in 
das bestehende System einzubinden, sondern so
zusagen mit Sonderaufgaben zu betrauen. damit 
sichtbar wird. daß hier vermehrt Exekutive im 
Einsatz ist. 

Präsident: Ich danke. - Wir gelangen nun
mehr zur 4. Anfrage: Herr Bundesrat Dr.  Martin 
Strimitzer IÖVP, Tirol) an den Herrn Bundesmi
nister für I nneres. 

Ich bitte, die Anfrage münd l ich zu wiederho
len .  

Bundesrat Dr. Martin Strimitzer: Sehr geehr
ter Herr B undesminister! Die Umstände der Fest
nahme von Udo Proksch am F lughafen Wien ha
ben in der Öffe ntlichkeit sehr großes Aufsehen 
erregt. 

Meine Frage lautet: 

167fM·BRf89 

Wie kam es zu den Pan nen bei der Festnahme 
von Udo Proksch'? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesm inister Dr. Fran z  Löschnak: Sehr ge
ehrter Herr Bundesrat! Ich könnte mir die Beant
wortung d ieser Frage wirkl ich leichtrnachen u nd 
sagen: Es s ind derzeit im Auftrag der Staatsan
waltschaft Wien Aufträge an d ie Exekutive erteilt 
worden ,  h ier Ermittlungen vorzunehmen, und 
ich meine ,  daß es i n  solch einem Stadium gar 
n icht angebracht  wäre, über diese Ermittlungen 
zu  reden .  Aber ich möchte es m ir nicht so einfach 
machen und möchte versuchen,  Ihren Wissens
d urst ein wenig zu  stil len .  

Herr Bundesrat! Diese Festnahme hat zwei 
Tangente n  gehabt. - Ich sage das a l les aufgrund 
der Berichte beziehungsweise der Informationen, 
die mir gegeben wurden ,  denn ich se lbst b in n icht 
der oberste Kriminalbeamte der Republik und 
war natürlich bei dieser Amtshandlung nicht  an
wesend .  Ich kan n  also nichts aus e igenem sagen,  
sondern n ur das,  was mir berichtet wurde. 

Der erste Tei l ,  der zu dieser Festnahme geführt 
hat, fän gt an dem Montag, wenn ich mich richtig 
erinnere, schon in den Mittagstunden an. nämlich 
jene Verständigung, die wir von den engl ichen 
Zol lbehörden, Grenzkontro l lbehörden über das 
Bundeskriminalamt Wiesbaden nach Österreich. 
und zwar in  d ie  Zentrale , bekommen haben, wei l  
ein M a n n  namens Semrad - aus Hongkong kom
mend - bei der Grenzkontrol le d urch verschie
dene U mstände aufgefallen ist, die ihn  möglicher
weise z ur Terrorszene rechnen lassen.  Daher 
wurde , wei l  es ja im Innenminister ium eine zen
trale Ste l le  zur Bekämpfung des Terrorismus gibt, 
diese zentrale Stel le damit befaßt und wurde ge
fragt, was gegen diesen Mann v?rl iegt. Es ist mit 
Ausnahme der ohnehin in der Offentl ichkeit be
kannten Vorstrafen nichts vorgelegen . Wir haben 
nach e inigen Recherchen über Wiesbaden zu
rückgemeledet, daß au ßer diesen Vorstrafen 
nichts vorläge. 

Man hat dan n  von seiten Englands den Herrn 
Semrad trotzdem nicht einreisen lassen ,  und zwar 
3ufgrund der Zweifel bei dem Visa, das er in sei
nem Paß mitführte und hat ihn zurückgewiesen .  
Da er österreich ischer Staatsbürger war, hat man 
ihn in die nächste nach Wien gehende Masch ine 
gesetzt. wie das international  übl ich ist, und hat 
die österreichischen Behörden verständigt .  D ie 
Zentrale zur Bekämpfung von Terrorismus im 
Innenmin isteri u m  hat Schwechat angewiesen, daß 
bei Landung und versuchter E inre ise nach Öster
re ich Herr Semrad entsprechend zu beobachten 
sein  wird. Das hat dazu geführt, daß die Grenz
kontrol lsteIle verstärkt wurde und. u nd ,  und . Das 
ist aber a lles e ine Routineangelegenheit, das wird 
manch mal  an einem Tag mehrmals so gehand
habt. das ist nichts Außergewöhnliches. 

Es i st dann Herr Semrad nicht m it jenen Passa
gieren ,  d ie ,  aus London kom mend, die Grenzkon
trol lsteI le passiert haben ,  über die Grenzkontrol l
stel le gegangen .  Daher ist e ine erste Fahndung 
ausgelöst worden, weil man ja auf Herrn Semrad 
eingestel lt war. G leichzeitig - und dieser zeitl i 
che Konnex lä ßt s ich ja nicht auf d ie Minute ge
nau abklären, wei l  ja hierüber keine Protokolle 
geführt werden u nd weil ja bei diesen Amtshand
lungen auch  nicht minütl ich auf die U hr gesehen 
wird - ist bei der Zollkontrolle die ohnehin in 
der Öffentl ichkeit auch bekannte Frau - aus ei
genem oder n icht, das ist auch Gegenstand dieser 
Untersuchung - an Zollbeamte herangetreten 
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u nd hat aufmerksam gemacht, daß sie im Flug
zeug mit dem ohnehin auch bekannten Koffer 
und seinem Inhalt ,  der mehr als bekannt ist, kon
frontiert wurde und daß sich offenbar Herr 
Proksch im Vorfeld oder im Transitraum des 
Flughafens Wien-Schwec hat befände. 

Die Zollbehörden haben zuerst e inmal, wie das 
auch übl ich ist , die Frau in einen Vernehmungs
raum gebracht u nd dann e inmal befragt. Dann 
haben sie den Koffer nicht aufgebracht. Wie das 
halt so ist, hat das wahrscheinlich einige Zeit ge
dauert. Dann haben sie d ie GrenzkontrollsteIlen 
aufmerksam gemacht, wie die Lage ist, und dar
aufhin wu rde ein zweiter Alarm ausgelöst. Auf
grund welchen Alarmes es dann tatsächlich zur 
Festnahme gekommen ist, läßt  s ich natürlich 
n icht mehr nachvollziehen .  

Tatsächl ich wurde Herr Semrad , von dem aller
dings zum Zeitpunkt der Festnahme noch nie
mand gewu ßt hat, daß er der Herr Proksch ist, 
wie vorgesehen festgenommen.  Ob das jetzt in 
der letzten Minute oder in der vorletzten Min ute 
oder zehn Min uten vor dem Abflug der betreffen
den Maschine war ,  lasse ich dahingestel lt, wei l  die 
Masch ine gar nicht abfliegen hätte können, denn 
wenn eine Fahndung ausgelöst ist, kann über
haupt keine Masch ine mehr abgehen.  Aber das 
sage ic h nur  so am Rande. Es wird halt alles so 
dargestel lt ,  wie man es jewei ls brauc ht. Das hat 
dann zu dieser Festnahme geführt und nac h e ini
ger Zeit zur Identifizierung, daß Herr Semrad gar 
nicht Herr Semrad ist, sondern offe nbar der Herr 
Proksch . Dies der Ablauf. soweit er  mir bekannt 
ist und soweit er mir auch logisch erscheint. 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte. 

Bundesrat Dr .  Martin Strimitzer: Jawohl ,  Herr 
Präsident. - Ich entnehme also Ihrer Antwort, 
sehr geehrter Herr Bundesminister,  daß es Ihnen 
bisher noc h nicht ge lungen ist, den Vaterschafts
streit zwischen Zollwache beziehungsweise den 
sonstigen G renzkontrol lsteI len zu klären. Ich darf 
aber folgende Z usatzfrage stellen: Welche Konse
quenzen, Herr B undesminister, haben Sie aus der 
Tatsache gezogen ,  daß, wie bekannt ist, Teile des 
Inhalts des Udo Proksch gehörenden Koffers 
nicht sofort an andere zuständige Behörden wei
tergeleitet worden sind? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister .  

Bundesminister Dr .  Franz Löschnak: Sehr ge
ehrter Herr Bundesrat ! Was den Vaterschafts
streit anlangt, so bitte ich um Verständnis. Ich 
gehe davon aus, daß der Innenminister wichtigere 
Dinge zu klären hat als die F rage, wer zuerst da 
war, die Henne oder das Ei .  Und das scheint mir 
ein solches Problem zu sein .  (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Was die Frage anlangt: Das ist wirklich im Zu
sammenhang mit meiner einleitenden Feststel
lung zu sehen .  Da gibt es Aufträge der Staatsan
waltschaft Wien ,  da gibt es laufende Ermittlun
gen ,  die ich nicht gefährden möchte .  Das wird 
über den J ustiztei l  hinaus dann anzuordnen sein . 
Wenn sich herausstellt, daß diszip linäre Maßnah
men gegen einen oder mehrere zu  ergreifen sein  
werden ,  werden sie se lbstverständ l ich ergriffen 
werden .  

Was die Organ isation anlangt, so müßte man 
lange darüber reden. Da gibt es vie les zu tun auf 
dem Flughafen Wien-Schwechat, und zwar nicht 
nur zwischen den beiden Bu ndesbehörden Zol l  
und Grenzkontrol lsteI le ,  sondern auch innerhalb 
der e inzelnen Wachekörper mu ß es zu mehr  Ko
operation kom men.  Ich habe als unmittelbare 
Maßnahme erst vor wenigen Tagen für den F lug
hafen Wien-Schwechat einen Mitarbeiter mei nes 
Hauses beauftragt, der für d ie gesamte Koordina
tion zuständig ist. Da gibt es wirkl ich einiges an 
nicht wirklich Gutem u nd Laufendem, und  das 
gehört behoben .  

Präsident: Wird eine zweite Zusatzfrage ge
wünscht? - Bitte. 

Bundesrat D r. Marti n  Strimitzer: Herr Bun
desmin ister! Ist  jetzt wenigstens al lgemein, und 
zwar nicht zuletzt aufgrund der Ermittlu ngen im 
Rahmen des Lucona-Ausschusses, sichergestel lt ,  
daß Personen, d ie  festgenommen werden, in je
dem Fal l  zunächst einmal erke nnungsdienstI ich 
behandelt werden,  bevor sie eiern Gericht über
stel lt werden? 

Präsident: Bitte. 

Bundesminister Dr. F ranz Löschnak: Se hr ge
ehrter Herr B undesrat! Ja, das ist sichergestel l t .  
Ich habe ganz persönlich, a ls ich nach der Fest
nahme des Herrn Sem rad al ias Proksch davon er
fahren habe , angeordnet. daß, bevor eine Über
stel lung an die J ustizbehörden erfolgt, dieser Lap
sus kein zweites Mal passieren dürfe. 

Präsident: Danke. 

Wir gelangen zur 5. Anfrage: Herr Bundesrat 
Adolf Schachner (SPÖ. Steiermark) an den Herrn 
Bundesminister für Inne res. Ich bitte den Anfra
gestel ler ,  d ie Anfrage noch einmal münd l ich zu 
wieder holen. 

B undesrat Adolf Schachner: Sehr geehrter 
Herr M in ister !  Was gestern in einer Grazer Ta
geszeitu ng k undgetan wurde, hat auch heute 
schon eine gewisse Rol le gespielt, näml ich,  wie 
sich diese Grazer Zeitung ausdrückt, das Zusper
ren verschiedener Gendarmerieposten. W ie mir 
bekannt ist, hat Ih r  Amtsvorgänger auch bereits 
an der Lösung dieses Problems gearbeitet,  das 
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dann aber wegen verschiedener Widerstände zu
rückgestel lt .  

Herr Min ister !  Meine F rage: 

173/M-BR/89 

W ie vie le kleine Gendarmerieposten werden Sie 
zusammenlegen?  

Präsident: Bitte, Herr  B undesmin ister .  

Bundesminister Dr .  Franz Löschnak: Seh r ge
ehrter Herr Bundesrat! Gestatten Sie mir, ein lei
tend e in ige Grundsätze zu d ieser Frage feststel len 
zu dürfen.  Ich habe bei den Dingen ,  die zu einer 
Entlastung der E xekutive führen so l len ,  auch or
ganisatorische Maßnahmen genannt. und ein we
sentl icher Tei l  davo n ist, u nd zwar aus der Sicht 
der Siche rheitsaufgaben,  die Zusammenführung 
von z uwenig effizienten Gendarmerieposten zu 
effizienteren .  

Es gibt in  Österreic h etwas mehr a l s  2 300 Ge
meinden. Wir haben derzeit 1 040 Gendar
merieposten .  Das heißt, es ist jetzt schon so, daß 
mehr  als jede zweite Gemeinde keinen eigenen 
Gendarmerieposten hat. Ich sage das deswegen 
mit Nachdruck,  damit nicht sozusagen der Ein
druck entsteht: Meinen Gendarmerieposten neh
men sie m ir weg. Also es hat jetzt schon meh r als 
jede zweite Gemeinde auch keinen Gendarmerie
posten .  - Das zu einem . (Zu Bundesrätin Dr. 
Heide SchmidtJ: Stimmt, F rau Bundesrat. Ich 
habe geglaubt, Sie zweife ln .  Zah len  merke ich mir 
relativ gut. 

Von diesen 1 040 Gendarmerieposte n, sehr  ge
eh rter Herr Bu ndesrat, gibt es etwas mehr als 200, 
die weniger a ls vier Mitarbeiter haben,  also einen. 
zwei und drei M itarbeiter. 

Ein effizienter Gendarmerieposten rund um 
die Uhr muß in e iner Grö ßenordnung um die 
zwölf  Mitarbeiter liegen .  Ab acht  ist er halbwegs 
effizient .  Es l iegt daher auf der Hand, daß 
Kleinstposten mit einem, zwei. drei Mitarbeitern 
wirk l ich  nicht effizient sein können , und von de
nen haben wir mehr als 200 von 1 040. 

Ich habe daher die Landesgendarmeriekom
manden und die Sicherhei tsdirektionen gebeten, 
mi r  einmal eine L iste jener Gendarmerieposten 
zu geben. wo keine besondere Aufgabe vorliegt, 
wei l  sie zum Beispiel in Grenznähe liegen, wo in  
den  letzten Jahre n  keine Adaptierungen am Ge
bäude vorgenommen wurden, damit nicht der 
Vorwurf erhoben wird:  Vor zwei Jahren haben sie 
ihn neu hergerichtet, und jetzt legen sie ihn zu
sam men ! ,  Gendarmerieposten auszusuchen, wo 
zu dem neuen Gendarmerieposten ,  i n  den der 
k le inere umgeführt werden sol l ,  auch die räumli
che Distanz so ist, daß man innerhalb von zwei, 
drei, vier Minuten mit den jetzigen technischen 

Mitteln ,  sprich Kraftfahrzeugen ,  die uns zur Ver
fügung stehen,  auch hinkommen kann. 

Das war das Kriterium der Auswahl .  Und jetzt 
muß  ich gleich dazusagen,  weil ich heute wieder 
e ine Unterstel lung i m  "Volksblatt" gelesen habe: 
Da hätte ich nach politischen Gesichtsp unkten 
jetzt die Z usammenlegung vorgenommen.  - Bit
te? (Zwischenruf bei der Ö VP. ) Herr Bundesrat, 
Sie müssen sich ansc hauen,  was heute im "Volks
blatt" steht .  Da steht  ja nichts von den Besetzun
gen und den politischen Motiven ,  d ie da immer 
hineininterpretiert werden .  sondern da steht. d ie 
Zusammenlegung sei aus politischen Gründen er
fo lgt. Und d iesen Vorwurf, meine sehr  geehrte n 
Dame n und Herren ,  weise ich deswegen mit Ent
schiedenheit  zurück ,  wei l  ich überhaupt keinen 
Einfluß darauf genommen habe, welche Gendar
merieposten mir von den Landesgendarmerie
kommanden vorgesch lagen werden, sondern ich 
habe es den Wissenden u nd im Land sozusagen an 
der .. Front" Tätigen - wen n  ich d iesen kr ieger i
schen Ausdruck gebrauchen darf - überlassen ,  
mir  zu sagen ,  welche Z usammen legung im Sinne 
von mehr Effizien z  geboten erscheint. Das habe 
ich natürlich auch in N iederösterreich so e rstel len 
lassen, und man möge mir bitte e in Gespräch 
oder einen Kontakt nennen, wo ich mit jeman
dem geredet hätte . Das hat nicht stattgefunden. 

Ich wol lte damit n ur sagen: Ich wol lte hier volle 
Objektivität gewähr le isten ,  indem ic h mir von 
den Landesgendarmeriekommandanten nac h völ
l ig freier Wah l ,  aber unter Beachtung d ieser Kri
terien diese Vorsch läge erstel len habe lassen. 
(Beifall bei der SPÖ. )  

Lassen Sie mich ,  Herr Bundesrat, b itte noch 
eine grundsätzlich e  Festste l lung machen, wei l  
d iese e infach gemacht werden muß .  

Als i ch  vor  einigen Wochen den Herren Lan
deshauptleuten, die davon betroffen sind,  Briefe 
geschrieben habe, in denen ich ihnen m ittei lte, 
welche Posten in dem Bundesland, in dem sie 
Landeshauptmann sind, zusammengeführt wer
den so llen, habe ich dann von zwei oder dre i  Lan
deshauptleuten Briefe erhalten ,  und zwar in der 
Richtung, das m üsse man mit i hnen vorher ab
sprec hen, da  m üssen sie zustimmen, ohne ihre 
Zustimmung dürfe h ier  n ichts passieren .  Da muß 
man auch eine Anmerkung machen. 

Ich habe diese Auseinandersetzung in Wirk
l ichkeit schon im Juni des Jahres in der Landes
hauptleutekonferen z  mit den Landeshauptleuten 
geführt, wobei - ich habe das als Tagesordnungs
punkt auf d ieser Konferenz erbeten, und es wur
de auch besprochen - ein Teil der Landeshaupt
leute der Auffassung war, sie hätten hier Zustim
m ungsrechte, ich aber ein G utachten des Verfas
sungsdienstes habe, aus dem keine Zustimmungs-
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rechte der Landeshauptleute hervorgehen, und 
daher hier frei entscheiden kann .  

Und, meine sehr geehrten Damen und Herren ,  
jetzt muß ich  e inmal e ine Frage stel len, und zwar 
bei allen Kooperat ionsmöglichkeiten und auch 
bei aller Bereitschaft von meiner Seite. Und der 
Vorgänger hat das ja praktiziert, er hat gesagt. er 
führt keine Posten zusammen. wenn das n icht im 
E invernehmen mi t  dem jeweil igen Bürgermeister 
und Landeshauptman n  geschieht. mit dem Ef
fekt, daß ,  glaube ich.  in viereinhalb Jahren insge
samt dre i  oder vier Gendarmerieposten von den 
I 044 zusam mengeführt wurden. Und jetzt muß 
ich fragen. b i tte: Der betroffene Bürgermeister 
hat mit Sicherheit kein  Mitwirkungsrecht. Ihn zu 
fragen erübrigt sich auch,  denn wenn jemand ei
nen Bürgermeister hat, der seinen Gendarmerie
posten zusammenführen  lassen wil l  mit einem an
deren. aber von ihm wegkomme n wil l .  nicht daß 
der andere zu ihm h inkommt, dann, b itte , meine 
sehr geehrten Damen und Herren,  muß ich sagen : 
S ie s ind herzl iehst eingeladen, mir  das möglichst 
rasch mitzute i len .  ich mache das sofort. N ur:  Ich 
habe keinen gefunden. Und Sie werden auch kei
nen finden. D ie Bürgermeister kann ich gar nicht 
fragen. denn es kann ja keiner sagen: Wir haben 
schon gewartet. daß ich meinen Kle instposten mit 
zwei Man n  in die näc hste Gemeinde überführen 
lasse. Das ist daher rechtlich nicht vorgesehen .  
und es  wäre e ine  Zumutung. wenn ich  e ine  solche 
Frage an den Bürgermeister überhaupt herantra
gen wü rde . 

U nd zu den Landeshauptleuten :  Diese haben 
rechtl ich auch kein Mitwirkungsrecht. Und jetzt 
muß man sagen ,  bitte sc hön: Dann kann ich mich 
auch nicht auf ihr Wohlwollen da anweisen las
sen .  denn für die Sicherheit b in  letzt l ich ich ver
antwortl ich .  Ich habe noch nie gehört , wenn ir
gendwo etwas passiert ist in  e inem Bundesland , 
daß einer gesagt hat, auch keine Zeitung: Herr 
Landeshauptmann, was haben S ie eigentl ich ge
mac ht auf dem Sicherheitssektor? Wieso hat denn 
das n icht geklappt? U nd jetzt auf einmal bei der 
Zusammenlegung von Gendarmerieposten muß 
i ch  d ie Landeshauptleute fragen,  d ie  sonst auch 
hier n icht zuständig s ind und auch nicht entspre
chend . . .  (Bundesrat S t r LI t z  e 11 b e  r g e r: We
gen der ob jektiven Personalfrage geht das.' - Bun
desrätin Dr. S c  h m i d t: . . . Landesaufgaben! ) 
Was heißt Landesaufgaben? Bitte . die Organ isa
tion der E xe kutive ,  sehr  geehrte Frau Bundesrat, 
ist e ine Angelegenheit des B undesmi n isters für 
I nneres, und er ist auch letztendlich . . . (Bundes
rätin Dr. S c h m i d t: Sie sprechen von Koopera
lionsbereitschaft.') Ja, aber die "Kooperationsbe
reitschaft" , d ie sich viereinhalb Jahre lang dari n  
geze igt hat, d a ß  drei  oder vier Gendarmeriepo
sten in vier Jahren z usammengelegt worden sind,  
na. da kann ich erwarten ,  wie groß die Koopera
tionsbereitschaft be i 39 ist, und daher muß ich ,  

b itte, so vorgehen, wie ich e s  d ie gan ze Zeit vor
schlage. Wir müssen es mac hen, wenn wir die Ef
fizienz stärken wollen.  

Und nach dieser wirkl ich sehr langen Einlei
tung,  sehr geehrter Herr Bundesrat, für die ich 
mich zu entschuldigen habe : Das ist e in  wesentl i
ches Problem zur Beantwortung Ihrer Frage. 

Präsident: Ich danke, Herr  B undesminsiter. 

Ich halte nur fest: Es waren keine zwei Zusatz
fragen der Frau Bu ndesräti n  Schm idt, sondern 
zwei Zwischenrufe, die Sie so en passant beant
wortet haben .  

Ist e ine Zusatzfrage gewünscht, bitte? - Herr 
Bu ndesrat. 

Bundesrat Adolf Schachner: Herr Bundesmi n i
ster !  Kön nen Sie mir bitte sagen ,  we lche Posten i n  
der Ste iermark davon betroffen sein werden? 

Präsident: Bitte , Herr Bundesmin ister .  

Bundesmin ister Dr .  Franz Löschnak: Sehr ge
ehrter Herr Bundesrat ! In der Ste iermark werden 
neun Gendarmerieposte n davon betroffen sein .  
Wenn S ie  mir  gestatten ,  würde i ch  Ihnen eine li
ste dieser neun Gendarmerieposten zur Verfü
gung ste l len .  (Bllndesrat Sc h a  eh 11 e r: Danke 
schöll.') 

Präsident : Noch eine Zusatzfrage? - Bitte. 

Bundesrat Adolf Schachner: Wenn Sie gestat
ten.  Herr Präsident. - Herr Bundesmi nister !  Sie 
haben erklärt, daß S ie es nicht für opportun fän
den, die Bürgermeister zu befragen .  Sie haben 
richtig ausgeführt, daß d ie B ürgermeister natür
l ich immer, wie wir sagen ,  u m  ihre Kost rennen 
werden .  Ist gewährleistet, daß bei  der Stel lung
nahme der Landesgendarmeriekommanden be
sondere E reignisse oder d ie besondere Lage eines 
Gendarmeriepostens auch berücksic htigt wurden ,  
bevor e r  Ihnen den Vorsch lag, gerade d iesen Po
sten aufzulassen ,  erstattet hat? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesmin ister Dr.  Franz Löschnak: Sehr ge
ehrter Herr Bundesrat ! Noch zum ersten Tei l  Ih
rer  e in leitenden Bemerkung: Ich habe in den 
B rief, den ich schon angerissen habe , wo ich den 
Herren Landeshauptleuten zur Kenntnis gebracht 
habe , welche Gendarmerieposten hievon berührt 
sein werden ,  natürl ich hineingeschrieben ,  daß ich 
für Gespräche - das gi lt  sowoh l  für den Landes
hauptman n  als auch für die betroffenen Bürger
meister - selbstverständlich in absehbarer Zeit 
zur Verfügung stehe,  damit n icht der E indruck 
e ntsteht ,  das wird verfügt, und darüber wird nicht 
gesprochen. Selbstverständlich b in  ich  z u  d iesen 
Gesprächen bereit und würde unter Beizieh ung 

521. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 11 von 74

www.parlament.gv.at



23428 B u ndesrat - 52 1 .  Sitzung - 23 .  November 1 989 

Bundesminister Dr. Franz Löschnak 

der M itarbeiter alles erklären ,  warum d ieser und 
n icht jener.  

Und soweit  mir  bekannt ist , haben die Landes
gendarmeriekommenden alle Umstände von den 
Grundsätzen her,  d ie ich vorhin ausführte, aber 
auch von der Besonderheit des jeweil ige n  Postens 
her berücksichtigt und dan n  diesen Vorschlag 
nach etl ichen Rücksprachen mit Fach leuten in  
den  versch iedensten Bereichen gemacht. 

Ich gehe davon aus, daß d iese Vorschläge von 
Leuten erstellt wurden.  wei l  ja auch die Bezi rks
gendarmeriekommanden befa ßt wurden et cete
ra . d ie wi rk l ich die Lage vor O rt so genau kennen, 
daß sie guten Gewissens diesen Vorsch lag machen 
konnten .  

Ich möchte e ine letzte Bemerkung hinzufügen .  
I ch  habe keinem Landesgendarmeriekommando 
den Auftrag gegeben ,  mir e ine bestimmte Zahl 
von Gendarmerieposten zu nennen. Ich hätte. 
wenn ein Landesgendarmeriekommando an Ste l le 
von jetzt neun - siehe Steiermark - sechs ge
nannt hätte, d rei genannt hätte, das ge nauso h in
genommen .  Ich b in  wirkl ich  davon ausgegangen .  
da ß das Posten sind , d ie be i  Zusammenlegung tat
sächl ich zu mehr Effizienz u nd damit  auch zu 
mehr S icherheit der betroffenen Bevölkerung 
führen .  

Präsident: Danke. 

Wir ge langen zur 6. Anfrage : Herr Bundesrat 
Siegfried Satt lberger (Ö VP. Oberösterreich ! an 
den Herrn Bu ndesmin ister für Inneres. 

Ich bitte den Anfragesteller, die Anfrage münd
l ich zu wiede rholen.  

Bundesrat Siegfried Sattlberger: Herr Bundes
min ister !  D ie Unterkünfte u nd die Arbeitsbedin
gungen i n  den e inzelnen Gendarmeriekomman
den sind - das betri fft jetzt n icht die Zusammen
legung - in Österreich etwas schlecht, aber be
sonders bei u ns i n  Oberösterreich. 

Herr B undesmin ister !  Ich darf Sie fragen: 

168/M-BR/89 

Was unternehmen Sie zur Verbesserung der Ar
hei tsbedingungen auf Gendarmeriposten? 

Präsident: B itte . Herr Bundesminister .  

Bundesmi n ister Dr. Franz Löschnak: Seh r  
geehrter Herr B undesrat! I c h  bitte vorweg um 
Verständn is dafür, da ß es  natürlich bei  einer so 
großen Zahl, wie sie letztendlich 1 040 Gendar
meriedienststeIlen darstel len ,  und damit auch ei
ner so großen Dezentralisierung wirk l ich schwie
rig ist, die E igenheit e ines jeden einze lnen dieser 
1 040 Posten zu  berücksichtigen. Das sozusagen 
als Vorbemerkung. Ich bemühe mich a llerdings, 
ein b ißchen eine L in ie zu halten  oder weiterzu-

verfolgen .  Da gibt es natür l ich  verschiedene An
satzpunkte. Sie wissen das wahrsche in l ich aus ei
genem. 

Es beg innt m it der Frage: Wieso haben wir kein 
Kop iergerät? Wieso müssen wir i n  d ie Sparkasse 
h inuntergehen? Wieso haben wir nur e ine 
Schreibmaschine und nicht drei ,  und wieso ist da 
keine elektron ische dabe i  und. und.  und? Das 
sind alles D inge, d ie  die Mitarbeiter natürl ich be
wegen. d ie  allerd ings auch immer e in  bißehen von 
der wirtschaftl ichen Seite her gesehen werden 
müssen .  Aber diesbezügl ich sind wir dabe i .  ganz 
e infac h Richtl in ien  zu schaffen. zum Beispie l  bei 
diesen Kopiergeräten .  

Es  i s t  e ine Tatsache. da ß erst ab  e iner gewissen 
Mindestanzahl von Kopien das Gerät überhaupt 
von den Leihfirmen zur Verfügung gestellt wird .  
aber n ic ht dan n ,  wenn man vielleicht im Monat 
50 Kopien braucht. Dafür beko mmt man über
haupt kein Gerät. Aber ich bin dagegen. daß die 
Mitarbeiter des Postens dann sozusagen ins Ge
meindeamt - das wäre ja noch h inzunehmen - ,  
aber etwa i n  die Sparkasse bette ln  gehen müssen, 
damit sie zu ihren 50 oder 1 00 Kopien im Monat 
kommen ,  die sie b rauchen. Das sol l  ordentl ich 
se in .  S ie ge hen um die Kopie. s ie haben d iese zu 
bezah len .  Der Beleg geht i n  d ie Handkasse. u nd 
d ie Geschichte hat sich. Man kommt dabei n icht 
e inmal i n  den Anschein von Abhängigkeiten.  Das 
ist das e ine .  was ich vorantreibe. 

Das zweite . was ich versuche vo ranzutreiben, 
ist die techn ische Ausstattung. Ein P roblem ist 
der Kraftfahrzeugpark. das zweite P roblem sind 
d ie Handfunkgeräte. 

Natür l ich höre ich überall ,  wo ich hinkomme. 
man hätte gerne noch ein KFZ dazu . wen n  es 
geht, a l lradangetrieben, und,  und, u nd .  Es gibt da 
viele Perspektiven ,  das ist verständl ich .  aber man 
muß halt versuchen.  einen gemeinsamen Nenner 
zu finden .  Etl iches konnten wir heuer schon zur 
Verfügung stel le n .  etliches werden wir  auch 1 990 
geben können. 

Ein  besonderes Problem ist die Ausstattung mit 
Handfunkgeräten. Es ist e ine gewisse Übera lte
rung von e iner grö ßeren Zahl von Geräten festge
ste llt worden ,  u ngefähr 1 000 sind ä lter als zehn 
lahre, daher sehr reparaturanfäl l ig .  Wir werden 
a lso i n  zwei lahresraten. näml ich heuer und näch
stes Jahr, je 500 z usätzl ich erneuern und dadurch 
auch auf d iesem Gebiet, wie ich glaube, e iniges 
zum Besseren wenden können.  

Dritter und letzter Punkt .  Wir versuchen ,  k le i 
ne bau l iche Mängel auch rascher zu beheben .  Ich 
habe mit dem Finanzminister geredet und sowoh l  
für  Pol izei  als auch  für Gendarmerie für heuer 
noch jeweils 1 5  Mi l l ionen Sch i l l ing erhalten.  Ich 
kann daher den Auftrag geben, den einen oder 
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anderen Bodenbelag auswechseln oder die e ine 
oder andere Trennwand aufstellen zu  lassen ;  es 
sind ja oft so Kleinigkeiten ,  d ie d ie Leute ver
ständlicherweise bewegen .  

Präsident: Danke. 

Wird e ine Zusatzfrage gewünscht? - B itte. 

Bundesrat S iegfried Sattlberger: Herr Bundes
min ister !  S ie haben ja schon selbst angesprochen,  
daß e in  Teil der Arbeitsausstattung oder Arbeits
bed ingungen der Fahrzeugpark ist. Nun  wird im
mer  wieder von den Gendarmeriebeamten be
klagt, daß sie keine den heutige n Anforderungen 
entsprechende P KWs haben .  

Derzeit  sind viele Gendarmeriekom mandos mit 
Autos der Marke " Golf" ausgestattet . aber nicht 
mit neuen, modernen Modellen, sondern mit  dem 
Standardmodel l .  Es wird immer Klage darüber 
geführt ,  daß das nicht mehr zeitgemäß ist. 

Meine Frage geht nun dahin :  Wird man Über
legunge n  anstel len ,  in gebi rgigen Regionen oder 
i n  Regionen mit sonstigen sch lechten Straßenver
hältn issen die Fahrzeuge n icht nur etwas größer 
und moderner auszustatten ,  sondern auch al lrad
betriebene Fahrzeuge einzusetzen? 

Präsident: Bitte, Herr Min ister. 

Bundesmin ister Dr. Franz Löschnak: Ic h habe 
dieses Problem in der Anfragebeantwortung of
fenbar schon vorweggenommen. Ich verstehe das. 
Und man muß auch verstärktes Augenmerk dar
auf wenden, den n  auch dann ,  wenn es sich nicht 
u m  Hochgebirgsgendarmerieposten handelt,  so n
dern eben um Gendarmerieposten in  u nserer ber
gigen Voralpenlandschaft oder sonstwo, geht je
mand , der bei extremen Wetterbedingungen .  wie 
G latte is oder starken Schneefall , wen n  sich ein 
Unfal l  ere ignet hat ,  die H i lfe der Exekutive 
braucht, davon aus, daß d iese auch wirkl ich 
kommt. Dies ist nur möglich ,  wenn sie auch das 
entsprechende Fahrzeug hat. 

Wir werden verstärkt unser Augenmerk darauf 
len ken. Aber ich gebe gleich zu bedenken,  sehr  
geehrter Herr Bundesrat, e s  wird leider n icht so 
sei n  können, daß jeder Gendarmerieposten e in  
Auto mit  All radantrieb bekommt und daß jeder 
Gendarmerieposten,  der a l lenfalls e inen Hund 
zur Verfügung hat, auch noch e in  e igenes KFZ 
für  den Hundeführer bekommt. Das werden wir  
n icht zusammenbringen .  

Präsident: Danke. 

Wird e ine zweite Zusatzfrage gewünscht? -
Bitte. 

Bundesrat Siegfried Sattlberger: Herr Bundes
minister !  E ine letzte Frage zu d iesem Bere ich .  

Wen n  Anliegen beziehungsweise Anträge zur 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen im räumli
chen Bereich an Sie herangetragen werden,  deren 
Notwendigkeit  schon des längeren begründet ist 
und auch dem Minister ium bekannt ist, w ürden 
Sie d iesen eine größere Priorität e inräumen und 
diese auch in nächster Zeit verwirk l ichen? 

Präsident: B itte, Herr M in ister. 

Bundesmin ister Dr. F ranz Löschnak: Sehr ge
ehrter Herr Bundesrat! Diese Prioritätensetzung 
gibt es ja; d iese Liste wird laufend überarbeitet, 
und zwar für jedes Landesgendarmeriekomman
do. also somit für den gesamten Bereich. Was hier 
an Wünschen, Anregungen über das Landesgen
darmeriekommando hereinkommt, wird i n  d iese 
Prioritätenl iste aufgenommen. Das Problem ist 
aber - das brauche ich Ihnen ja nicht zu erzäh len 
-, es sind noch lange n icht so viele Mittel vor
handen,  als die Real is ierung der Wü nsche erfor
derl ich mac he n  würde . Aber das ist ein Problem, 
das es n icht nur im Innenminister ium gibt. 

Präsident: Ich danke. 

Wir kommen zur 7. Anfrage: Herr Bundesrat 
Peter Köpf ( SPÖ, Salzburg! an den Herrn Bun
desm in ister für Inneres. 

Ich b i tte den Herrn Bundesrat Köpf um münd
l iche Wiederhol ung d ieser Anfrage. 

Bu ndesrat Peter Köpf: Herr Bundesm insiter !  
Das für 1 .  Dezember gep lante Nachtfahrverbot 
für LKW auf den Transitrouten hat bei der Bevöl
kerung weit über die e igentl ich betroffene Bevöl
kerung hinaus große Zustimmung u nd Erleichte
rung gefunden .  Diese Maßnahmen,  die da gesetzt 
werden ,  dienen wirkl ich dem Umweltschutz, aber 
vor allem der betroffenen Bevölkeru ng. 

Nun hat es angekündigte Gegenmaßnahmen 
versch iedenster Art im In- und A usland gegeben .  
Darf ich Sie 'fragen, Herr Bundesminister. 

174/M-BR/89 

Welche Vorherei tunge n  habe n Sie i m  Zusam
men hang mit der Ei nfü hrung des Nachtfahrverbo
{es a m  1 .  Deze mber 1 989 getroffe n? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister.  

Bundesmin ister Dr. Franz Löschnak: Seh r  ge
ehrter Herr Bundesrat! Das ist e in  großes Pro
blem der nächsten Tage und Wochen,  da zur lük
kenlose n  Überwachung des Nachtfahrverbotes 
auf jenen Routen ,  die h ievon betroffen sind, zu
sätzl ich etwa zumindest 70 b is 80 Exekutiv
beamte notwendig wären,  die wir zusätzl ich 
schl icht und e infach n icht  haben .  

Wir  werden daher aus  personellen Gründen so 
vorgehen,  daß wir  schwerpunktmäßig e ine Über
wachung in Gre nznähe, aber auch im Landesin-
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Bundesminister Dr. Franz Löschnak 

neren vornehmen werden. Und um das entspre
chend abzusichern, ist beabsichtigt, aus Bundes
ländern, in denen kein  Nachtfahrverbot bestehen 
wird. jenen Bundesländern. wo dieses Nachtfahr
verbot i n  Kraft treten so lL zusätzl ic he Gendarme
riebedienstete vorübergehend zuzutei len,  um zu
mindest in der Anfangsphase eine verstärkte 
Überwachung durchführen zu können.  - Das ist 
das e ine. 

Das andere ist. sehr geehrter Herr Bundesrat, 
daß die Überwachung an und für sich ja Landes
angelegenheit ist, ich daher nur die Strategie ent
wicke ln  kann .  Ob sie dann wirkl ich so durc hge
führt wird ,  l iegt auf e iner anderen Seite d ieses 
"Buches" . Aber ich gehe davon aus, daß die Län
der d iese Maßnahmen dann auch annehmen wer
den .  Vorbesprechungen m it allen betroffenen 
Stel len,  Bundesstel len ,  Landesstellen ,  hat es e in i 
ge Male, zuletzt am 8.  November 1 989, i m  Innen
minister ium gegeben. 

Präsident: Danke. 

Wird eine Zusatzfrage gewünscht? - Bitte . 

B undesrat Peter Köpf: Welche Maßnahmen 
plant d ie Bundesregierung, um das vom deut
schen Innenminister angekündigte, e inse itig ge
gen Österreic h verhängte Nachtfahrverbot n icht 
wirksam werden zu lassen? Hat die Bundesregie
rung d iesbez üglich energische Schritte gesetzt? 

Präsident: Bitte, Herr Min ister .  

Bundesminister Dr .  Franz Löschnak: Sehr  ge
ehrter Herr B undesrat! Es ist wahrscheinl ich Zu
fa l l ,  daß der  Herr  Außenminister schon da ist. 
Aber d iese Frage ist eher an den Herrn Außenmi 
nister zu ste l len ,  da  i ch  nur  für jene Maßnahmen 
zuständig b in ,  die innerhalb des Gebietes der Re
publik gesetzt werden müssen.  Ich gehe davon 
aus, daß al lfä l l ige Gegenmaßnahmen, so es zu 
Blockaden et cetera, kommt oder zu Grenzblok
kaden im mindesten Fall ,  vor der Grenze gesetzt 
werden müssen und nicht auf österreich ischem 
Bundesgebiet. Aber soweit ich aus Gesprächen 
mit dem Herrn Außenmin ister weiß ,  und da hat 
es ja in der Vergangenheit intensive Kontakte ge
geben ,  für die ich danke, ist auch von außenpol it i
scher Seite a lles unterno mmen worden,  um - u m  
das vorsichtig auszudrücken - auf das Nichtver
stehen dieser Maßnahme des Herrn Verkeh rsmi
n isters Zimmermann aus der Bundesrepub l ik 
Deutsch land entsprechend zu reagieren .  U nd 
wen n  ich die gestrigen Meldungen des Fernsehens 
und des Radios richtig vernommen habe, ist e s  ja 
wirklich so, daß der Herr Zimmermann da wei
testgehend al lein steht, daß das nicht einmal im 
Rahme n  der EG mitgetragen wird ,  was schon vie l  
he ißt  u nd was darauf sch ließen läßt ,  daß die Akti
vitäten Österreichs, des Bundesministeriums für 
auswärtige Angelegenheiten nicht nur sehr i nten-

siv und gut waren, sondern offenbar auch Früchte 
getragen haben .  

Präsident: Danke. 

Wird e ine zweite Zusatzfrage gewünscht? -
Bitte. 

Bundesrat Peter Köpf: Gerade das ist ja jener 
U mstand,  der die Bevölkerung vor al lem in  den 
betroffenen Gebieten sehr  besorgt macht,  sehr 
verunsichert. weil sie sich nur al lzugut an die 
LKW -Bloc kade erin nert, die ja gerade in  meinem 
Bundesland zu Szenen geführt hat, die die Bevöl
kerung me hr als verängstigt hat. 

Ich darf Sie daher  frage n ,  Herr Bundesm i nister: 

Ist für d ieses Mal gesichert .  daß die Landes
hauptleute i nsbesondere der betroffenen Gebiete 
voll h inter den Maßnahmen des I nnenministe
r iums stehen, oder ist es möglich, daß so wie bei 
der letzten LKW-Blockade noch Öl i ns Feuer ge
gossen wird? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesmin ister. 

Bundesminister D r. F ranz Löschnak: Herr 
B undesrat ! Wenn S ie die letzte in ländische Blok
kade des Jahres 1 979 meinen. um hier den Ver
gleich herzustellen , dann gehe ic h davon aus, daß 
die Situation eine w i rk l ich gan z  andere ist und 
daß daher die Reaktion der betroffenen Landes
hauptleute eine ganz andere sein  muß ,  was sich ja 
auc h in der Vergangenheit. zumindest in  den letz
ten Wochen,  Monaten schon gezeigt hat, wei l  
ganz e infach die Belastung der  betroffe nen Be
völ kerung Ausmaße erreicht hat, die eben n icht 
mehr erträg l ich  sei n  können. Und daher muß das, 
glaube ich, n icht nur vom Verkehrsmi nister,  vom 
I nnenminister, vom Außenmin ister,  a lso von 
B undesfunkt ionären .  getragen werden, sondern 
d ies muß von den e ntsprechenden Landeshaupt
leuten natürl ich mitgetragen werden .  

I c h  gehe davon aus.  daß,  sollte es, was w i r  nicht 
hoffen, aber was man n icht aussch l ießen kann.  zu 
irgendwelchen Maß nahmen aus dem Ausland 
kommen,  d ie dann zu ähnlichen Ausei nanderset
zungen führen könnten wie 1979. dieses Mal tat
säc hlich al le ausna hmslos h inter den Maßnah
men,  d ie wir  zur Bekämpfung d ieser u nerquick l i
chen Erscheinungen setzen können, stehen wer
den.  

Wir werden zumindest al les tun, u m  unseren 
guten Wil len nicht nur zu zeigen,  sondern auch in 
Taten umzusetzen. 

Präsident: Ich danke dem Herrn Bundesmin i
ster Dr. Löschnak für die Beantwortung der an 
ihn  gestellten Anfragen .  
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Präsident 

Bundesministerium für auswärtige 
Angelegenheiten 

Präsident: Wir gelange n  n u n  zu jenen Fragen,  
die an den Herrn Bundesmin ister für auswärtige 
Angelegenheiten Dr.  Alois Mock gestellt sind , 
den ich h iermit auch gleichzeit ig i n  u nserer Mitte 
wi l lkommen hei ße und begrüße .  (Allgemeiner 
Bei/all. ) 

Das ist die Anfrage 8 :  Herr B undesrat Albrecht 
Konecny (SPÖ, Wie n )  an den Herrn Min ister .  

Ich bitte den Herrn Bundesrat, die Anfrage 
mündl ich zu wiederholen .  

B undesrat Albrecht Konecny: Ich stel le folgen
de Anfrage , Herr Bundesmin ister :  

175/M-BR/89 

Wie beurte i len S ie d ie Entwicklu ng i n  Südafrika. 
bezie h ungsweise welche Mögl ichke iten se hen Sie.  
daß Öster re ich zugunste n der Überwindung des 
Aparthe idsystems auf Südafr i ka einwirkt? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister .  

Bu ndesminister für auswärtige Angelegenhei
ten Dr.  Alois Mock: Sehr  gee hrter Herr Bundes
rat ! Die Tatsache, daß sich in den Ausführungen 
des neuen Staatspräsidenten de K lerk e ine größe
re Flexibi l i tät zeigt, darf nicht darüber h inweg
täusc hen, daß die grundsätzl ichen gesetz l ichen 
Bestimmungen über die Aufrechterhaltung eier 
Apartheid noch immer bestehen.  Es m u ß  daher 
al les gemacht werden,  sowohl zur Sicherung der 
von den Vereinten Nationen besch lossenen Sank
t ionen als auch im Dialog mit der südafrikani
schen Regierung, den Druck auf die Beseitigung 
d ieser gesetzlichen Best immunge n  weiter auf
recht zu e rhalten.  

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte . 

Bundesrat Albrecht Konecny: Herr B undesmi
nister !  Es hat viele Versuche gegeben, und es sind 
verschiedene Mittel angewendet worden ,  von un
terschied l ichen Staaten, um Druck auf die süd
afr ikanische Regierung in der von Ihnen beschr ie
benen Richtung auszuüben. 

Es erscheint mir in  d iesem Zusammen hang au
ßerordentlich bemerkenswert, daß Hermann Co
hen, der stel lvertretende US-Außenmin ister ,  also 
der Vertreter eines Staates, der i n  der F rage der 
Sanktionen b isher außerordentl ich zurückhaltend 
gewesen ist. in e iner A usschußsitzung des Senates 
erklä rt hat, daß Sanktionen e ine Rolle dabei ge
spielt hätten ,  innerhalb der wei ßen Mach tstruktur 
i n  Südafrika e in  neues Denken anzuregen .  

Unter d iesem Gesichtspunkt möchte i ch  die 
Frage an Sie richten,  ob nicht auch Österreich in 
stärkerem Maße unter Ausübung von Druck  die 

Setzung von Sanktionen gegenüber Südafri ka 
verstehen sol lte? 

Präsident: B itte, Herr Bundesmin ister .  

Bu ndesmi n ister Dr .  Alois Mock: Sehr geehrter 
Herr B undesrat ! Es ist richtig, daß die Wirksam
keit von Sanktionen e ine i nternational umstritte
ne Frage ist. Wir waren doch der A uffassung, 
auch die vorhergehende B undesregierung, daß 
sämtl iche Möglichkeiten - unbeschadet der Dis
kussion über ihre Wirksamkeit - gen ützt werden 
sollen. um Druc k auf Südafr ika auszuüben. 

Wir haben uns in d iesem Zusammenhang im
mer e ine  gewisse Orientierung genommen an  den 
\llaßnahmen der Europäischen Gemeinschaft. 
Wir werden es auch in Zukunft so halten. Und ich 
we rde bei den nächsten EPZ-Konsultationen mit 
dem Vorsitzenden des Außenmin isterrates der 
Europäischen Gemeinschaft diese F rage wieder 
anschneiden. 

Präsident: Danke. 

Besteht  der Wunsch nach einer zweiten Zusatz
frage? - Bitte. 

Bundesrat Albrecht Konecny: Herr Bundesmi
nister! Von den Vere in igten Staaten ,  aber auch 
von euro päischen Mächten ist der neuen Präsi
dentenschaft, der neuen Regierung gewisserma
ßen eine Frist - nicht in  ausgesproc hener Weise . 
aber pol it isch - ei ngeräumt worden.  d ie ganz a l l 
gemein bis vor den Sommer 1 990 determiniert ist . 

Sollten sich b is dahin keine substan tie l len Ver
änderunge n  ergeben - und da geht  es, wie Sie 
richtig betont haben, nicht nu r  um die pol itische 
Rhetorik ,  sondern auch um materiel le Maßnah
men. u m  gesetzl iche Maßnahmen - ,  sollte es also 
bis dahi n  n icht zu einem solchen Wandel in  der  
südafrikanischen Polit ik kommen. so  ist doch von 
einer Reihe von Staaten eine Verschärfung der 
Gangart zu erwarten,  darunter ganz offensich t
l ich auch von den Verein igten Staaten .  

Die Frage an S ie, Herr Bundesminister: Haben 
Sie auch in Ihrer pol itischen Konzeption e ine sol
che Bewährungsfrist für die neue südafrikanische 
Führung ink ludiert, u nd beabsichtigen auch Sie ,  
nach Ablauf einer allenfalls exist ierenden Fr ist 
e ine Verschärfung der österreichischen Gangart 
i ns Auge zu fassen? 

Präsident: Bitte, Herr B undesmin ister .  

Bundesmi n ister Dr .  Alois Mock: Herr  Bundes
rat! Es ist zwar keine solche "Bewährungsfrist" 
von mir  ausgesprochen worden, aber ich glaube, 
daß es angebracht wäre, im Sommer 1 990 auch 
u nsere Pol it ik in dieser Frage e iner  neuerl ichen 
Überprüfung zu u nterziehen.  
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Präsident 

Präsident: Danke. 

Wir gelangen n unmehr zur Anfrage 9: Herr 
B undesrat Dr. Herbert Schambeck (Ö VP, Nieder
österreich) an den Herrn Bundesminister für aus
wärtige Angelegenheiten, und ich b itte ihn, d ie  
Anfrage m ündl ich z u  wiederholen. 

Bundesrat Dr. Herbert Schambeck: Herr Bun
desmin ister! Mannigfach s ind auf verschiegenen 
Gebieten die Beziehungen der Republ ik  Oster
reich und der Deutschen Demokratischen Repu
b l i k .  Im Hinblick darauf möchte ich Sie fragen :  

169/M-BR/89 

Wie beurte i le n  Sie aus öste r re ic hisc h e r  Sic ht  die 
Entwic k l u ng i n  der DDR? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister .  

Bundesmin ister Dr .  Alois Mock: Es ist  sicher
l ich so , daß die Ab löse von Staats- und Parte ichef 
Honeekel' solche u mfassenden Liberalisierungs
maßnahmen für den Reiseverkehr gezeigt hat. 
daß es auch dort zum Beginn von Reformen ge
kommen ist. 

G le ichzeitig muß man registrieren ,  daß doch 
bei der Sozial istischen Einheitsparte i d ie Absicht 
bestand oder besteht ,  so weit  wie mögl ich die ein
zigartige Machtposition und ihr Mach tmonopol 
zu erhalten .  was zu  weiteren Demonstrationen 
der dortigen Bevölkerung gefü hrt hat. Es ka n n  
heute noch nicht gesagt werden - u nd das ist der 
substantie l le Unterschied zu  Polen u nd Ungarn 
- ,  ob sich die DDR tatsäch l ich  auf den Weg der 
parlamentarischen Demokratie und der Markt
wirtschaft begibt. 

Präsident: Danke. 

Wird eine Zusatzfrage gewü nscht? - Bitte .  

Bundesrat Dr . Herbert Schambeck: Österre ich 
hat sich in den Jahrzehnten seiner dauernden 
Neutral ität gleichze itig immer  auch zur freien 
westlichen Welt abendländischer Prägung u nd 
zur westl ichen Demokratie bekannt u nd hat s ich 
bemüht,  e ine Brücken- und Vermittlerfunktion 
auszuüben. 

Im H inbl ick darauf möchte ich Sie,  Herr Bun
desminister, noch fragen :  Welche Möglichkeiten 
gibt es aus österreichischer S icht, überhaupt zur  
Förderung des Demokratisierungsprozesses im 
Ostblock beitragen zu können? 

Präsident: Bitte, Herr Min ister. 

B undesmi nister Dr. Alois Mock: Ich glaube, es 
gibt einmal die Möglichkeit der grundsätzl ichen 
Verfolgung der bisherigen pol itischen Linie. Das 
heißt, u nsere Überzeugung in Kontakt mit den 
Verantwortlichen d ieser Länder k lar zum Aus
druck zu bringen, u nd zwar sowohl  gegenüber 

den Ländern, d ie  noch das kommu ni st ische Ein
parteienregime aufrechterhalten,  als auch gegen
über Ländern, wo der Reformprozeß eingesetzt 
hat oder beacht l iche Fortschritte erreicht hat. 

Das ist geschehen in  den diplomatischen Kon
takten meines Ressorts, das geschieht auch durch 
den Besuch e iner Reihe von Mitgliedern der B un
desregierung, sei es i n  Ungarn oder vor kurzem, 
vor wen igen Wochen anläßl ich des Regierungs
wechsels in Polen du rch Vize kanzler Riegler ,  das 
wird auch jetzt geschehen durch den Besuch von 
Bundeskanzler Vran itzky in Ostberl i n .  

Präsident: Danke. 

Wird eine zweite Zusatzfrage geste l lt? - Bitte. 

Bu ndesrat Dr.  Herbert Schambeck: Von Öster
reich und auch von e inzelnen B undesländern 
we rden seit langer Zei t  zu  unseren Nachbarn, 
auch im Bere ich der Volksdemokratien ,  entspre
chende Kontakte einer ausgeprägten Nachbar
schaftspolit ik auf verschiedenen Gebieten gehal
ten. 

Ich möchte S ie im Hinbl ick darauf fragen :  Wel
che Bedeutung messen Sie der Demokratisie
rungswel le ,  die sich in den Ostb lockstaaten ab
zeichnet, für d iese Nachbarschaftspo l i t ik  be i?  

Präsident: Bitte , Herr M inister. 

Bundesmin ister Dr. Alois Mock: Die Nachbar
schaftspolit ik,  die ein prioritäres Anl iegen eier 
Außenpol it ik der Bundesregierung ist, hat es in 
elen vergangenen Jahren und Jahrzehnten er
laubt, e inzelne Akte völkerverbindender Art zu 
setzen - trotz der völ l ig gegensätz l ichen pol iti
schen Regime: auf der einen Seite ein demokrati
sches Regime, auf der anderen Seite eine E inpar
teiendiktatur.  

Durc h  d ie neuen Reformbewegungen ist es 
möglich geworden ,  diese Zusammenarbeit  auf 
al le Sac hgebiete auszuweiten, vor a l lem natürl ich 
mit Ländern wie Polen u nd U ngarn,  aber auch 
mit der Sowjetunion oder vorher auch schon mit 
Jugoslawien. 

Das he ißt. meine Damen und Herren ,  es zeich
net sich die Chance e iner völl ig neuen europäi
schen Konstel lation ab. Wenn die Konstel lat ion 
von 1 945 oder 1 947 bis 1 988 als die Periode der 
fr iedl ichen Koexistenz bezeichnet wurde, die na
türlich alles a ndere als e ine  Periode der friedli
chen Koexisten z  war - das war eine Periode der 
breiten Konfrontation, mit  Ausnahme der m i li tä
rischen Konfrontation - ,  so geben el i e  demokra
tischen Reformbewegungen jetzt d ie  Chance, daß 
man zu einer zweiten Periode der breiten u nge
h inderten Zusammenarbeit  kommt. Das könnte 
in den neunziger Jahren zu e iner völ l ig neuen 
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Qualität der Beziehungen zwischen West- und 
Oste uropa führen. 

Präsident: Danke. 

Wir ge langen zur Anfrage 1 0: Herr B undesrat 
Gernot Rumpold (FPÖ, Kärnten ) an den Herrn 
Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten .  
Ich bitte den Herrn Bundesrat, d ie Anfrage 
mündl ich  zu wiederholen. 

Bundesrat Gernot Rumpold: Herr Bundesm in i 
ster !  Die Demokratisierungswelle i n  Osteuropa 
hat auch vor Jugoslawien n icht halt gemacht. Hier 
ist nu r e in  Spezifikum zu beobachten: daß n ic ht 
der Gesamtstaat h inter der Demo kratisieru ngs
welle steht. sondern nur Tei lregionen .  Zu einer 
d ieser Te i l regionen gehört S lowenien.  Dort f in
den im Frühjahr Parlamentswahlen statt, und es 
bahnt sich dort e ine Mehrparteienregierung be
ziehungsweise eine Mehrparteiendemokratie an .  

Und jetzt ist d ie  Frage von mir an S ie :  

179/M-BR/89 

We lche Maßnahmen haben Sie h is heute get rof
fen .  um die opposit ione llen demokrat isc he n  K räfte 
in Slowe nie n  zu u nterstützen ?  

Dort kandidieren nämlich d ie  trad itionelle 
Kommunistische Partei .  dann die abgespl itterte 
Parte i der Jungen Slowenen, e ine Sozial istische 
Parte i .  eine Volkspartei u nd eine Bauernparte i ,  
wobe i s ich  d ie  Volkspartei .  d ie  Sozial istische Par
te i und die Bauernpartei auf e iner Wahlplattform 
anbieten.  

Präsident: B itte , Herr B undesmin ister .  

Bundesminister Dr.  Alois Mock: Seh r  geehrter 
Hen Bundesrat! Es werden d ie Bemüh ungen um 
e ine pluralist ische Demokratie dort in  der  glei
chen Weise wie i n  den anderen osteu ropäischen 
Ländern d urch eine Vielzahl von Kontakten de
mokratischer österreich ischer Kräfte mit demo
kratischen Gruppen in Slowenien u nd anderen 
Te i l republ iken Jugoslawiens unterstützt. 

Es wird diese Entwicklung natürl ich auch 
durch die allgemei ne Förderung des Annähe
rungsprozesses Jugoslawiens an den Westen un
terstützt, vor a llem durc h  die Annäherungspro
zesse an d ie Europäische Fre ihandelsassoziation,  
und letzt l ich erfolgt die U nterstützung auch 
durch die polit ischen Akademien der österreichi
schen Parteien in Zusammenarbeit mit  den dort i 
gen demokratischen Kräften .  

N icht zuletzt sol l  die reiche Besuchstätigkeit 
von Mitgliedern der Bundesregierung, aber auch 
vom Kärntner Landeshau ptmann erwähnt wer
den, was d ieser Entwicklung sicher förderl ich ist. 

Präsident: Danke. 

Wird eine Zusatzfrage gewünscht? - Das ist 
nicht der Fal l .  

Wir  ge langen zur Anfrage 1 1 :  Frau Bundesrä
tin Dr. E lisabeth H lavac (SPÖ, Wien) an den 
Herrn Minister. Ich b itte, die Anfrage münd l ich 
zu wiederholen .  

Bundesrätin Dr.  E l isabeth Hlavac: Sehr geehr
ter Herr Bundesminister !  Meine Frage an S ie :  

176/M-BR/89 

We rden Sie die öster re ichische E ntwicklu ngs h i l
fe fü r N icaragua fortsetzen'! 

Präsident: B itte. 

Bundesminister Dr .  Alois Mock: Ja .  

Präsident: Zusatzfrage? - Bitte . 

Bundesräti n  Dr.  Elisabeth Hlavac: Das ist sehr  
erfreul ich .  Können Sie mir sagen, i n  welcher G rö
ßenordnung d iese E ntwicklungsh i lfe sein so ll? 

Präsident: B itte. Herr Minister .  

Bu ndesm i nister Dr .  Alois Mock: Ich werde die 
Entwicklungsh ilfe für N icaragua für das Jahr 
1 989 ungefähr  im gleichen Ausmaß ,  abhängig 
von den einzelnen P rojekten , wie 1 988 dotieren .  
Das dürfte zwischen 23 und 26 M il l ionen Schi l 
l ing l iegen.  

Präsident: Danke. 

Zweite Zusatzfrage? - B itte . 

Bundesrät in Dr. E l isabeth Hlavac: Herr Bun
desmin ister!  U nter Ihren Vorgängern hat es  für 
\'icaragua auch Finanzkredite gegeben . Wie ste
hen Sie zu dieser Frage? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

B undesminister Dr. Alois Mock: Die Finanz
kredite an Nicaragua wurden seit e in iger Zeit 
nicht mehr fortgeführt. Sie stehen in einem sehr 
beschrän kten Ausmaß zur Verfügung, und ich 
konzentriere sie vor allem auf die ärmsten Länder 
im E ntwick lungshilferaum. 

Präsident: Danke. 

Wir gelangen zur Anfrage 1 2 : Herr B undesrat 
Jürgen Weiss r Ö vP, Vorarlberg) an den Herrn 
Min ister. Ich b itte den Herrn Bundesrat. die An
frage mündlich zu stel len.  

B undesrat Jürgen Weiss: Herr B undesminister !  
Im Zuge der letzten Föderalismusnovelle wurde 
auch den Bundesländern die Möglichkeit einge
räumt, mit Nachbarstaaten Verträge über i h ren 
eigenen Wirkungsbereich abzusc hl ie ßen . 

Ich frage Sie nun :  
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Jürgen Weiss 

170/M-BR/89 

In welc her We ise haben die B undesländer b isher 
vo n der m i t  Jahresbegin n  gesc haffe n e n  Mögl ic h keit  
Gebrauch ge macht .  V e r h a nd l ungen über den Ab
sc hluß vo n Staatsverträgen mit Nac hbarstaaten e i n
zuleiten? 

Präsident: B itte, Herr B undesminister. 

Bundesminister Dr. Alo is Mock: Herr Bundes
rat ! Von dieser durch  die Bundes-Yerfassungsge
setz-Novel le 1 988 geschaffenen Möglichkeit wur
de b ishe r nicht Gebrauch gemacht .  

Präsident: Zusatzfrage? - Bitte sehr. 

Bu ndesrat J ü rgen Weiss: Herr Bundesm inister �  
Das könnte wohl  auch damit zusammen hängen, 
daß die österreichisc hen Bundesländer im Ver
gleich zu ihre n  deutsc hen und Schweizer Nach
barländern bei der Ausübung d ieser Staatsver
tragshoheit wesentlich stärker e ingeschränkt,  um 
nicht zu sagen ,  bevormundet sind .  

Besteht von Ihrer Seite d ie Abs icht, an einer 
Stärkung der Position der österreich ischen Bun
desländer i m  österreich ischen Verfassungsrecht 
mitzuwirken ?  

Präsident: Herr Minister .  

B undesminister Dr.  Alois Mock: Verehrter 
Herr Bundesrat! U nabhängig von meiner Ab
sicht, bei jeder Stärkung der Ste l lung der östen'e i
chisehen Bundesländer i m  österre ichischen Ver
fassungsrahmen mitzuwirken, möchte ich sagen ,  
daß diese Yerfassungsgesetznovelle von al len 
Bundesländern und ih ren Vertretern  als sehr po
sitiv begrü ßt wurde. 

Ich gehe daher von der Annahme aus, daß d ies 
derzeit unseren Bedürfnissen entspricht, wobei ja 
diese Regel ung sogar weitergeht  als die Rechte, 
die zum Beispiel den Schweizer Kantonen zuge
standen sind, obwoh l  die Schweizer Kantone 
sonst eine viel  stärkere Ste l lung i m  Rahmen der 
schweizerischen Bundesverfassung haben als die 
österreichischen Bundesländer. 

Ich nehme an, daß d ies nur ein Zeitproblem ist 
und daß die an und für sich sehr fruchtbringende 
Arbeit im Rahmen der Arbeitsgemeinschaft Alp 
oder Alpen-Adria sich bald in  solchen regionalen 
Verträgen niederschlagen wird. 

Präsident: Die zweite Z usatzfrage. 

Bundesrat Jürgen Weiss: Herr B undesminister! 
Es wird fal lweise die Ansicht vertreten, daß es 
sich bei Art ikel  1 6  Abs .  1 der Bundes-Verfassung 
n icht um eine eigenstän dige Staatsvertragshoheit 
der Bundesländer handle ,  sondern um eine Art 
dezentraler Ausübung von Bundeszuständigkei
ten ,  Tei le n  Sie diese Ansicht? 

Präsident: Bitte. 

Bundesmin ister Dr.  Alois Mock: Nein ,  ich teile 
d iese Auffassung nicht. 

Präsident: Wir gelangen zur Anfrage 1 3: Frau 
B undesrätin Irene Crepaz (SPÖ. Tiro/) an den 
Herrn Min ister.  Ich bitte Sie, Frau B undesrätin ,  
d ie schriftl ich gestel lte Anfrage auch mündl ich zu 
wiederholen .  

Bundesrätin Irene Czepaz: Herr Außenmini
ster! Ich komme aus Tiro l ,  daher interessiert mich 
a uch die E ntwick lung südl ich des Brenners, unse
res Nachbarlandes. Meine Frage lautet: 

177/M-BR!89 

Wie ist der  gege nwärtige Stand der D u rc hfü h
r u ng des S üd t i rol paketes d u rc h  [tal ien? 

Präsident: Bitte , Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr .  Alois Mock: Frau Bundes
rät in !  Es sind derzei t  al le Maßnahmen des Südti
rolpaketes auf Regierungsebene erfül lt  und fast 
a l le Maßnahmen auch auf parlamentarischer 
Ebene besch lossen .  

E s  gi lt  noch, für Maßnahme 5 5 ,  1 1 1  u n d  1 37 
d ie entsprechenden Erfü l lungsakte zu setzen ,  wo
bei ich h inzufügen möchte, daß die Maßnah
me 55, das hei ßt, d ie Neuordnung der F inanzre
gelung, am 1 5 . November von der ital ien ischen 
Abgeordnetenkammer besc h lossen wurde, auch 
wenn das noch nicht publ iziert worden ist. Diese 
Maßnahme sieht vor, daß der Provinz  Bozen 
rund 90 P rozent der Steuereinnahmen zur Verfü
gung stehen .  Das ist übrigens e ine Maßnahme, die 
uns wegen ihrer Großzügigkeit beträchtl iche 
Schwierigkeiten schaffen dürfte , wen n  sie auch 
für den österreich ischen Finanzausgleich e ines 
Tages in Anspruch genommen werden würde, 
wenn ich das sozusagen nur als Zusatz anfügen 
darf. 

Die Maß nahme 1 1 1 , die Neuordnung der Se
natswahlkre ise ist in parlamentarischer Behand
lung, und ich rechne eigentl ich mit e iner  endgül
tigen Besch lu ßfassung im italien ischen Parlament 
i n  den nächsten Wochen. 

D ie Maßnahme 1 37 ,  die Schaffung e iner Kom
mission für die Probleme der Provinz Bozen,  die 
e inmal nach e iner Streitbeilegungserklärung tätig 
ist, wurde noch n icht ergriffen .  Diese Maßnahme 
ist an und für sich nach dem Operationskalender 
im techn ischen Sinn keine Voraussetzung für die 
Streitbei legungserk lärung. Wir sind jedoch der 
Auffassung, daß sie vorher auch erfül l t  werden 
soll .  Ich sehe h ier an und für sich keine größeren 
Schwierigkeiten.  

Es gibt aufgrund der Beratungen der Südtiro ler 
Volkspartei am 1 0. Dezember 1 988 e i ne Reihe 
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Bundesminister Dr. Alois Mock 

von pol itischen Vorschlägen ,  deren Behandlung 
noch notwendig ist . zum Beispiel e ine endgül tige 
Regelung der O ptanten frage - das ist e ine Frage , 
die zwischen der Bundesrepubl ik Deutschland 
und Italien zu lösen ist - ,  und neben zwei ,  d re i  
anderen Punkte n  vor al lem die F rage der Aus
richtungs- u nd Koord inationsbefugnisse des ita
l ienischen Ministerpräsidenten,  das he i ßt, wieweit 
kann die Autonomie gegen autonomiefe indl iche 
Eingriffe aufgrund e ines j üngeren Kompetenzge
setzes abgesichert werden .  Ich b in  grundsätzl ich 
optimistisch ,  daß auch d iese Frage . diese pol i t i 
sche Forderung in den nächsten Monaten zufrie
denste I lend ge löst werden kann. 

Präsident: Bitte , Frau Bundesrät in,  die zweite 
Zusatzfrage. 

Bundesrätin I rene Crepaz: Eine Zusatzfrage 
haben Sie mir  praktisch  mit I hrer e rsten Antwort 
schon beantwortet. 

Jetzt möchte ich Sie noch fragen :  Welche Vor
aussetzungen müssen noch erfü l lt  werden,  damit 
Österreich gegenüber den Vereinten Nationen die 
Streitbeendigungserklärung abgeben kann,  und 
wann rechnen Sie mit d ieser Möglichkeit? 

Präsident: Herr Bundesminister .  

Bundesmin ister Dr. Alois Mock: Gru ndsätzl ich 
ist die vol le Erfül l ung des Pakets notwendig, p lus 
d ie von mir beispielsweise aufgezählten politi
schen Forderungen aus den Besch lüssen vom 
1 0 . Dezember 1 988. Ich glaube, damit könnten 
wir d ie Frage a l lenfalls ,  zumindest nac h den Wor
ten des Altlandeshauptmannes Magnago, im Jah
re 1 990 endgültig lösen,  ohne daß dadurch .  das 
möchte ich u nterstreichen, meine Damen und 
Herren ,  die Schutzfun ktion Österreic hs einge
schränkt wird . 

Präsident: Danke. 

Habe ich richtig verstanden ,  daß damit beide 
beabsichtigten Zusatzfragen beantwortet sind? 

Bundesräti n  Irene Crepaz: Ja. 

Präsident: Wir kommen zur Anf�.age 1 4: F rau 
Bundesrätin Agnes Schierhuber ( O VP. Nieder
österreich ) an den Herrn Minister.  Ich b itte , d ie 
Anfrage mündl ich zu wiederholen. 

Bundesräti n  Agnes Schierhuber: Geschätzter 
Herr Bundesminister !  Als WaldviertleI' sind wir 
sehr i nteressiert, was an u nserer nördlic hen Gren
ze passiert. 

Meine Frage daher: 

171/M-BR/89 

Welche Fortschritte konnten Sie i m  Interesse der 
österreich ischen Bevölkerung zum Sch utz von U n
fäl len in grenznahen Ato m kraftwe rken erre ichen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesmin ister .  

Bundesminister Dr.  Alois Mock: Frau B undes
rät in !  Es gibt zum Schutze der österreich  ischen 
Bevölkerung vor den von ausländischen Kernan
lagen ausgehenden Gefahren folgende in den 
letzten Jahren abgesch lossene Verträge: e i n  Ab
kommen mit Ungarn ,  das im Jahre 1 987  publi
ziert wurde. ein Abkommen mit der DDR, ein 
Abkommen mit der UDSSR und e in  Abkom men 
mit  der  Tschechoslowakei ,  das  i n  den letzten Wo
chen und Monaten durch e in  jü ngeres Abkom
men ersetzt wurde, welc hes sich auf das gesamte 
Staatsterritorium der Tschechoslowakei ausdehnt 
und eine vol le Information Österre ichs über die 
Planung, E rrichtung und den Betrieb von Kern
kraftanlagen vorsieht. 

Es gibt darüber hinaus mit der Bundesrepubl ik 
Deutschland und mit J ugoslawien laufende Ver
handlungen im gleichen Bere ich und, wie ich hof
fe , bevorste hende Verhandl ungen mit der 
Schweiz und Ita l ien .  

Präsident: Danke. Wird e ine Zusatzfrage ge
wünscht? - Bitte. 

Bu ndesrätin  Agnes Schierhuber: Sehr ge
sc hätzter Herr Bundesminister !  Kam beim letzten 
Besuch von M inisterpräsident Adamec und Au
ßenmin ister Johanes in  Österreich auch wieder 
das Problem der grenznahen tschech ischen Kraft
werke zur Sprache? 

Präsident: Bitte . Herr Bundesmin ister .  

Bu ndesminister Dr. Alois Mock: Ich habe auf
grund von Demarchen vor al lem der Abgeordne
ten aus den grenznahen Gebieten N iederöster
reichs und Oberösterreichs u nd aufgrund von Re
so lutionen der Bürgermeister die Frage zur Spra
che gebracht  und dabei nicht nu r  auf das zwi
schenstaatliche Abkommen Bezug genommen, 
sondern dem tschechischen Außenminister ein 
Memorandum überreicht, in  dem grundsätzlich 
festgestel lt wird, daß es die Position Österreichs 
ist, überhaupt auf d ie N utzung, auch die friedl i 
che Nutzung, von Kernkraftan lagen zu verzichten 
und daß wir im Rahmen der bestehenden völker
rechtl ichen Normen und guten zwischenstaatli
chen Beziehungen mit allem Nachdruck auch in
ternational d iesen Standpunkt vertreten werden .  

Präsident: Danke. Zweite Zusatzfrage . 

Bundesrätin  Agnes Schierhuber: Herr B un des
min ister !  Meine zweite Zusatzfrage bezieht sich 
auf d ie BRD. Gibt es nach dem Aus für Wackers
dorf mit der BRD neue Entwicklunge n  a uf die
sem Gebiet? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesmin ister. 
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Bundesmin ister Or. Alois Mock: Nach den 
" neuen" E ntwick lungen i m  Zusammenhang mit  
Wackersdorf scheint es  möglich zu sein ,  in  den 
nächsten Monaten d ie  damals unterbrochenen 
Verhandlungen wieder aufzunehmen. 

Präsident: Die Fragestunde ist beendet. 

Ich danke auch dem Herrn Bundesmin ister für 
auswärtige Angelegenheiten für die Beantwor
tung der an ihn gestel l ten Anfragen .  

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: E ingelangt ist e in  Schreiben der Prä
sidentin des  Kärntner Landtages betreffend eine 
Ersatzwahl  i n  den B undesrat. Ich ersuche die 
Frau Sc hriftführer in  um Ver lesung des Schrei
bens. 

Schriftfü hrerin Grete Pirchegger: 

"An den 

Präsidenten des B u ndesrates Ing.  Anton Nigl 

Dr . -Kar l -Renner-Ring 3,  

1 0 1 7 Wien 

Sehr geeh rter Herr Präsident! Der Kärntner 
Landtag hat in seiner 7. Sitzung am 7.  November 
1 989 auf Grund des Verzichts von Herrn Bundes
rat a. D. Kommerzial rat Rupert Schiffrer und der 
Nachfolge seines E rsatzmitgl iedes Herrn Ge rnot 
Rumpold fo lgende Wahl getroffen: 

Zum M itglied des Bundesrates Gernot Rum
pold , geb . 1 1 . .9. 1 95 7 , 9500 Vi l lach ,  Tsch inowi
tscherweg 52 

und zu seinem E rsatzmitglied Mathias Kreml,  
geb .  29 .  1 .  1 960, 9546 Bad Kleinkirchheim,  Hotel 
"Kärntnerhof" . 

I n  der Anlage übermittle ich ein aktuelles Ver
zeichnis der Mitglieder des Bundesrates und i hrer 
E rsatzmitgl ieder,  die vom Kärntner Landtag ge
wählt sind. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

Karin Achatz" 

Präsident: Dient zur Kenntnis. 

E ingelangt sind ferner zwei Schreiben des Bun
deskanzleramtes betreffend Ministervertretun
gen .  

Ich ersuche die F ra u  Schriftführer in um Ver le
sung dieser Schreiben .  

Schriftfüh rerin Grete Pirchegger: 

"An den 

Präsidenten des Bundesrates 

Der Herr B undespräsident hat am 10. No
vember 1 989, Zl .  1 005-06/44, fo lgende Entsch lie
ßung gefa ßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue ich 
für d ie Dauer der Verhinderung des Bundesmini
sters für öffentliche W irtschaft u nd Verkehr 
Dipl . Ing. Dr. Rudolf Streicher innerhalb des Zeit
raumes vom 22.  bis 24. November 1 989 den Bun
desminister für F inanzen D kfm. Ferd inand Laci 
na  mit der  Vertretung. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen um 
gefäl l ige Kenntnisnahme M ittei lung zu machen. 

Für den Bundeskanzler 

Dr. Wiesmülle r" 

"An den 

Präsidenten des Bundesrates 

Der Herr Bundespräs ident hat am 16 . No
vember 1 989, Zl .  1 005-05/23, folgende Entsch l ie
ßung gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bu ndeskanzlers betraue ich 
für die Dauer der Verhinderung des B undesmin i
sters für Arbeit und Soziales Dr. Walter Geppert 
innerhalb des Zeitraumes vom 23. bis 25. No
vember 1 989 den Bundesmin ister fü r Gesu ndheit 
und öffentlicher D ienst lng. Harald Ettl mit der 
Vertretung. 

Hievon beehre ich mich m it dem E rsuchen um 
gefäll ige Kenntnisnahme M ittei lung zu machen .  

Für den Bundeskanzler 

Dr. W iesmüller" 

Präsident: D ient ebenfalls zur Kenntnis. 

Eingelangt sind weiters jene Besch lüsse des Na
tionalrates, die Gege nstand der heutigen Tages
ordnung sind. 

Ich habe diese Vorlagen den in Betracht kom
menden Aussch üssen zur Vorberatung zugewie
sen .  

Die Ausschüsse haben d i e  Besch lüsse des Na
tionalrates einer Vorberatung unterzogen und 
schriftl iche Ausschußberichte erstattet .  

Wird zur Tagesordn u ng das Wort gewünscht? 
- Dies ist nicht der Fall .  

Wahl eines Ordners für den Rest des 2. 
Halbjahres 1989 

Präsident: Wir gelangen zur Wahl e ines Ord
ners für den Rest des 2. Halbjahres 1 989. 
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Präsident 

Im Sinne des § 6 Abs. 3 der Geschäftsordnung 
ist für den Rest der laufenden F unktionsperiode 
e in  Ordner über Vorschlag der Fraktion freiheit
l icher Bundesräte zu wählen .  

Vorgeschlagen ist, Bundesrat Mag.  Georg Lak
ner zum Ordner zu wäh len .  Ich führe - sofern 
sich kein E inwand erhebt - diese Wahl mittels 
Handzeichen d urch .  - E inwand l iegt keiner vor. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, die 
dem Wahlvorschlag zust immen ,  um ein Handzei
chen. - Damit ist der Wahlvorsc hlag angenom
men und Bundesrat Mag. Georg Lakner zum 
Ordner für d ie laufende Funktionsperiode ge
wäh lt. 

Ich frage den Gewählten,  ob er d ie Wahl an
n immt. ( Bundesrat Mag. Georg L a  k 11  e r nimml 
die Wahl an. ) . 

1 .  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 9. No
vember 1 989 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Bundesgesetz vom 1 0. Juli 1974 über die 
Hilfe an Entwicklungsländer (Entwicklungshil
fegesetz) geändert wird (270/A-II-7970 und 
1082/NR sowie 3746/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen nunmehr in die Tages
ordnung e in und gelangen zum 1 .  Punkt :  Bundes
gesetz, mit dem das Bundesgesetz vom 1 0. Jul i  
1 974 über die Hi lfe an E ntwickl ungsländer (Ent
wickl ungshi lfegesetz) geändert wird.  

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Dr. 
Milan Linzer übernom men. Ich b itte ihn um den 
Bericht .  

Berichterstatter Dr. M i lan Linzer: Herr Bun
desm inister! Meine Damen u nd Herren !  Ausga
ben des Bundes dürfen gemäß § 40 Abs. 1 BHG 
in  der geltenden Fassung nur in dem Ausmaß ge
leistet werden ,  wie dies zur Erfü l l ung fäl l iger  Ver
pfl ichtungen erforderl ich ist. 

Da für Abweichungen von d iesem trage nden 
Grundsatz der Haushaltsführung der Verwaltung 
kein Ermessensspielraum eingeräumt ist, bedür
fen die in  sach l ich begründeten Ausnahmefäl len 
erforderl ichen Abweichungen von d iesem Grund
satz n icht nur einer besondere n  gesetz l ichen Er
mächtigung (im jewei l igen Mater iengesetz) ,  son
dern in Übereinst immung mit gleichartigen Aus
nahmeregelungen (z .B.  § 5 Abs. 3 ,  § 6 Abs. 5 und 
§ 41 Abs. 4 B HG) auch des Zusammenwirkens 
mit dem Bundesminister für F inanzen .  

Bestimmte Entwick lungsh i lfeleistungen im 
Sinne des Abschnittes l I des Entwicklungshi lfege
setzes, insbesondere Co-Finanzierungen mit der 
Weltbank, aber auch Di re ktleistungen an Ent
wick lungsländer und i nternationale Institutionen 
sowie bilaterale F inanzhi lfen erfordern wegen der 

Besonderheit ihrer finanziel len  Abwic kl ung e in  
Abweic hung von § 40 Abs. 1 BHG.  

Die  Abwicklung d ieser Co-F inanzierung macht 
vertragl iche Vereinbarunge n  sowoh l  auf zwi
schenstaatl icher als auch auf i nnerstaatl icher Ebe
ne erforderlich. 

Diese Vereinbarungen beziehen sich zwar i m  
Grunde auf den gleichen Gegenstand,  weisen 
aber auf Grund der E igenart der jeweil igen Rege
lungsinhalte entsprechend untersch iedl iche Fi
nanzierungsmodal itäten auf. 

Ähnl iches gi lt auch für andere vom Bundesmi
nister ium für auswärtige Angelegenheiten außer
halb der Co-Finanzierung zugunsten vom Ent
wicklungsländern bi lateral vereinbarten Entwick
lungshi lfeleistungen. 

Die Besonderheiten der Abwick lung derartiger 
Entwick lungshi lfele istu ngen br ingt es insbeson
dere auch mit sich ,  daß für e inschlägige Förde
rungsfälle untersch iedliche Zah lungstermine zu 
beachten sind. ( VizepräsidefZt S i r  u. I z e f1 b e r -
g e r  übernimmt den Vorsitz. ) 

Mit dem vorl iegenden Beschluß des National
rates soll n unmehr die im S inne § 40 Abs. 1 BHG 
notwendige haushaltsrechtIiche Voraussetzung 
unter gleichzeitiger Beachtung der Grundsätze 
der Sparsamkeit, Wirtschaft l ichkeit und Zwec k
mä ßigkeit für diese Leistungen geschaffen wer
den. 

Der Außenpolitische Ausschuß  hat die gegen
ständliche Vorlage in seiner S itzung vom 2 1 .  No
vember 1 989 in Verhandlung genom men und ein
stimmig beschlossen,  dem Hohen Haus zu emp
fehlen,  ke inen Einspruch zu erheben .  

Als Ergebn is seiner Beratung ste l l t  der  Außen
po l itische Ausschu ß somit den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle besch ließen: 

Gegen den Besch luß  des Nationalrates vom 
9. November 1 989 betreffend e in  Bundesgesetz, 
mit dem das Bu ndesgesetz vom 1 0 . Ju l i  1 974 über 
die Hilfe an Entwick lungsländer (Entwicklungs
hi lfegesetz) geändert wird, wird kein E inspruch 
erhoben .  

Vizepräsident Walter Stutzenberger: Ich dan
ke. 

Wir gehen in d ie Debatte e in .  

Zu Wort  gemeldet hat s ich  Herr B undesrat 
Albrecht Konecny. Ich ertei le i hm dieses. 

/0.39 
Bundesrat Albrecht Konecny (SPÖ, Wien) :  

Herr  Präsident! Herr Bundesmin ister !  Meine Da
men und Herren! Die finanziel le Abwicklung von 
E ntwicklu ngshilfeleistungen,  die in der Vergan-
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genheit aufgrund der haushaltsrechtl ic he n  Be
stim mungen der Republ ik zweifel los schwierig 
d u rchzuführen war, wird d urch d iese Novelle des 
E ntwicklungsh ilfegesetzes vereinfacht, ohne daß 
- wie wiederholt betont worden war - die Er
fordern isse der Sparsamkeit. W irtschaft l ichkeit 
und Zweckmäßigkeit dabei in  irgendeiner Art 
und Weise e ingeschränkt werden .  

D iese k le ine  Veränderung des Entwicklungsh i l 
fegesetzes ist deshalb i n  hohem Maße zu begrü
ßen.  sie ist ein kleiner Schritt, um d ie andersgear
teten inneren Regelungen der Entwicklungshi lfe 
in unsere Rechtsordnung e inzubauen .  

D iese k le ine  Veränderung, diese k leine Novel
l ierung. der unsere Fraktion gerne ihre Zustim
mung gibt,  kann frei l ich über e ine Re ihe von 
Aspekten nicht h inwegtäuschen, mit denen wir 
uns aus d iesem Anlaß sehr wohl auch besc häfti
gen sol lten. 

Das Entwick lungshi lfegesetz, wie es heute vor
l iegt, das wir  in  einem Punkt.  in einem nicht un
bedeutenden Punkt, verände rn. stammt aus dem 
Jahre 1 974, stammt aus e iner verhältn ismäßig 
frühen Phase der entwicklungspo lit ischen Aktivi
tät der Repub l ik ,  und es ist gar keine Frage. daß 
m it d ieser Nove lle keineswegs al le reformbedürf
tigen Aspekte dieses Gesetzes gelöst sind. 

Es ist auch bei der Debatte im National rat von 
vie len Sprechern fast a l ler Fraktionen betont 
worden, da ß gewissermaßen eine si nnvol le,  aber 
doc h nur e ine Vorleistung erbracht  wird für eine 
umfassende Neuregelung dieser Mate rie in Form 
eines neuen Entwicklungshilfegesetzes oder doch 
e iner tiefgre ifenden Veränderung der derzeitigen 
gesetzlichen Bestimmungen .  

Das ist das erste, was aus d iesem Anlaß anzu
merken ist : Wir sol lten auch in  der gesetzl ichen 
Grundlage u nserer E ntwicklungspol it ik den in
zwischen gewon nene n  Erfahrunge n ,  dem trotz al
lem gewachsenen Umfang unserer Entwicklu ngs
h i lfe und den  heutigen Bedürfnissen Rechn ung 
tragen. 

Das zweite, woran aus diesem A n laß zu erin
nern ist, ist jene merkwürdige Diskrepanz zwi
schen Erklärungen,  wie sie von Vertretern aller 
po l i tischen G ruppen - auch jetzt hier von mir -
abgegeben werden ,  und dem au ßerordentlich 
m ühsamen Wachstum, wen n  man das überhaupt 
so nennen darf, der österreich ischen E ntwick
lungshi lfeleistungen . 

Es ist gar keine Frage , daß sich Österreich in 
der E ntwick l ungspolit ik nicht gerade mit Ruhm 
bekleckert hat ,  daß die Leistungen .  d ie wir erbrin
gen .  quantitativ unter denen l iegen ,  die andere 
Staaten vergleichbarer ökonomischer Stärke er
bri ngen. daß sie unter den internationalen Ziel-

setzungen der E ntwick lungspolitik liegen und 
daß es überdies in  der quantitativen Zusammen
setzung d ieser Entwick lungsh ilfe ein gewaltiges 
Defizit gibt. 

Gemeint ist damit, daß uns bisher jene säuberli
che Trennung von Kredi telementen nicht gelun
gen ist ,  d ie im wesentl ichen - was an sich nicht 
abzulehnen ist,  aber e ine andere Dimension des 
Problems erfaßt - doch der Förderung österrei
ch ischer Exporte i n  die betreffenden Länder und 
den tatsäch l ichen Hi l fele istungen für d ie Länder. 
um die es geht. dient. 

Bezügl ich der Auswahl der Zielländer unserer  
Entwick lungshi lfe h inken wir  weit h inter den in
ternational  gesetzten Normen einer Konzentra
tion auf jene am wenigsten entwickelten Länder 
nach,  die der Hi lfe der I nd ustrieländer am stärk
sten bedürfen .  

Ich  möchte daher aus Anlaß der Debatte über 
diese Novel le doch auch erneut in Erinneru�g ru
fen. daß die nationale Anstrengung, die Oster
re ich auf dem Gebiet der E ntwicklungshi lfe erst 
vor sich hat, rasch und energisch in Angriff ge
nommen werden muß .  U nd mir  erscheint dieser 
H inweis aus e inem Grund ganz besonders erfor
derl ich. Wir  sind in d iesen Wochen und Monaten 
- wenn wir zu unserem nörd lichen Nachbarn 
blicken :  i n  d iesen Tagen und Stunden - Zeugen 
e ines in  d ieser Dimension von niemandem erwar
teten und in seinen Perspektiven faszi nierenden 
Veränderungsprozesses in den osteuropäischen 
Staaten .  

Es ist jedem k lar ,  daß die Rückkehr d ieser Staa
ten nach Europa auch eine gewa ltige Anforde
rung an d ie finanzielle Unterstützungsbereit
schaft der europä ischen Industriestaaten stellt .  
Von se iten des österreichischen Bundeskanzlers 
ist k lar zum Ausdruck gebracht worden, daß sich 
Öste rreic h  dieser Verantwortung für seine Nach
barstaaten nicht entziehen wird. 

Wir stehen a lso auch hier vor e iner gewalt igen 
nationalen Anstrengung, für d ie es gelten wird , 
d ie Unterstützung unserer Bevölkerung zu ge
winnen, u nd für d ie es notwendig se in wird. die 
erforderl ichen finanziellen M ittel aufzutreiben.  

Aber es muß gerade in d iesem Zusammenhang 
k lar gesagt werden ,  h ier geht es um zwei versch ie
dene Ziel setzungen .  Und es wäre eine gewaltige 
Tragik ,  wenn aufgrund der Hilfe für die nächstl ie
genden Nachbarstaaten,  d ie notwendig ist ,  die 
Hilfe für die u ngleich mehr leidenden Menschen 
in den am wenigsten e ntwickelten Staaten u nserer 
Erde unter die Räder komme n  würde. 

Es gibt zwei Anstrengungen,  d ie wir auf diesem 
Gebiet zu  unternehmen haben ,  und ich glaube , 
daß der Wohlstand unseres Landes, das Bewu ßt-
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sein  der Menschen u nseres Landes und der pol it i 
sche Wille da s ind oder zumindest geschaffen 
werden können,  beide dieser Aufgaben gleichzei
tig zu erfül len .  

Auch wen n  w i r  über innerstaat l iche Probleme 
diskutieren , setzen wir n icht die eine notwendige 
staatliche Aufgabe gegen die andere .  Es ist uns 
bewußt, daß wir Aufwendungen für d ie Gesund
heitspol it ik wie für d ie Schulen brauchen ,  daß wir 
nicht die Pensionssysteme und ihre finanziellen 
Erforde rnisse gegen die Erfordern isse der Kultur
politik setzen dürfen ,  sondern daß wir uns beiden 
Aufgabenbereichen und der Vielzahl der Aufga
benbereiche ste l len müssen .  Das gi lt  auch und ge
rade in diesem Feld. 

Ich möc hte nochmals sage n :  Wir m üssen - ich 
hoffe . daß dieses Thema einer großen Gruppe am 
Herzen l iegt - die Entwick lungspo lit ik in ihrem 
eigentlichen S inne, also in  der H ilfe für die Dritte 
Welt  und i nsbesondere für d ie am wenigsten ent
wickelten Länder besonders betonen ,  auch gerade 
jetzt, wo wir  auch vor der A ufgabe stehen, für 
andere Adressaten, für unsere osteuropäischen 
Nachbarstaaten Hi lfe zu le isten .  

Lassen S i e  mich e in  dri ttes in  d iesem Zusam
menhang ansprechen:  Natürl ic h  besteht ein Un
tersch ied, ob wir die Menschen abstrakt fragen 
oder ob es um konkrete Mi l l io nen- und Mi l l iar
denbeträge geht. Aber wir haben - wie uns viele 
öffentliche Mein ungsäußerungen, wie uns Um
frageergebn isse ze igen.  aber wie uns insbesondere 
Init iativen von Mitbürgern in d iesem Land zeigen 
- e in  gewaltiges Potential an Verständnis für die 
Notwendigkeit der Entwick lungspol itik in diesem 
Land aufgebaut. 

Es ist n icht so - wenn es je so war - ,  daß h ier 
aufgek lärte Po l it iker und aufgeklärte Beamte der 
Administration gewissermaßen unter Schonung 
des öffentl ichen Bewu ßtse ins vorgehen müßten.  
Ich würde behaupten,  es  ist  e her das Gegente i l  
der  Fa l l :  Das öffentliche Bewu ßtsein hat  sich in  
den letzten Jahren gewaltig zugunsten der  Ent
wick lungspol it ik entwickelt, und es scheint mir 
eher so zu sein ,  daß d ie pol itischen Entschei
dungsträger d iesbezüglich einen Nach holbedarf 
haben. Wir sol lten das ganz offen und selbstkri
tisch feststel len. Wir sollten uns k lar darüber sein ,  
daß n icht  nur  be im Bund, sondern auch genauso 
bei den Ländern und bei den Gemeinden Schwer
punkte neu zu setzen sind, Schwerpunkte, die 
sehr woh l  darauf zählen können,  das Verständnis 
der Bürger zu finden .  

Wen n  wir  hier heute - damit wi l l  i c h  sch l ießen 
- diese Novelle zum Entwick lungshi lfegesetz be
schließen - wie gesagt, e ine k le ine schrittweise 
Verbesserung in der tech nischen Abwick lung - ,  
dann soll das für al le i n  d iesem Hause vertretenen 
Parteien Anlaß sein  zu überlegen,  welche In itiati-

ven wir setzen können ,  um die österre ichische 
Entwick lungspol i t ik  so zu gestalten ,  daß sie der 
Größe der Verantwortung Rechn ung tragen 
kann ,  daß sie der Grö ße des P roblems Rechnung 
tragen kann und daß s ie vor al lem auch der Grö
ße der moralischen Verantwortung, die jeder ein
zelne politische Entsche idungsträger zu tragen 
hat, gerecht wird. - Danke. (Beifall bei der 
SPÖ. )  JO.50 

Vizepräsident Waltel' Strutzenberger: Als 
nächstem Red ner ertei le ich Herrn Bundesrat Dr. 
Liechtenstein das Wort .  

j li.51i 

Bundesrat Dr .  V inzenz Liechtenstein (ÖVP,  
Steiermark) :  Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 
geehrter Herr Min ister !  Ich darf kurz genauso ar
gumentieren wie mein Vorredner, und zwar: Wir 
alle, glaube ich, haben abso lut den Willen, d iese 
Gesetzl ichkeit fortzusetzen .  Ich freue mich,  heute 
über die österreich iche E ntwick lungshi lfe kurz 
sprechen zu können .  

Wir Österreicher - das sollen w i r  auch sehen 
- haben nie Kolonien besessen.  Gott sei Dank 
hat es im vorigen Jahrhundert eine politische 
Entscheidung von Kaiser F ranz Josep h  gegeben ,  
derzufo lge Österreich politisch in  d iesem Bereich 
nicht aktiv geworden ist .  Wir als christl iches euro
päisc hes Land haben immer.  wo es nötig war .  
auch Hi lfsmaßnahmen gesetzt . und ich  glaube, 
daß das gerade auch in  diesem Gesetz geplant ist. 
Dies entspricht abso lut unserer Trad ition. 

Diese Politik wird heute d urch das Außenmini
sterium u nd vor al lem durch unseren Herrn Bun
desm in ister realisiert .  Sie entspricht vol l unserer 
Tradition .  In diesem Programm der österre ichi
schen Entwick lungsh i lfe 1 990 bis 1 992 sehen wir 
auch eine partnerschaftl iche Zusammenarbeit im 
Bereich der Länder- ,  der Regional- und der Sek
torenprogramme. 

Es handelt sich dabe i auch um eine zuku nfts
führende Programmierung. Darin sind eingebun
den nicht  nur kl ipp und k lar die Länder, in denen 
wir tätig sind, sondern auch die Schwerpun kte, 
die wir setzen ,  die Schwerpunkte, die gerade auch 
wirtschaftl ich in  u nserem Bereich l iegen, wo wir 
Österreicher uns auskennen: wassermäß ig, land
wirtschaftsmäßig, gesundheitsmäßig, stipendien
mäßig. Auf diesen Gebieten haben wir absolut 
e ine Zukunft, und wir  kön nen hier wirkl ich G u
tes le isten .  

Ich glaube also , daß wir i m  Grunde d ie Mög
lichkeit zur Hilfe haben ,  und ich möchte auch sa
gen, daß von unserer Partei die volle Zustim
mung zur Verstärkung da ist .  - Herzlichen 
Dank.  (Beifall bei  der Ö VP. J 10 .52 
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Vize präsident Walter  Strutzenberger: Als 
nächster zu Wort gemeldet hat sich Herr Bundes
rat Rumpo ld. Ich erteile ihm d ieses. 

10 .5::' 
Bundesrat Gernot Rumpold (FPÖ , Kärnten) :  

Sehr geehrter Herr  Präsident! Herr Min ister!  
Meine seh r  verehrten Damen und Herren!  Die 
Art und d ie Sinnhaftigkeit der Entwicklungsh i lfe 
i n  der derzeitigen Form - wie Kol lege Konecn y  
schon erwähnt hat - müßte e inma l  grundlegend 
d iskutiert werden ,  was sich aber bei dieser Novel
lierung sicherl ich n icht anbietet. 

Da jedoc h diese Novel l ierung keine Änderung 
der bisherigen Entwicklungspolit ik darstel lt, wird 
d ie Freiheit liche Partei - wie sie es auch schon 
im Nationa lrat getan hat - dieser Novel l ierung 
auch im Bundesrat zust immen. 

Gerade jetzt wird die E ntwicklungsh ilfe ja nicht 
nur  bei Drittländern notwendig se in ,  sondern d ie  
Entwick lungsh ilfe ,  der  wir uns in  Zukunft wer
den ste l len .. müssen ,  begin nt an unseren östl ichen 
Grenzen. Uber d iese Entwicklungshi lfe werden 
wir wahrscheinl ich noch des öfteren h ie r  in An
wesenheit des Herrn Ministers und anderer se iner 
Regierungskollegen diskutieren müssen.  

Interessant ist es jedoch ,  wenn wir das Budget 
1 990 genauer betrachten ,  daß die Gewichtungen 
zur Unterstützung der Budgetvertei lung an Drit
te-Welt-Länder seh r  eigentüm l ichen G rundlagen 
u nte rl iegen müssen .  Hier ist zum Beispiel auffäl
l ig, daß e in  Entwicklu ngsland von Österre ich mit 
2 4  Mil l ionen Sc h i l l ing subventioniert wird ,  die in 
e in  Fernmeldeprojekt investiert werden sollten .  
Wenn man  nun  d ie  Summe für d ie  Gesundheits
projekte d ieses Landes ansieht, welche Österreich 
fi nanziert, so zeigt s ich ,  daß dafür nur 9 M il
l ionen Schi l l ing zum Einsatz gebracht werden.  
Man wird wahrschein l ich darüber streiten kön
nen ,  ob ein Fernmeldeprojekt unter dem Tite l 
" Entwicklungshilfe" zu sehen ist oder ob es sich 
dabei um e ine Wi rtschaftsh i l fe für e inige östen'e i
chische Monopolbetriebe handelt, d ie  dieses Pro
jekt in Drittländern durchziehen, ob es also Sub
ventionen bedarf, die d iese Monopolbetr iebe über 
d iesen Umweg bekommen.  

Ich lehne daher d ie  Vergabe von Mitteln an 
E ntwicklungsländer u nter d iesen Prämissen ab 
und hoffe , daß im Zuge der Budgetdiskussion 
Klarheit darüber geschaffen wird,  wer Nutznießer 
so lc her Transaktionen ist. 

Ein wesentlicher Grundsatz für d ie Leistung e i
ner Entwicklungsh i lfe ist, glaube ich ,  Humanität. 
und die kann in der Subve ntionierung e ines Tele
fonsystems bei . .  Gott n icht gefunden werden .  (Bei
fall bei der FPO.)  

Es ist nur  zu  hoffen ,  daß  wenigstens e in  Tei l  
der Gelder sinnvo llen P roje kten zur  Verfügung 

geste l l t  wird und auch der notwendigen L inde
rung der extremen Lebensverhältnisse jener Men
schen dient ,  die i n  d iesen Ländern leben müssen .  

Die Devise in  der  Entwicklungspolit ik mü ßte 
lauten: Weg vom Egoismus, weg von jeglicher Art 
,:.on Chauvinismus, weg von jeglicher Art von 
Uberlegenheitsgefühlen, von Diskrimin ierung 
und h in  zu einer Mensch lichkeit, Gerechtigkeit, 
Brüderl ichkeit und Achtung der Menschenwürde 
ohne jeglichen Untersc hied von Herkunft ,  Rel i 
gionszugehörigkeit , Geschlecht und Rasse. -
Dies soll  der Grundgedanke für jede E ntwick
lu ngshilfe in Zuk unft sein .  (Bundesrat S c  h a  c h -
n e  r: Nationalität haben Sie /loch vergessen!) Das 
können Sie ja jetzt anfüge n  a ls Zwischenruf. 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr  geehrter 
Herr Min ister !  Meine sehr verehrten Damen u nd 
Herren !  Da dies heute meine erste Rede i m  Ho
hen Haus ist u nd ich ja letztes Mal. als ich h ier 
angelobt wurde, vom Herrn Kollegen Köpf aufge
fordert wurd<:.' meine kritische Stel lungnahme, 
d ie ich in der Offentlichkeit über d ieses Gremium 
abgegeben habe . . .  (Bundesrat K ö p f: Emschul
digen sollten Sie sich!) Ich werde schon darauf 
e ingehen,  Herr Kollege. 

Ich werde also versuchen, Ihnen jetzt d iese Kri
t ik zu er läutern.  

Die anerkannte verfassungspolit ische Aufgabe 
des österreichischen B undesrates l ieat i n  der .. .::-
Wah rnehmung . . .  (Rufe bei der SPO: Zur Tages-
ordnung.') Ist es gewünscht  oeler n icht? 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Herr 
B undesrat! Ich bin bereit ,  Ihnen für Ihre Äuße
rungen in der Öffentl ichkeit ein paar Sätze einzu
räumen, damit S ie hier e ine Erklä rung abgeben 
können. Aber b itte keinen Vortrag! (Bundesrat 
R u m  p o L  d: Das ist kein Vortrag, das ist die Er
klärung.') Sie können e in ige Worte zu Ih rer  
Rechtfertigung sagen .  ansonsten b itte zur  Tages
ordnung. 

B undesrat Gernot Rumpold (fortsetzend) :  G ut, 
dann werde ich e in ige Worte eier Form ulierung 
über die Sinnhaftigkeit d ieser Form des B undes
rates finden. 

Ich glaube, daß der B undesrat in der derzeiti
gen Form. wie er jetzt existiert, nicht sehr effi
zient ist. Ich wurde �war vom Landtag gewählt  
. .' . (Ruf bei der Spo,:. Sie müssen ja nicht hier 
suzen.' - Ruf bei der 0 VP: Legen Sie Ihr Mandat 
zurück.') Herr Kol lege, ich bin ja deshalb i n  den 
B undesrat gekommen, um eine Diskussion  dar
über zu  erzeugen .  wie effizient d ie Ländervertre
tung gegenüber der Zentralregierung funktion ie
ren könnte, wen n  man sie nur ordentlich organi 
siert. (Bundesrat H o l z i n g e r: Woher wissen Sie 
denn das?) Sie sitzen schon länger hier herinnen,  
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haben sich aber noch n ie Gedanken darüber ge
macht. Sie freuen sich nur jeden Monat über die 
Bezüge, die auf Ihr Konto wandern, ohne dafür 
Arbeit leisten zu müssen .  So ist es in  Wahrheit !  
(Zwischenrufe bei  SPÖ und Ö VP. ) 

B itte sehr ,  ich brauche mir nur Ihre Aktivitäte n  
her innen u nd d ie Statist iken anzuschauen,  dann 
sehe ich schon ,  daß d iese Aktivitäten n icht sehr 
zah lreich s ind.  So schaut das doch aus! (NeuerLi
che Z h'ischenrufe bei SPÖ lind Ö VP. ) 

Nachdem ich von "Witzvere in" in der Öffent
l ichkeit gesp roc hen habe, Herr Kollege Bösch ,  
nehme ich das wirkl ich gerne zurück .  Denn diese 
Bezeichnung " Witzverein" ist wirklich nicht zu
treffend für den Bu ndesrat. sondern das, was sich 
hier abspielt ,  meine seh r  vereh rten Damen und 
Herren ,  ist eher zum Weinen. 

Bitte, das waren e inige Worte, da ich das nicht 
deta i l l iert ausführen darf.  I Beifall bei der FPÖ. ) 
10.58 

Vizepräs ident Walter Strutzenberger: Nächste 
Wortmeldung: Frau B undesrätin Karlsson.  Ich er
teile ihr das Wort .  

lO.59 
B undesrätin D1' .  I rmtraut Karlsson (SPÖ, 

Wien) :  Herr Präsident !  Herr Minister! Hoher 
Bundesrat!  Es ist schon irgendwie beschämend , 
daß zu dem doch sehr wichtigen unel umfangrei
chen Gebiet Entwick lungspo lit ik ode r - wie ich 
es nennen würde - Entwick lungszusammenar
beit ein neuer Kollege n icht sehr viel zu sagen hat, 
aber ansonsten in der Öffent l ichkeit den Mund 
etwas sehr  vol l  nimmt. I Beifall bei der SPÖ und 
bei Bundesräten der Ö VP. ) 

I ch  möchte daher gar nicht eingehen auf jene 
Vorschläge , die von sei ner Partei gekommen sind, 
die wir ja schon längst diskutiert haben, d ie alte 
Hüte sind , sondern mich dem Thema zuwenden ,  
z u  d e m  w i r  n unmehr unter  d iesem Tagesord
nungspunkt  zusammengekommen sind . 

Es wurde schon von den Vorrednern gesagt, 
daß jedes Gesetz, das e ine Vereinfachung, Ver
besserung u nd adäquatere Handhabung der Mit
tel für die E ntwicklungsh i lfe br ingt, zu befürwor
ten ist. Es wurde auch gesagt, und ich möchte das 
hier unterstreichen, daß wir zu einer Gesamtre
for m  kommen m.üssen ,  zu einem Gesamtgesetz, 
das wahrschein l ich nicht mehr unter dem Titel 
Entwick lun gshi lfe stehen so l l ,  sondern u nter dem 
Tite l :  "Entwick lungszusammenarbeit" . Denn 
nicht von u nserer superioren Position sol len  wir 
uns den "armen Heidenkindern" zuwenden und 
ihnen H il fe geben, wie das früher in der M ission 
alten St i ls  so war.  sondern es ist  unser al ler Anl ie
gen im globalen Zusammenhang, daß wir mit den 
Ländern der Dritten Welt e ine Entwicklungsko-

operation ,  e ine gleichgeste l l te Zusammenarbei t  
ausüben .  

Hier geht es  vor a l lem um ei nes, und das ist es, 
was so fehlt u nd wo wir uns, d iejen igen ,  die inter
essiert sind an diesen Fragen ,  über al le Parteien 
hinweg e in ig s ind,  nämlich u m  die Qual ität unse
rer Entwick lungshi l fe .  

Es  ist notwendig, Wirtschaftsbeziehungen zur  
Dritten Welt zu haben,  diese auch auszuweiten ,  
und es  ist notwe nd ig, Handelsbezieh ungen zu 
stützen, aber n icht  auf Kosten der Entwicklu ngs
h i lfe .  Diesbez üglich haben wir le ider in der Ver
gangenheit,  bevor u ns d ie OECD auf die Finger 
geklopft haben, schwer gesü ndigt .  Daher müssen 
wir umdenken und andere Wege finelen. und zwar 
nicht deshalb, wei l  wir die christliche Tradition 
des Helfens haben,  Kol lege Liechtenstein ,  son
dern wei l  e s  um unser aller Überleben geht. Wir 
sehen i n  der Entwickl ungszusammenarbeit -
und das ist der Kern - genau so ein Anl iegen ,  
wei l  wir zum Beispiel auf elem Gebiet des Um
weltschutzes n icht mehr  nationale Grenzen zie
hen kön nen,  wei l  wir eine immer stärker werden
de Völkerwanderung zu verzeichnen haben und 
n icht mehr unsere Grenzen ganz einfach zuma
chen und sagen können,  es geht uns alle nichts an .  
Tatsächl ich werelen nämlich d ie globalen Zusam
menhänge immer stärker. 

Wie sol l  nun die Qual ität unserer Entwick
lungshilfe aussehen, wie sol l  s ie  verbessert wer
den? Sie so l l  sich - ich kan n mich hier auf den 
j üngsten Bericht der Weltbank  stützen, einer Or
ganisation,  der man Linksrad ikal ität in  keinster 
Weise vorwerfen kann - den ,. least developed 
countries" zuwenden und dort wiederum, und das 
ist das Ne ue an der Empfeh lung auch der Welt
bank,  den ärmsten Schichten .  

Wie wir wissen, hat d ie  Weltbank jahre lang und 
auch sehr  applaudiert von manchen unserer Ent
wicklungspolitiker d ie Ideo logie des Trickle 
down-Effek ts vertreten .  Das heißt,  man braucht 
nur die Reichen reicher zu machen, u nd schon 
kommt der ganze Reichtum auf die Ärmeren her
unter oder schwappt über. Aber siehe da, es ist 
weder das e ine noch das andere passiert, sondern 
d ie Ärmsten in d iesen armen Ländern sind noch 
ärmer geworden, und das Zurückdrehen von So
zial- ,  Gesundheits- und Ausbildungsprogram
men,  wie es die Weltbank i n  vielen Ländern zur 
Voraussetzung gemacht hat ,  um überhaupt eine 
Förderung zu geben ,  hat nur  zu einer totalen 
Verschlechterung der  Situation  dieser Länder ge
führt .  Nunmehr empfiehlt d ie Weltbank Grund
schu leinrichtungen, Grundausbildung, Gesund
heitsvorsorge und soziale E inrichtungen.  

Österreichs E ntwick lungsh i lfe sollte h ier  mit 
guten Beispielen,  mit - unter Anführungszei 
chen - " good examples" vorangehen und h ie r  
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auch Einrichtungen vorzeigen,  die w iederu m  den 
Rückkopplungseffekt haben könnten, daß d ie 
österreichische Bevöl kerung den Anliegen der 
E ntwicklungszusammenarbeit noch positiver ge
genüber stehen würde. 

Die Weltbank empfiehlt auch die spezie l le Ein
beziehung der Frauen in  d ie  Entwick lungszusam
menarbeit .  S ie sind es doch ,  die am meisten von 
der Armut betroffen s ind,  sie sind es doch ,  die die 
Sorgen des A lltagslebens genau ken nen und wis
sen .  wie die Mittel für d ie Ärmste n verwendet 
werden könnten .  

Über d ie Frauen kommt man auch zu den 
schwächsten Mitgliedern unserer Gesel lschaft in 
der Welt, zu  den Kindern.  Vorgestern w urde im 
Rahmen der UNO eine neue Dek laration über d ie 
Rechte der K inder beschlossen.  Zwanzig Staate n 
müssen diese Dek laration ratifizieren, dam it sie 
effektiv wird .  Ich hoffe , daß Österre ich u nter den 
ersten ist. ( Beifall bei der SPÖ. ) 1I  . 115 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Zum 
Wort gemeldet hat sich Herr Bundesmin ister Dr.  
Mock.  Ich e rtei le ihm d ieses. 

1 1 .05 
B undesmin ister für auswärtige Ange legenhei-

ten Dr. Alois Mock: Herr Vorsitzender !  Meine 
Damen u nd Herren !  Ich möchte zu e inige n  aufge
worfenen Fragen kurz Stell ung nehmen. 

Ich würde es natürl ich sehr begrü ßen ,  Herr 
Bundesrat, wenn es zu dieser grundsätzl ichen 
Diskussion sowohl im Nationalrat als auch im 
Bundesrat käme. Ich glaube, daß d ie E ntwick
lungshilfe heute eine Dimension erreicht hat vom 
finanziellen Volumen,  von der politischen Bedeu
tung her und in  der Zusammenarbeit der Indu
strieländer und Entwicklungsländer. die e i ne sol
che grundsätzliche Aussprache auch im Parla
ment verdienen würde, vor allem weil es darum 
geht, auch e inen beträchtl ichen Informationsnot
stand in d ieser Frage zu beseitigen .  

Was das Ausmaß der  E ntwick lungsh ilfe in  den 
letzten Jahren anlangt,  ist es ge lungen, vom be
sc hämenden letzten Platz in der DAC-Liste der 
Industrieländer wegzukommen und heute auf 
dem drittletzten P latz zu sein .  Wobei ich die vom 
Herrn Bundesrat Konecny gemachte Bemerkung 
unterstreichen möchte, daß es natü r l ic h  e i ne be
trächtliche D iskrepanz zwischen den Erklärun
gen ,  ganz gleich ,  woher s ie kommen, und den 
Handlungen gibt. 

Realistischerweise kann es natürl ich nur darum 
gehen,  diese Diskrepanz zu verkleinern. Ich glau
be, es ist gut, wenn wir uns d ie Latte etwas höher 
legen,  als es u nseren tatsächl ichen Möglichkeiten 
entspricht. Nur sol l  die Diskrepanz n icht so groß 
sein ,  daß d ie  Glaubwürdigkeit darunter leidet, 
und das war sicherlich b isher der Fall. Wir wer-

den uns übrigens im Zusammenhang m it unse
rem Beitrittsansuchen an die EG um e i niges mehr 
anstre ngen müssen,  wei l  d ie Beitragsleistungen 
der  Europäischen Gemeinschaft a l s  solcher und 
der  einzelnen Mitgliedsländer i m  Schnitt noch be
trächtl ich über unseren verbesserten Leistungen 
l iegen.  

Ich darf darauf verweisen, meine Damen und 
Herren ,  daß es i n  den letzten Jahren gel ungen ist , 
das Volumen der Entwick lungshi lfe vor allem 
auch durch zwei zusätzl iche Mi l l ia rden für Kofi
nanzierungen zu vergrößern, die mit der Welt
bank durchgeführt werden.  Die Zusammenarbeit 
mit eiern Finanzministerium hat d iese Vorgangs
weise u nd diese Ausdehnung des Volumens si
chergestellt . Dabei darf man natü r l ic h  n icht ver
gessen ,  daß die Weltbank e inen Apparat von ganz 
hervorragenden Experten hat, d ie die Evaluie
rung und die Kontrolle eines P rojektes vie l  besser 
d urchführen können .  was es uns erspart. se lbst 
e inen überdimensionalen Kontrollapparat aufzu
bauen. Daher ist im a llgemei nen ,  unabhängig von 
der entwicklungspolit ischen L in ie ,  Frau Bundes
rätin, die S ie vertreten haben. d ie  techn i sche Seite 
und die Zusammenarbeit mit der Weltbank für 
uns eine beträchtliche Hi lfe,  wie sich auch bei der 
Durchfüh rung und bei eier Verwertung dieser 
zwei Kofinanzierungsmi l l iarden zeigt. 

Ich glaube aber ,  entscheidend ist, da ß es gel un
gen ist. d ie bilaterale Entwick lungsh i lfe von die
sem Jahr auf das näc hste Jahr im B udget um 
2 1  Prozent anzuheben und den Sc hwerpunkt i n  
Richtung der  ärmsten Länder zu versc h ieben, die 
heute 2 1  Prozent der bi lateralen Hi l fe bekom
men, während es vor drei Jahren nur 7 Prozent 
waren .  

Ich möchte gerade in diesem Zusammenhang, 
Herr Bundesrat Rumpold, auch auf Ihre Bemer
kung bezüglich d ieser Telefonan lage Bezug neh
men. Ich glaube , man sol lte d urchaus ausspre
chen, daß es sich dabei um S iemens Österre ich 
handelt. S iemens Österreich ist  meiner Auffas
sung nach kein Monopolbetrieb. Ich habe über
haupt n ichts dagegen ,  als Au ßenmin ister nach
drückl ich auch die Tätigke it solcher U nterneh
men im Ausland zu unterstütze n ,  i m  Interesse un
serer Wirtschaft. i n  d iesem Fal l  auch i m  Interesse 
der E ntwicklung Ägyptens, u nd ich glaube, daß 
d ie Förderung e iner modernen E ntwicklung 
d urch den Ausbau e iner riesigen Telefonanlage 
e ine sehr positive Sache ist. Das ist d ie eine Frage , 
die damit verbunden ist. 

Die zweite Frage ist die, ob e in  solches Projekt 
aus E ntwicklungshi lfemitte ln f inanziert werden 
so l l .  Hier tei le ich Ihre Auffassung, und ich habe 
es daher abgelehnt, als ich darum vor wenigen 
Wochen ersucht wurde, d iese F inanzierung aus 
E ntwicklungshi l femitteln  fortzusetzen .  
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Ich habe mich bereit erklärt - und d ie gleiche 
Bereitschaftserk lärung haben dann F inanzmini
ster Lac ina und Bundeskanzler Vra nitzky abgege
ben - ,  mit einer Sonderfinanzierung im Bere ich 
des Finanzmin isteriums d ie Fortfü hrung d ieses 
Projektes der Firma Sie.�ens in Ägy'pten zu er
möglichen. (Beifall bei 0 VP und SPO . ) Ich glau
be. es ist sehr, sehr  wichtig, diese D inge getren nt 
zu sehen.  

Ich möchte auch unterstreichen,  was Erstred
ner Bundesrat Konecny gemeint hat, daß näm
lich, trotz der Verpflichtung gegen über den ost
europäischen Ländern,  d ies in keiner Weise zu 
einer Kürzung unserer Anstrengungen in Rich
tung der Dritten Welt führen darf. Ic h habe ja d ie 
Auffassung ve rtreten .  wir sol lten uns im S inne 
des vorhin von mir  erwäh nten Hohe-Latte-Le
gens durchaus das Ric htmaß  von 0 ,7  Prozent des 
Bruttonationalprodu ktes a ls langfristiges Ziel 
auch für die H ilfe an die osteuropäischen Länder 
setzen .  

I ch  glaube, meine Damen und  Herren, daß  wir 
dazu nicht nur e ine moral ische Verpflichtung ha
ben. Es könnte jemand sagen,  man sol l  d ie mora
l isc hen Verpfl ichtungen in der Polit ik weglassen .  
Ein  Standpunkt,  den ich n icht tei le ,  aber selbst 
wenn man sie wegläßt, l iegt es in unserem Sicher
he itsin teresse und demok ratiepol itischen Interes
se . a l les zu tun, damit dort d ie Renaissance der 
Demokratie unterstützt wird.  

Wie katastrophal die Situation dort ist  - da wir 
vom Telefonsystem gesprochen haben -.  zeigt 
sich daran ,  daß se lbst eine für kommunistische 
Ve rhältn isse relativ hoch entwickelte Wirtschaft 
in der DDR in e inem Vorkriegszustand. näml ich 
im Zustand vor dem Zweiten Weltkrieg, ist. Ich 
glaube , pro hundert Bürger haben dort 16 oder 26 
ein Telefon,  während zum Beispiel  in  der BRD, 
glaube ic h .  diese Quote bei 96 liegt. Al le in um 
dieses für ein westl ic hes Land Selbstverständl iche 
herbe izuführen ,  wird man mindestens 5 bis 
10 Jahre benötigen .  

Man sieht a lso , i n  welch katastrophaler Situa
tion sich d iese Länder nach vierzig Jahren kom
munistischer Diktatur befinden .  Das ist ein zu
sätzliches Motiv dafür,  um uns dafür zu engagie
ren, daß es dort zu e inem Regimewechse l  kommt. 
- Ich danke. (Allgemeiner Beifall. ) l J .13  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wünscht 
noch jemand das Wort? - Es ist d ies nicht der 
Fal l .  - Die Debatte ist geschlossen .  

Wird von d e r  Berichterstattung e in  Schlußwort 
gewünscht? - Dies ist nicht der Fal l .  

Wir kommen zur  Abst imm ung. 

Bei der A b s 1 i m  m u n g beschließt der Bun
desrat mit Stimmeneinhelligkeit, gegen den Geset-

zesbeschluß des Nationalrates k e i n e n E i n 
s p r u c h zu erheben. 

2. Punkt:  Beschluß des Nationalrates vom 
9. November 1989 betreffend ein Übereinkom
men über das Verbot der militärischen oder ei
ner sonstigen feindseligen Nutzung umweltver
ändernder Techniken samt Anlage und Vorbe
halt der Republik Österreich ( 1038 und 1083/NR 
sowie 3747/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge
langen nun zum 2. Punkt der Tagesordnung: Be
sc h luß  des Nationalrates vom 9. November 1 989 
betreffe nd ein Übereinkommen über das Verbot 
der mi l itärisc hen oder einer sonstigen fe indsel i 
gen Nutzung umweltverändernder Tech.�1 i ken 
samt Anlage und Vorbehalt der Republik Oster
re ich.  

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Dr.  
Vi ncenz Liechtenstein  übernommen .  Ich bitte ihn 
um den Bericht. 

Berichte rstatter Dr. Vincenz Liechtenstein: 
Seh r  gee hrter Herr Präsident! Liebt:;,r Herr Bun
desmin ister !  Das gegenständliche Ubereinkom
men hat den Verzicht der Vertragsstaaten auf An
wendung umweltverändernder Tec hniken zu mi
l i tärischen oder sonstigen feindsel igen Zwecken,  
die Verpfl ichtung zum weitestmöglichen Aus
tausc h wissenschaftlicher und technologischer In
for mationen über d ie N utzung umweltverändern
der Techniken für friedliche Zwecke sowie die 
Verpflichtung zur Verhinderung vertragswidri
gen Verhaltens von jedem Ort,  der der Hoheitsge
walt oder Kontrolle ei nes Vertragsstaates u nter
steht  und die Ermöglichung der E inberufung ei
nes Beratenden Sachverständigenaussch usses 
zum Gegenstand.  

Das Übereinkommen enthält e in  al lgemeines 
Verbot, umweItverändernde Tech niken zu mi l itä
rischen oder sonstigen feindseligen Zwecken e in
zusetzen sowie eine Definition zu d iesem Begriff. 

I n halt und Ziele d ieses Übere inkommens ste
hen in  Übereinstimmung mit der grundlegenden 
Haltung Österreichs. Versuche e iner Begrenzung 
der Rüstung zu unterstützen und d ie Entwicklung 
neuer Waffensysteme beziehungsweise neuer An
wend u ngsmö glichkeiten wissenschaftl ich -techn i 
scher Erkenntnisse zu mi l itärisc hen Zwecken 
h intanzuhalten. 

Zu Art . V Abs. 5 des gegenständ l ichen Über
e inkommens, der e ine Hilfeleistung zwischen den 
Vertragsstaaten vorsieht, erschien es aus österrei
ch ischer S icht erforderl ich,  einen Neutral itätsvor
behalt abzugeben .  

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi
gung des Absch lusses des vorl iegenden Abkom-
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mens d ie Erlassung von beso nderen Bundesgeset
zen im Sinne des Art . 50 Abs. 2 B-VG zur Uber
führung des Vertragsinhaltes in  die innerstaat li
che Rechtsordnung n icht erforderlich .  

Der Außenpolitische Ausschuß hat die 
gegenständl iche Vorlage i n  seiner S itzung vom 
2 1 .  November 1 989 in Verhandlung genommen 
und e instimmig beschlossen ,  dem Hohen Hause 
zu empfehlen, keinen E inspruch zu erheben . 

Als Ergebn is seiner Beratung stel lt der Au ßen
poli tische Aussc huß  somit den A n  t r a  g, der 
Bundesrat wo lle beschl ießen :  

Gegen den Beschluß des  Natio nal rates vom 
9. November 1 989 betreffend ein Übere inkom
men über das Verbot der m i l i tärischen oder einer 
sonstigen fe indsel igen Nutzung umweltverän
dernder Techniken samt Anlage und Vorbe halt 
der Republ ik  Österreich wird kei n E insp ruch er
hoben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge
hen in die Debatte ein. Zum Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesrat Wolfgang Saliger. Ich erte i le 
ihm dieses. 

J J  . / 7  
Bundesrat Wolfgang Saliger (ÖVP ,  Salzburg) : 

Sehr geehrter Herr Präsident! Lieber Herr Bun
desmin ister! Liebe Kol leginnen und Kollegen !  
Diese vorl iegende Regierungsvorlage rege lt nun 
das Verhältn is im mi l itärischen Bere ich zur Um
welt oder. wie ich glaube , sol l  es  zumindest re
geln .  Wenn wir heute dieser Vorlage zustimmen.  
meine ich ,  sollte man doch etwas näher auf den 
In halt d ieser Vorlage eingehen .  

E in  gutes und verantwortungsvol les Verhältnis 
zur Umwelt ist Allgemeingut geworden .  Das kön
nen wir heute glücklicherweise festhalten .  Daß es 
nun auch i n  den mil itärisc hen Bere ich E ingang 
finden sol l ,  ist durchaus lobenswert. I ch  meine so
gar, es stel l t  eine Selbstverständlichkeit dar. Für  
e inen neutralen Staat wie Österre ich ,  der  se ine 
mil itärische Verteidigung zur Verpfl ichtung hat, 
ist es notwendig, sich an i nternationalen E ntwick
l ungen in d iesem Bereich zu betei l igen . 

Sehen wir uns aber das Abkommen näher an, 
so meine ich doch ,  daß wir festhalten sol len,  daß 
h ier das eine oder andere noch reparieru ngsbe
dürftig ist. So scheint es zumindest. Denn sieht 
man sich die Termini  an, die diesem Abkommen 
zugrundeliegen,  so e rkennt man, daß in der Gen
fer Abrüstungskonferenz e in ige Termini ,  wie 
"weiträumig, langandauernd,  sch werwiegend" , 
seh r  vage bezeichnet worde n  sind.  

Nimmt man d ie Termini  i m  e inzelnen, so legt 
das Abkommen fest, daß u nter weiträumig meh
rere hundert Kilometer verstanden werden, daß 
für langandauernd maximal Monate festgelegt 

werden und als schwerwiegend eine ernste und 
bedeutende Störung des menschl ichen Lebens be
zeichnet wird. Es kommt also auf d ie Auslegung 
an. Man sollte h ier in  e iner  we iteren Verhandlung 
in  der Zukunft e ine seh r  strenge Auslegung for
cieren ,  we i l  ich der Meinung b in ,  daß man jede 
Art von kriegführenden Techniken in der Zu
kunft ablehnen muß,  so wie wir sie i n  der Vergan
gen heit schon abgelehnt haben. Wir müssen hier 
grenzübergreifende Maßnahmen treffen ,  um hier 
die internationalen Abrüstungsbemühungen noch 
weiter zu unterstützen .  I n  einer Zeit der fa llenden 
qrenzen ist das, glaube ich, besonders notwendig. 
Osterreich kan n  dami t  deutlich machen, daß wir 
in fried licher Absicht miteinander leben wol len.  

Beispiele . Wil l  man Be ispiele zur Hand neh
men, braucht man gar n icht weit gehen, n icht so 
weit gehen wie in der Debatte des Nationalrates, 
sondern nur unser Nac h barland B undesrepubl ik 
Deutschland ansehen .  Für das Bundesland Salz
burg hat es eine gro ße Problematik gegeben, als 
vor e iniger Zeit e ine Testan lage für Granaten in 
der Nähe unserer Gre nze instal l iert werden sollte. 
Ich meine, daß da auch mit hineingehört, daß wir 
hier deutlich machen, daß wir uns als Nac hbar
staat dagegen wehren und meinen ,  daß seh r  stren
ge Maßstäbe angelegt werden so l len. 

Das würde ich bitten i n  der Zukunft in die Dis
kussion e infl ießen zu lassen,  um unsere fried liche 
Absicht noch deutl icher zu unterstreichen. (Bei
fall bei ÖVP und FPÖ. )  1 l .:!O 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fal l .  

D ie  Debatte ist gesch lossen .  

Wir  kommen zur  Abst immung. 

Bei der A b s e i  m m u n g beschließe der Bun
desrat mir Stimmeneinhelligkeit. gegen den Be
schluß des Nationalrates k e i n  e n E i n -
s p r  u c h zu erheben. 

3. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
9. November 1 989 betreffend ein Bundesverfas
sungsgesetz über den Verlauf und Berichtigun
gen der Staatsgrenze zwischen der Republik 
Osterreich und der Ungarischen Volksrepublik 
(961 und 1 023/NR sowie 3748/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge
langen zum 3. Punkt der Tagesordnung: Be
schluß des Nationalrates vom 9. November 1 989 
betreffend ein Bundesverfassungsgesetz über den 
Verlauf und Berichtigungen der Staatsgre nze zwi
schen der Republ ik Österreich und der Ungari
schen Volksrepubl ik .  
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Berichterstatter ist Herr B undesrat Liechten
stein . Ich bitte ihn  u m  den Bericht. 

Berichterstatter Dr. Vincenz Liechtenstein: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Minister !  
Durch  den gegenständ l ichen Besch luß des Natio
nah'ates so ll dem E rfordernis des Art. 3 Abs. 2 
B-VG entsprochen werden ,  wonac h eine Ände
rung des Bundesgebietes, die zugleich Änderu ng 
eines Landesgebietes ist ,  nur durch überei nstim
mende Verfassungsgesetze des Bundes und jenes 
Landes erfolgen kann ,  dessen Gebiet eine Ände
rung erfährt. 

Der am 29. April 1987  in Wien unterze ichnete 
Vertrag zwischen der Republik Öst�rre ich und 
eier Ungarisc hen Vol ksrepublik über Anderungen 
und Ergänzungen des am 3 1 .  Oktober 1 964 i n  
Budapest unterzeichneten Vertrages zwischen der 
Republ ik Österreich u nd der Ungarischen Volks
rep ubl ik  zur Sichtbarerhaltung der ge meinsamen 
Staatsgrenze u nd Regelung der damit im Zusam
menhang ste henden Fragen bewirkt vor al lem, 
elaß  die österreichisch -ungarische Staatsgrenze im 
Bereich des pol itischen Bezirkes Jennersdorf in  
d ie  Mitte eier  regul ierten Lafnitz verlegt wird. 
Weiters wird d urch e ine Grenzänderung im Be
reich des politischen Bezirkes Oberwart d ie 
Staatsgrenze i n  die Mi tte des regulierten Bachbet
tes des Bozsokbaches verlegt. 

Der Außenpolitische Ausschuß hat die gegen
ständ l iche Vorlage i n  seiner Sitzung vom 2 1 .  No
vember 1 989 in  Verhandlung genommen und ein
stimmig besch lossen,  dem Hohen Hause zu emp
fehlen.  keinen Einspruch zu erheben.  

Als  Ergebnis seiner Beratung stellt der Außen
polit ische Ausschu ß  somit den A n  t r a g , der 
Bundesrat wolle besch l ie ßen: 

Gegen den Besch luß  des Nationalrates vom 
9. November 1 989 betreffend e in Bundesverfas
sungsgesetz über den Verlauf und Bericht ig��ngen 
der Staatsgrenze zwischen der Republ ik  Oster
reich und der Ungarisc hen Volksrepubl ik  wird 
kein Einspruch  erhoben.  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge
hen in die Debatte e in . 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Mag. Kul
man . Ich ertei le ihm d ieses. 

1 1 .::'3 .. 
B undesrat Mag. Alexander Kulman (SPO, Bur-

gen land):  Seh r  geehrter Herr Präsident! Werter 
Herr Bundesminister !  Hohes Haus! Die Berichti
g.ungen der gemeinsamen Grenzl in ien zwischen 
Osterreich und  Ungarn beruhen auf  e inem Ab
kommen, welches aus dem Jahr 1 964 stammt,  aus 
einer Zeit, i n  der völl ig andere außenpol i tische 
u nd weltpol it ische Bedingungen geherrscht  haben 
als heute, und aus e iner Zeit , in der d ie gemeinsa-

me Grenze zwischen Österreich und U ngarn be
ziehungsweise dem Burgen land u nd U ngarn ei
nen ganz anderen Stellenwert gehabt hat als heu
te. 

Wir Burgenländer werden immer emotionel l  
berührt ,  wenn es um diese Grenze geht.  wahr
sche inl ich genauso wie die Bewohner des öst l i 
chen und des  nördlichen Niederösterreich .  Diese 
Staatsgren ze wird für uns, für d ie Äl teren .  aber 
auch für die Jüngeren. noc h  lange Zeit e in trau
matisches Er lebnis bleiben .  E rlauben Sie mir des
halb. daß ich einen k ur zen historischen Rückblick 
über diese Staatsgrenze mache. 

Das Burgenland war immer ein Gre nzland. Da
von zeuge n die heute noch vorhandenen Burgen,  
davon zeugen e in ige Ortsbezeichn unge n  wie zum 
Beispiel Oberwart oder U nterwart. Es war immer 
e in Grenzland, einmal eine Bastion gegen den 
Oste n ,  dan n  wieder ein Wall gegen den Westen ,  je 
nachdem , wer gerade an der Macht war . 

Als das Burgenland nach dem Zerfal l  der öster
reichisch-ungarischen Monarchie"durch den Frie
densvertrag von St. Germain an Osterreich ange
sch lossen wurde. war das n icht e ine so einver
nehmliche Ange legenheit, wie es heute vielleicht 
scheint. Auf beiden Seiten war die Schar der Geg
ner größer als elie der Befü rworter, und zwar 
n icht Gegner und Befürworter des Anschlusses. 
sondern des Grenzverlaufes. 

Es hat e in ige Jahre gedauert, und in diesen Jah
ren hat es zah l reiche bewaffnete Gre nzkonfl ikte 
g.egeben .  bis diese Emotionen abgeebbt sind. Die 
Osterreicher wollten das Abstimm ungsergebnis 
von Ödenburg/Sopron nicht anerken nen,  d ie Un
garn wol l ten  s ich n icht damit abfinden,  daß ein 
Tei l ,  eben Westungarn. e inem anderen Land ge
hören so l l .  

Die E re ignisse des  Zweiten Weltk r ieges und 
vor allem die  Nachkriegsereignisse haben dann 
ganz andere, neue Situationen geschaffen.  Als 
1956 der E iserne Vorhang herunterfie l ,  bedeutete 
das für das Burgenland einen schmerzl ichen Ver
lust seiner Städte, denn das B urgen land,  das ist ja 
bekannt, ist heute noch e in  Bundesland, das ei
gentlich nur Dörfer besitzt und keine größeren 
Städte. Die Erklärung ist darin zu suchen, daß die 
grenznahen Städte al le bei Ungarn geb l �.eben sind 
und das Hinterland dieser Städte an Osterreich 
abgetreten worden ist. Und mit der Realisierung 
des Eisernen Vorhanges haben die meisten Ort
schaften aufgrund der topographischen Lage des 
Burgenlandes i hre Nachbarn verloren .  

E s  war das sehr schmerzl ich.  E s  w a r  n icht n ur 
der wirtschaftl iche Kontakt unterbunden,  es war 
jeder menschl iche Kontakt, jeder kulture lle Kon
takt unmöglich. Und wir leiden heute noch unter 
d iesen Tatsachen. Ich erinnere nur daran, daß die 
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Abwanderung in den burgenländischen Dörfern 
sehr hoch ist. Ich erinnere daran, daß die wi rt
schaftliche E ntwicklung dieses Landes nur sehr 
mühsam in  Gang gebracht werden konnte, auf
grund der Tatsache, daß wir  an einer toten Gren
ze l iegen. 

Daß es an  dieser Grenze immer wieder zu 
menschl ic hen Tragödien kam , brauche ich ja 
nicht extra zu erwähnen,  das wird allgemein be
kannt sei n .  Ic h selbst war Augenzeuge eines Dra
mas erst i m  vergangenen Jahr. Es ist erst ein Jahr 
her,  man glaubt es kaum,  als ein ostdeutsches 
E hepaar versucht hat, die Grenze zu überschrei
ten .  Mit einem Auto versuchten sie, den Grenz
balken zu durchsto ßen.  Es gelang natürlich nicht. 
Die Folge waren zwei Tote und e in  Waisenkind. 
Das hat �ns Österreichern - wir waren damals in 
Ungarn auf Besuch - wieder sc hmerzlich in Er
i nn�rung gerufen,  daß d ie damalige polit ische Si
tuation im Osten a lles andere als befried igend 
war. 

Umso grö ßer war unsere Freude und unsere 
Genugtuung darüber, als d ie Ungarn auf einmal 
die Grenzen öffneten .  U nsere E rwartungen in die 
Entwick lung in Ungarn s ind heute noch sehr 
hoch. Die Liberal isierung des Grenzübertrittes 
hat e inen gegenseitigen Besucher- und Einkaufs
strom hervorgeru fen,  der bis heute anhält und der 
e inmalig ist in der Gesch ichte unseres Bundeslan
des. 

Es war uns damals bewu ßt, daß d iese l iberale 
Grenzöffn ung nicht nur  den Ungarn bekannt sein 
w i rd,  sonde rn daß auch die Mensc hen anderer 
Länder bald dah interkommen werden, daß man 
über d iese Grenze nach Österreich gelangen 
kann.  So war es nur eine Frage der Zeit. daß ein 
vermehrter Flüchtl ingsstrom eingesetzt hat. Mitt
lerwei le sind über d iese Grenze zigtausende 
DDR-Bürger , aber auch Rumänen, Bulgaren,  ja 
sogar Sowjetbürger nach Österreich gelangt. 

D ieser F lüchtlingsstrom bringt natürlich Pro
bleme mit sich.  Wir Burgen länder - und darauf 
b in  ich stolz - haben ja in der Flüchtl ingsfrage 
e ine große und eine sehr positive Tradition. Ich 
möchte nur daran erinnern, da ß im Ja hr 1 956, als 
i n  Ungarn d ie . ,Konterrevolution" - wie es da
mals die Ungarn genannt haben - n iedergeschla
g.en  wurde und die U ngarn massenweise nach 
Osterreich geflüchtet sind, sie von den B urgen
ländern gerne h i lfsbereit aufgenommen worden 
sind, in e iner Zeit, in der es nicht Wohlstand ge
geben hat wie heute . 

Für  uns i m  Burgenland hat damals gegolten,  
daß Mensch lichkeit und Hilfsbereitschaft keine 
leeren Worte, sondern e in  Gebot der Stunde sind. 
Daß diese Gesinnung auch heute noch vorhanden 
ist, darauf bin ich besonders stolz. Wir haben 
auch jetzt w ieder bewiesen ,  daß für uns F lüchtlin-

ge Menschen sind, Menschen , die H ilfe suchen, 
und die von u ns H ilfe erwarten können und auch 
Hilfe bekommen, obwohl die Zeit jetzt eine ganz 
a ndere ist als 1956, obwohl  d ie Menschen allge
mein eine eher egoistische Lebenseinstel lung mit
bringen,  a ls  d ie ,  dem anderen zu helfen .  

Aber ich kann aus  eigener Erfahrung sagen -
ich wohne ja i m  Grenzbereich - ,  daß kein einzi
ger Burgen länder durc h  den Flücht l ingsstrom ,  
durch die Flücht l inge z u  Schaden gekommen 
wäre. U mso grö ßer war unser Erstaunen, ich 
möchte eher sagen :  unsere Bestürzung und unse
re Beschämung über eine Resolution der Frei 
heitlichen des Burgenlandes. S ie ,  Herr Kollege 
Rumpold - er ist momentan nicht anwesend - .  
haben davon gesprochen, daß Entwick lungshi lfe 
u nabhängig von Nationalität, von Re ligion, von 
Rasse erfo lgen muß .  Ich glaube, d iese positive 
Ansicht hat sich in Ihrer eigenen Partei noch 
n icht durc hgesprochen, denn ich kann mir nicht 
vorstellen, wieso sonst die Fre iheitlichen des Bur
genlandes eine Reso lution zur Auslände rfrage 
herausgeben, d ie mit einem Vokabular versehen  
ist, das an Zeiten erin nert, welche w i r  schon über
wunden geglaubt haben .  (Bundesrat K ö p f: In go
tischer Schrifc!) 

Wenn ich gesagt habe , daß ich auf die Burgen
länder sto lz  b in ,  so muß ich eine Ausnahme ma
chen:  Auf d iese zwei Burgenländer, d ie d iese An
sieht öffentl ieh vertreten haben ,  kann ich wirk l ich 
nicht sto lz  sein .  Mit gro ßer Genugtuung habe ich 
aber zur Ken ntnis genommen, daß s ich d ie staats
tragenden Parteien ÖVP und SPÖ von diesem 
Gedankengut m it Schaudern abgewandt und sich 
k lar davon distanziert haben. Möglicherweise hat 
auch die Frau Generalsekretärin Sch midt über 
das Wochenende e inen Schnu pfen bekommen;  
s ie hat näml ich e ine Tei lnahme an einer Ver
sammlung der Freiheitl ic hen im Burgenland ab
gesagt, allerdings habe ich keine klare Distanzie
rung von ihr b isher gehört. 

Wir - und damit meine ich alle aufrechten ,  
demokratischen Österreicher - wünschen uns 
n icht nur zu U ngarn,  sondern auch zu  den ande
ren Ländern gute Beziehungen .  Wir glauben, daß 
es unsere mensch l iche Pflicht ist, Hilfesuchenden 
H ilfe anzubieten .  Wir unterstützen die Demokra
tisierungsbestreb ungen in  den osteuropäischen 
Ländern, und deshalb werden wir auch jedem ent
gegentreten,  der statt Völkerverständigu ng Aus
länderfeindlichkeit predigt. Wir werden es auch 
n icht zu lassen, daß das gute Kl ima, welches bei  
uns im Burgenland zwischen den verschiedenen 
Sprachgruppen herrscht - bei  uns gibt  es immer
h in  drei Sprachgruppen - ,  durch politische De
sperados gestört wird. 

Wir werden es auch nicht zulassen, daß das 
gute Verhältnis, welches wir zu unserem Nach
barland Ungarn haben ,  zerstört wird d urch unbe-
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dachte Äu ßerungen. Wir werden auch in Zukunft 
jedem Flücht ling, der an unsere Türe klopft, Hi l 
fe anb ieten und Menschlichkeit entgegenbringen . 
Wir werden deshalb - und das zum Abschluß -
auch dieser Grenzverlegung u nsere Zustimmung 
erteilen, wei l  es sich dabei um e ine fried l ic he 
Grenzve rlegung handelt, i n  Anerkennung beider 
Staaten und in der Hoffnung, daß sich d ie guten 
Bez iehungen ,  die wir zu Ungarn haben, fortset
zen werden .  (Beifall bei SPÖ und Ö VP. ) 1 I .35 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächste m Redner erteile ich Herrn Bundesrat Dr.  
Linzer das Wort. 

1 1 .35 
Bundesrat Dr. Milan Linzer (ÖVP. Burgen

land) :  Herr Präsident ! Herr Bundesmin ister !  Mei
ne Damen und Herren !  Lassen Sie m ich auch als 
Burgen länder in der mir gebotenen Kürze e in ige 
Sätze zum vorl iegenden Gesetzesbesch luß sagen .  
und lassen Sie mich auch e in  b ißehen eingehen 
auf unser Verhältnis zu unserem Nachbarland 
U ngarn, einem Land , in  dem sich im letzten Jahr 
Dramatisc hes ereignet hat. 

Kollege Kulman hat schon die geschichtl iche 
Seite e in b ißehen angesprochen. ich möchte fo l
gende Tatsache noch in  Er innerung rufen,  daß es 
zum Beispiel 1 9 1 0  - vor Zerschlagung der öster
reichisch-u ngarisc hen Monarchie - in den an
grenzenden Komitaten des Burgenlandes, a lso 
drüben in Ungarn. in den Komitaten Wieselbu rg. 
Ödenburg und Eisenburg etwa 780 000 Ein
wohner gab .  Von den 780 000 Einwohnern waren 
30 Prozent, a lso immerhin 260 000 Einwo hner.  
deutschsprachig. Wenn Sie sich vorstel len:  das 
Burgenland hat heute in etwa eine Einwohner
zah l von 285 OOO! 

Die Stadt Ödenburg ist, wie wir eben vom Kol
legen Kulman gehört haben , aufgrund der Ab
stimmung 1 92 1 le ider Ungarn zugesprochen wor
den . Sie hatte se inerzeit 30 000 E inwohner. wo
von in etwa die Hälfte deutsc hsprach ig wahr .  

Es kam dann zur Zersch lagung der österrei
chisch-ungarischen Monarchie,  Friedensvertrag 
von Saint Germai n ,  d ie G renzfestlegung, u nd 
nach 1 945 der " Eiserne Vorhang" . Damals waren 
die gegebenen Verhältnisse für das Burgenland 
bei Gott nicht e rmutigend. Wir  hatten durch die 
geographische Randlage und durch d ie Figuration 
des Landes eine äußerst unglückliche Situation:  
Der nördl iche Teil war mehr oder m inder abge
schnürt vom südlichen Teil ,  verkehrstec hnisch 
gab es grö ßte Probleme. Wir hatten weder eine 
Nord-Süd-Straßenverbindung, gesc hweige denn 
eine sogenannte Longitudinalbahn .  Vielleicht 
können wir heute darüber bei einem anderen Ta
gesordnungspunkt  noch sprechen . Wie gesagt: Es 
war das eine wirkl ich  deprimiere nde Situation. 
Dazu kam eben eine zum Nachbarn Ungarn her-

metisch abgeriege lte Grenze. Sie können sich vor
stellen, daß es vor allem für die Südregion des 
Burgenlandes, die mehr oder minder eine Enkla
ve dargestel lt hat, besonders wirtschaft l iche Pro
bleme gegeben hat. 

Natürl ich  sind wir Burgenländer besonders 
über die jetzige Entwick lung in u nserem Nach
barstaat erfreut. Es hat ja bereits 1 988 damit be
go nnen,  daß es e ine starke Liberal isie�!Jng des 
Reiseverkehrs gegeben hat. 4 Mil l ionen Osterrei
cher haben Ungarn damals besuc ht, umgekehrt 
sind 2 .5 Mil l ionen Ungarn nach Öste rre ich ge
kommen. Die Ereign isse in Ungarn haben sic h 
dann überstürzt: Es gab po l itische Reform bestre
bungen heuer im Sommer beziehungweise im 
Fl'ühjahr: in  Ungarn ist es zur Ausrufung der par
lamentar ischen Republ ik gekommen.  Es war das 
zweifel los ein hi storisches Ereignis, dessen Trag
weite wir heute, glaube ich, noch gar nicht ab
schätzen können.  Zweifel los war das auch weg
weisend für die übrigen Ostblock länder, in  erster 
Lin ie natürlich i m  Falle der DDR, wo wir ja in 
diesen Tagen über die Medien mitverfo lgen kön
nen, welche Entwick lungen sich dort vol lziehen: 
auch in de r Tschechoslowakei ,  wo manche mit 
den Reformbestrebungen nicht nachstehen wol
len . 

Wir Burgenländer sind sehr e rfreut darüber. 
daß wir mit unserem Nac hbarstaat Ungarn nun
mehr in einer mehr oder minder liberal isierten 
Form verkehren können. da ß sich diese b i late ra
len Beziehungen im gesel lschaftspoli tischen, aber 
auch im wirtschaftspo l it ischen Raum frei entwik
kein kön nen . Es sind ja darüber schon große Vor
leistungen in den letzten Jahren geschehen.  

Wir Burgenländer sehen dari n  natürlich auch 
eine gro ße Herausforderung für unser Land 
selbst . und diese Herausforderung wol len  wir ger
ne annehmen; das geschieht selbstverständlich 
auch in wirtschaftlicher Hinsicht, u nd zwar durch 
diverse Kooperationen ,  beispie lsweise auf dem 
Gebiet des Umweltschutzes, des Naturschutzes. 
auch durch die Schaffung e ines Nationalparkes. 
Aber worum es uns natürl ich in e rster Lin ie geht. 
das ist der menschl iche Kontakt  mit unserem 
Nachbarn. Ich habe ja erwähnt, daß es jenseits der 
Grenze fast genau so viele deutschsprechende 
Ei nwohner gibt wie d iesseits. Es ist rührend zu 
sehen, wie tagtäg lich die Ungarn zu uns kommen 
und quasi freudig erregt u nsere Gastfreu ndschaft 
genießen und immer wieder den Kontakt mit  uns 
suchen. Anderersei ts wird d iese Kontaktnahme 
natürl ich gerne von uns erwidert, sodaß sich die 
zwischenmenschlichen Beziehungen zwischen 
uns und den Ungarn in hervorragender Weise 
entwickeln .  

Natürlich haben wir  uns auch in  puncto Kultur 
und Wissenschaft gegenseitig sehr  viel zu geben. 
Wir sind ja durch d ie Geschichte, durch die Kul-
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tur sehr,  sehr  verb unden.  Ich meine, daß es dies
bezüglich zweife llos noch hervorragende Zu
k unftsvisionen zu  verwirklichen gibt. 

Meine Damen u nd Herren !  Es ist heute hier 
schon angeklungen: Über die bilateralen Bezie
h ungen h inaus, die wir gerne fortsetzen und aus
bauen wollen, haben wir Österreicher, glaube ich.  
noch e ine ganze wichtige Aufgabe als Brücken
kopf zu erfül len;  der Herr Bundesminister hat das 
ja schon erwähnt .  Wir sind, glaube ich.  dazu beru
fen .  eine Vermitt lerrol le zwischen Ost und West 
zu übernehmen. Es ist wichtig - n icht nur in 
unse rem,  sondern im al lgemeinen europäischen 
Interesse - .  daß der Osten wirtschaftl ich, aber 
auch ku lturpo l itisch an den Westen sozusagen an
geschlossen wird, im konkreten Fal l  Ungarn her
anzuführen an E FTA und EG. nicht zuletzt sie 
auch heranzufü hren  an die Weltwirtschaft. 

In d iesem S inne - ich komme schon zum 
Sc hluß - sind wir Burgen länder uns dessen be
wußt. welch gro ße Aufgabe wir da haben. Wir 
unterstützen die Bundesregierung, nicht nur in  
u nserem ure igensten Interesse, sondern natürl ich 
auch im Interesse des gesamten Staates und in  un
serer al ler I nteresse in bezug auf eine Integration 
beider Länder. beider Völker. - Danke. (Allge
meiner Beifall. ) l i .,N-

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Ich be
grüße den im Hause ersch ienen Herrn Staatsse
kretär Dr.  Stum mvol l .  (Allgemeiner Beifall. ) 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesmini
ster Dr. Mock .  Ich erte i le ihm dieses .  

l l ...!..t 
Bundesminister fü r auswärtige Angelegenhei

ten Dr.  Alois Mock: Herr Präsident! Meine Da
men und Herren !  Darf ich aus Anlaß dieses 
Staatsvertrages über die Neufestlegung der Staats
grenze e inige Bemerkungen  zum österreichisch
ungarischen Verhältnis machen .  Ich darf den 
Bu ndesrat auch über das j üngste Treffen der Au
ßenminister und Stel lvertreter der Regierungs
chefs Jugoslawiens, Ungarns, Italiens und Öster
reichs, das i n  Budapest stattgefunden hat, i nfor
mieren .  

Der Staatsvertrag widerspiegelt die ausgezeich
neten Beziehungen zwischen Osterreich und Un
garn ,  u nd zwar i n  dem Sinn, daß es nicht nur eine 
k laglose Zusammenarbeit  gibt, sondern offen
sichtlich e ine pol it ische I ntention beider Reg ie
rungen, diese Z usammenarbeit sehr  pragmatisch , 
u nbürokratisc h  und möglichst i ntensiv auszuwei
ten .  Das hat sich auch in d iesem Vierer-Treffen in 
Budapest n iedergeschlagen,  und zwar einerseits 
in der ausgezeichneten ungarischen Vorbereitung 
und anderersei ts auch in  den Ergebnissen ,  wobei 
ich hinzufügen muß, daß e in  besonderer Motor 
bei diesen Beratungen der italienische Außenmi-

nister De M ichel is war . Was die Ergebnisse anbe
langt: Es sind vier Sachbereiche herausgenom
men worden :  U mweltsch utz, Verkehrspol it ik ,  In
formation und Kommun ikation und Aufbau ei
ner Struktur mittelständischer Betriebe, die nun 
von Koordinatoren aus den vier Ländern betreut 
werden.  Der Behandlung dieser Sachbereiche 
kommt in  d iesem überschaubaren Raum. der von 
d iesen vier Ländern präsentiert wird. e ine beson
dere Priorität zu.  

I n  d iesem Treffen widerspiegeln  sich zwei Ent
wick lungen der letzten Zeit: Das wachsende Be
d ürfnis. praktische Probleme auf regional-po l iti
scher Basis zu lösen .  Dieses Bedllrfnis f indet auch 
seinen Niedersc hlag in der Arbe itsgemeinschaft 
Alpen.  in der Arbeitsgemeinschaft Alpen Adria 
und i n  der Arbeitsgemeinschaft Donau.  die im 
Aufbau begri ffen ist. 

D ies ist n u n  eine Arbeitsgemeinschaft, d ie auf 
ständig eingerichtet wird, die auch von ihrer poli
tisc hen Konstellation her einen besonderen Cha
rakter hat. Sie ist mehrfach gren züberschreitend: 
ideologisch .  pol itisch und integrat ionspol itisch. 
So etwa ist e i n  Land, nämlich Ital ien.  Gründungs
mitgl ied der E uropäischen Gemeinschaft und ist 
NATO-Mitglied. Osterreich als immerwährend 
neutrales Land ist Mitgl ied der EFTA. Jugosla
wien ist ein b lockfreies Land , und Ungarn ist Mit
g l ied des Warschauer Paktes und noch - oder 
n icht mehr kommunistisches Land - das ist Ge
schmackssac he, wie man das bezeichnen wil l .  
Endgü ltig wird man das erst nach ersten fre ien 
Wahlen sagen können. 

Ich glaube, daß diese Entwick lung eine gro ße 
Chance für uns ist. vor allem auch für d ie östl i
chen B undesländer. 

Es haben d ie Damen und Herren Vorredner 
darauf verwiesen ,  daß gerade d urch den Abbau 
des ,. E isernen Vorhanges" sei tens Ungarns die 
sch merzliche E inengung der Entwick lungsmög
l ichkeiten der an der Grenze gelegenen Regionen 
verr ingert wird beziehungsweise e ndgültig, so ist 
zu hoffen ,  verschwinden wird . 

Wir  sollten gerade d ieser regionalen Zusam
menarbeit besondere Beachtu ng schenken.  Es 
war hochinteressant. daß im Rahmen des Min i 
ste rkomitees des  Europarates, wo mein ita l ieni
scher Kollege Oe Michel is  und ich die Dokumen
te aus d iesem Vierertreffen zirkuliert (ben, das 
Interesse au ßergewöhnl ich  gro ß war und wieder 
e inma l  mehr die viel größere Aufgabenstel lung 
betont wurde, die Österreich wegen se iner geopo
l itisehen Situation jetzt im Zuge des Demokrati
sierungsprozesses in U ngarn bekommt. Zusätzl i
ches Gewicht bekommt Osterre ich auch aufgrund 
seiner immerwährenden Neutra l ität. 
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Meine Damen und Herren !  Es wäre völ l ig 
falsch - was gelegentlich i n  i rgendwelchen mehr 
oder wenige r  intel lektue l l  geprägten Analysen ge
schieht - ,  d ie österreichische Neutral ität in Fra
ge zu stel len,  in dem man von der Annahme aus
geht, daß die offensichtl ich mil itärische Gefahr 
durch  den Abbau des Blockdenkens, durch die 
Demokratisierung im Osten beseitigt wird. 

D ie österreich ische Neutra lität hat nicht nur in 
diesem Zusammenhang eine Aufgabe gehabt. Sie 
bekommt gerade zu dem Zeitpunkt, zu dem sich 
die Grenzen lockern,  e ine zusätzliche Wirkungs
mögl ichkeit: Es gibt jetzt viel mehr Anknüp
fungspunkte in der Ost-West-Zusamme narbe it, 
wobe i unsere Neutral ität osmotisch wirkt. Unsere 
Neutralität ist die eines Landes, das ei ndeutig M it
glied der westlichen Staatengemeinsc haft ist und 
immer e in besonderes emotionales, politisches 
und historisches Verhältnis zu den Ländern des 
Donauraurnes gehabt hat. 

Das ist eine große zusätzl iche Wirkungsmög
lichkeit für unser Land in pol itisc her Hinsicht, in 
wirtschaftlicher H insicht, aber auch in anderen 
Bereichen, wie zum Beispiel  der Ökologie. Ich 
mei ne, wir so llten d iese Möglich keit mit al len uns 
zur Verfügung stehenden Kräften wahrnehmen. 
(A llgemeiner Beifall. ) 11  . .J.8 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
n icht der Fal l .  

D ie Debatte ist geschlossen .  

Wird von der Berichterstattung e in  Sch lu ßwort 
gewünscht? D ies ist auch n icht der Fal l .  

Wir kommen zur Abstim mu ng. 

Bei der A b s t i m  m U 11 g beschließt der Bun
desrat mit Slimmenein helligkeit. gegen den Gesel
zesbeschluß des Nationalrates k e i f1 e n E i 11 -

S p r  II C h zu erhebelI . 

4. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
8. November 1989 betreffend ein Bundesgesetz 
über die Wertpapier- und allgemeinen Waren
börsen und über die Abänderung des Börsesensa
le-Gesetzes 1949 und der Börsegesetz-Novel
le 1 903 (Börsegesetz 1989 - BörseG) (1049 und 
1084/NR sowie 3749/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge
langen zum 4. Punkt der Tagesordnung: Be
schluß des National rates vom 8.  November 1 989 
betreffend e in  Bundesgesetz über die Wertpapier
und al lgemeinen Warenbörsen und über die Ab
änderung des Börsesensale-Gesetzes 1 949 und 
der Börsegesetz-Nove l le 1 903 (Börsegesetz 1 989 
- BÖrseG) .  

Berichterstatter in  ist Frau  Bundesräti n  Hasel
bach. Ich bitte sie um den Bericht. 

Berichterstatter in  Anna E l isabeth Haselbach: 
Herr P räsident! Herr Staatssekretär !  Meine Da
men und Herren ! Das geltende Börserecht ist ei
nerseits in  se inen Quel len zerspl itte rt, was die 
Übersichtlichkeit und Rechtssicherheit bee in
trächtigt, andererseits entspricht die aus dem vo
rigen Jahrhundert herrührende Systematik n icht 
dem Determinierungsgebot für Gesetze , die Arti 
kel 1 8  Abs. 1 u nd 2 des Bu ndes-Verfassungsge
setzes im Jahre 1 920 aufgestel lt  hat. Der Verfas
su ngsgerichtshof hat mit E rkenntnis vom 1 3. De
zember 1 988 die gesamte Börseord nung der \Vie
ner Börse sowie den § 2 Z.  2 und 5 des Börsege
setzes aus dem Grund aufgehoben ,  wei l  die Bör
seordnung als Verordnung der ausreichend 
gesetz lich determin ierten Grundlage entbehrt 
und die genannte Besti mmung des Börsegesetzes 
insofern verfassu ngswidrig ist, als sie hinsichtl ich 
der Börseord nung e ine formalgesetzliche Delega
tion darstel lt .  Das aufhebende Erkenntnis des 
Verfassu ngsgerichtshofs setzt für das Außerkraft
treten eine Frist bis zum 30. November 1 989, u m  
dem Gesetzgeber die entsprechenden gesetzli
chen Vorkehrungen zu ermöglichen . 

Aus d iesem Anlaß hat man auch eine Reihe von 
materiellen Änderungen vorgenommen, sodaß 
eine umfassende Neuregelung des Börserec hts ge
troffen wurde. 

Zum Regelungsumfang des Gesetzes ist anzu
merken ,  daß der U mfang der Verkehrsgegenstän
de, der definitionsgemäß an einer Wertpapierbör
se gehandelt werden darf, d urch d ie Erweiterung 
um Optionen und Fi nanzterminkontrakte fak
tisch e in sehr  weiter geworden ist. Dadurch sol len 
Innovationen in d iesem Bereich auch ohne Geset
zesänderung ermögl icht werden. 

�l it diesem vorliegenden Besch luß  des Natio
nalrates sollen im wesentlichen fo lgende Ziele 
verfolgt werden :  

Herstel l ung einer verfassungskonformen 
Rechtslage im Börsewesen ,  

Anpassung an den internationalen Standard, 
insbesondere an die Richtl in ien  der Europäischen 
Gemeinschaften,  

Verbesserung des Anlegerschutzes durch mehr 
Publizität und verbesserte Aufsicht, 

Verwaltungsvere infachung durch Übertragung 
bisher hohe itl icher Aufgaben an die Börseorgane, 

rechtliche Rahmenbedingungen für moderne 
Formen des Wertpapierhandels, wie der Compu
terbörse , 
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rechtliche Rahmenbedingu ngen für e inen börs
l ichen Optionshandel in Österreich .  

Der F inan zausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage i n  seiner S itzung vom 2 1 . November 
1 989 in Verhandlung genommen u nd einst immig 
beschlossen,  dem Hohen Hause zu empfehlen,  
ke ine n  E inspruch zu erheben .  

Als  E rgebn is seiner Beratung stellt der  F inanz
ausschu ß  so mit den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle besch l ie ßen :  

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
8. November 1 989 betreffend ein Bundesgesetz 
über die Wertpapier- und al lgemeinen Warenbör
sen und über die Abänderung des Börsesensale
Gesetzes 1 949 und der Börsegesetz-Novel le 1903 
( Börsegesetz 1 989 - BörseG) wird kein Ein 

spruch erhoben .  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge
hen in d ie Debatte e in .  

Zum Wort gemeldet hat s ich  Herr  Bundesrat 
Dr .  Str im itzer. Ich ertei le ihm dieses. 

1 1 .5./ .. 
Bu ndesrat Dr. Mart in  Strimitzer (OVP, Tirol ) :  

Herr Präsident! Herr Staatssekretär !  Me i ne Da
men und Herren !  Hohes Haus! Der Begriff "Bör
se" hat se it  a ltersher für den Uneingeweihten et
was Obskures. ich meine das jetzt, bitte, i m  wah
ren S inne des Wortes. als etwas in  Dunkel Geh ül l 
tes an sich .  Das beg innt ja schon bei  der Frage , 
woher der Name " Börse" kommt. Da fangen so
gar die E ingeweihten zu rätse ln  an, und tatsäch
l ich,  wenn  S ie sich Lexika zur Hand nehmen,  so 
werden Sie i n  dem e inen diese und in dem ande
ren jene Erk lärung finden. 

So wird zum einen behauptet, der Name "Bör
se" ginge auf ein im 1 4. Jahrhundert i n  Brügge 
ansässiges Patr iziergesch lecht zurück, das Van 
der Beurse gehei ßen habe und vor dessen Haus 
sich die ital ienischen Händler zu treffen pflegten ,  
u m  vertretbare Sachen aller Art an den Mann zu 
bri ngen .  

Und d i e  andere Version wiederum führt den 
Namen " Börse" auf das lateinische "bursa" zu
rück .  Die bursa spielte bekanntlich sowohl im 
k i rchl ichen Bereich als auch im Studenten leben 
e ine tragende Rol le. 

Aber b itte, wie auch i mmer, die Börse hat je
denfalls Dinge an sich ,  die für den Normalbürger  
n icht ganz leicht durchschaubar s ind und selbst 
für den Eingeweihten ,  wie gesagt, m it gewissen 
I m ponderabil ien behaftet sind. 

Ich,  meine Damen und Herren, möchte der 
letzte sein ,  der sich hier als wissender Fachmann 
aufspielen möchte. Ich b in  auch in  d ieser Frage 

e in  Normalbürger. Ich könnte mir vorste llen ,  daß 
mein Nachredner, Herr Kollege Bundesrat Köpf 
(Bundesrat K ö p f: Zuviel der Ehre.') , vom Bör
sengeschäft als solchem - möglicherweise, ja ich 
würde sogar sagen :  sicher - mehr versteht als 
ich. 

Warum ich mich trotzde m  zu Worte gemeldet 
beziehungsweise der Aufforderung zur Wortmel
dung entsprochen habe, meine Damen und Her
ren, hat e i nen ganz e infachen Grund. 

Erstens freue ich mich als gelernter J ur ist dar
über, daß das bisherige in vielen Quellen zersplit
tert gewesene und daher die Rechtssicherheit be
e inträchtigende, ja. wie der Verfassungsgeri chts
hof in e i nem Erkenntnis vom Dezember 1 988 
festgeste l l t  hat, sogar das Determin ierungsgebot 
für Gesetze verletzende Börserecht, das in seinen 
G rundzügen bis ins Jahr 1 8 75 zurückgeht, nun 
einer vernünftigen Neurege l ung aus e i nem Guß 
Platz macht und  daher zumindest d ie  äußere 
Ordn ung der Börsedinge e inem modernen Ver
fah ren, das sich fre il ich we itgehend an bewährten ,  
überkommenen Regeln orientiert, unterworfen 
wird. 

Die innere Seite , also die Frage ,  wie die Ge
schäfte in  der Börse gehen ,  wie sich d ie Kurse 
gestalten ,  ob Hausse oder Baisse oder Crash zu 
verzeic hnen s ind .  al t  das s ind ja Dinge, d ie  von 
den Mechanismen der Gesamtwirtschaft e iner
seits und der Geldwirtschaft andererseits gestaltet 
oder gesteuert oder auch bloß zur Kenntnis ge
nommen werden m üssen .  

Ich  freue mich jedenfalls auch .  diese Woche in  
e inem Wochenmagazin gelesen zu  haben ,  daß die 
Wiener Aktienbörse am 7 .  November. also vor 
etwa 14 Tagen,  zwar den relativ und  absolut 
stärksten Kurssturz erlebt hat, daß aber trotzdem 
kein Anlaß zur Panik besteht ,  w ie das ja manch
mal bei Börsengeschäften tatsäch l ich der  Fall ist. 

Ich habe mich aber, meine Damen und Herren,  
aus e inem zweiten Grund zu  Worte gemeldet, aus 
e inem Grund,  den Herr Kollege Köpf ja bereits 
kennt. den aber viele nicht i n  d iesem Gesetzesbe
sch luß des Nationalrates vermuteten und der 
auch nicht Gegenstand der Debatte i m  National
rat gewesen ist. Dem B undesrat, der Länderkam
mer, steht  es jedoch an,  auf eben diesen ,  nämlich 
einen föderalistischen Gesichtspunkt h inzuwei
sen. 

Sie wissen ,  meine Damen und Herren ,  daß ge
mäß Artikel  1 02 des Bundes-Verfassungsgesetzes 
d ie Vollz iehung des Bundes in den Ländern, so
weit n icht e igene B undesbehörden bestehen, der 
Landeshauptmann u nd die ihm unterstellten Lan
desbehörden ausüben .  Das ist also jenes Verfah
ren ,  das jedermann in Österreich unter dem Be-
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griff der sogenannten mittelbaren B undesverwal
tung kennt. 

Und es ist keine Frage - wir haben das oft und 
oft auch hier von d ieser Stel le aus erörtert - ,  daß 
der Vol lzugsföderalismus e ine der tragenden Säu
len der österre ich ischen Bundesstaatl ichkeit ist . 
Und gegen d iesen Vollzugsföderal ismus wird nun  
zweifel los im § 6 4  des Börsegesetzes, das heißt 
des vorliegenden Gesetzesbeschlusses des Natio
nal rates, versto ßen, wei l  eben der Landeshaupt
man n im Verfahren betreffend die Zulassung von 
Wertpapieren zum amtl ichen Handel an der Bör
se ausgesch lossen und der Rechtszug gegen eine 
Versagung der Zulassung d irekt zu einem Beru
fungssenat be i m  Bundesmin isterium für Finan
zen eröffnet wird. 

Weil ich m ich aber e inerseits nicht dem Vor
wurf aussetzen möchte ,  aus einer Mücke einen 
E lefanten machen zu wol len ,  und ich andererseits 
die logischerweise vom National rat als Verfas
sungsbest immung vorgesehene Regelung eben 
des § 64 für sach l ich vertretbar und auch für rich
tig halte - ich möchte übe rhaupt kein Hehl dar
aus machen, daß ich das h ier  feststel le -, bin ich 
- und mit mir auch die ÖVP-Fraktion - durch
aus damit einve rstanden ,  daß der Bundesrat die
ser Regelung zustimmt . Aber ich meine , daß doch 
im Protokoll d ieser heutigen Sitzung fo lgendes 
vermerkt werden so l lte: 

Erstens: Der Bundesrat mei nt, daß Eingriffe in 
verfassungsgesetzliche Kompetenzen der Länder, 
ohne Rücksicht auf den U mfang des Fal les, im
mer rechtzeit ig vor der Zuleitung einer Regie
rungvorlage oder e ines In itiativantrages an den 
Nationalrat mit den Ländern abgesprochen wer
den sol len .  

Zweitens: E ine derartige Absprache muß auch 
dann Platz gre ifen ,  wen n  sich nach Aufnahme der 
Ausschußberatu ngen im Nationalrat ein derarti
ger Handlu ngsbedarf ergibt. Es muß nämlich den 
Ländern zumindest die Prüfung möglich sein ,  in
wieweit s ie einen Kompetenzabtausc h auch in 
minder bedeutenden Fällen verlangen sollen. 

Dr itte ns - mir scheint auch d iese Aussage 
n icht ganz unwichtig zu sei n  - :  Der B undesrat ist 
kein grundsätz licher Verhinderer von vernünfti
gen bundesgesetzlichen Normen, selbst wenn die
se zu Kompetenzverlusten führen und eine Kom
pensation ausnahms- und e insichtigerweise n icht 
möglich oder zweckmäßig ist. 

Meine Damen und Herren !  In d iesem Sinne 
komme ich bereits zum Schluß und stel le fest, 
daß meine F raktion dem Gesetzesbesch luß des 
Nationalrates betreffend e in Börsegesetz zu
stimmt beziehungsweise dagegen keinen Ein
spruch erhebt. - Danke sehr .  (Allgemeiner Bei
fall .) 12 .02 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner erte i le ich Herrn B undesrat 
Köpf das Wort . 

/ 2.U2 
B undesrat Peter Köpf (SPÖ, Salzburg):  Seh r  

geehrter Herr Präsident !  Herr Staatssekretär! 
Meine seh r  verehrten Damen und Herren !  Ich 
möchte v ie l le icht gleich vorwegnehmen,  daß ich 
es sehr begrü ße, daß mein Vorredner auf  d iesen 
verfassungsrechtlichen U mstand h ingewiesen hat. 
Auch ich mache kei nen E lefanten daraus, ich 
könnte es auch nicht. U nd ich darf mich hier auch 
mit der Form ulierung einverstanden erk lären ,  die 
mein Vorredner für das Protokol l  abgegeben hat, 
al lerdings m it ei ner kle inen Einschränkung, die 
vie l le icht sogar angedeutet wurde: Das ganze Ge
setz mu ßte ein wenig unter Term indruck verhan
delt werden,  weil  ja eine Entscheidung des Ver
fassungsgeric htshofes zugrunde ge legen ist. So 
wol len wir  halt gro ßzügig darüber hinwegschau
en .  

Nleine seh r  verehrten Damen und Herren! Es 
gibt aber doch einiges zu diesem Börsegesetz zu 
sagen ,  das aus dem Jahre 1 875 stammt LInd wohl 
zu den letzten Gesetzen zu zählen ist, das aus dem 
vergangenen Jahrhundert stammt und bis he ute 
nahezu unveränderterweise Gültigkeit besitzt. 

Die Entwick lung der internationalen Wirt
schaft. des Handels und der Kapitalmärkte hätte 
eigentl ich auc h ohne die Aufhebung dieses Geset
zes durch  den Verfassu ngsgeric htshof e ine Neu
ordnung d ieser Rechtsvorschriften für das Börse
wesen erfordert .  

Wenngleich die Wiener Börse von geringer in
ternationaler Bedeutung ist, so hat ihre E ntwick
lung der letzten Jahre doch die Aufmerksam keit 
des Auslandes auf sich gezogen. Man kann davon 
ausgehen ,  daß d ie Bedeutung der Wiener Börse 
wachsen wird ,  zunehmen wird und daher die ge
setzlichen Regelungen dem internationalen Stan
dard entsprechen sol len .  E ine gewisse EG-Kon
formität war daher eine Forderung an den Ge
setzgeber, der meiner Meinung nach von den 
Verfasser n  der vorl iegenden Regierungsvorlage in 
hohem Maße Rechnung getragen wurde. 

Die polit ische Entwicklung im osteuropäischen 
Raum,  die ja  tei lweise auch dire kte Nachbarlän
der betrifft , berechtigt zu der An nahme, daß d ie 
Wiener Börse eine wichtige Funktion i m  Ost
West-Handel einnehmen könnte u nd m it einer 
modernen Organisation und Konzeption auch 
diesen Erfordern issen ,  d ieser wichtigen F unktion 
gerecht werden kann . 

Die Neuordnung der Rechtsvorschriften für 
das österreichische Börsewesen steht auch im 
Hinbl ick auf den beschlossenen Wunsch ,  unter 
gewissen Bedingunge n  der Europäischen Ge-
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meinsc haft beizutreten, rechtzeitig - wenn auch 
durchaus nicht zu früh - zur Besch lußfassung 
heran. 

Die E ntwicklung der Wiener Börse , die e inem 
Kapital markt von etwa 1 1 0 Mi l l iarden Schi l l ing 
entsprechen dürfte, war mit  Ausnahme der letz
ten Wochen Monate hindurch von einer über
durc hsch nittlichen Expansion gekennzeich net. 
Unternehmer und Anleger sind sozusagen aus ih
rer Deckung hervorgetreten und haben ihre Zu
rückhaltung aufgegeben .  Bei guter,  anhaltender 
Konjunktur ist offensichtlich die Risikobereit
schaft gestiegen ,  wurden die Vortei le e ines funk
tionierenden und bestehenden Kapitalmarktes er
kannt. 

Die Information der Öffentli chkeit über wirt
schaft l iche Zusammenhänge einerseits und d ie 
Wirtschaft und die Unternehmer andererse its 
wird von den Medien, auch das soll hervorgeho
ben .  so l l  beachtet werden,  mit immer höherer 
Qualität und höherem Ste l lenwert vorgenommen.  
Die Information ist besser und umfangreicher ge
worden .  

Das heute durch  den Bundesrat zu besch ließen
de Börsegesetz, das viel leicht durch den - und da 
wiederhole ich mich - vom Verfassu ngsgeric hts
hof ausgelösten Termindruck noch e inze lne U n
schärfen - allerdings von geri ngerer Bedeutung 
- aufweist, hat eine Rechtskonzentration zer
splitterter Normen zur Folge und ist, meine sehr 
geehrten Damen und Herren ,  ein Beitrag zu grö
ßerer Rechtssicherheit in  e inem an und für sich 
sehr sensiblen Bereich. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit für die sicher 
nicht leichten Arbeiten in den M inisterien .  i nsbe
sondere im F inanzministerium,  Anerkennung 
aussprechen und herzl ich dafür danken.  Wir s ind 
wieder e in  k le in wenig moderner, offener,  i nter
nationaler geworden.  

Breiten Raum n immt im neuen Börsegesetz der 
Schutz der Anleger ein .  Das ist e in  Bere ich ,  der 
mir doch auch besonders am Herzen l iegt, und 
ic h denke, daß die Normen ausreichen.  Dies wird 
in  der geänderten Informationspfl icht, i n  der er
weiterten Haftung der Börsenorgane, der Festle
gung. von Sicherstellungen und Kautionen und 
der Achtung von sogenannten Insider-Geschäften 
dokumentiert. 

Wichtig, mei ne sehr geehrten Damen und Her
ren, erscheint mir die im neuen G esetz zum Aus
druck kommende verbesserte Transparenz des 
Marktgeschehens und jener Maßnahmen im Bör
senhandel, die einer verbesserten Orientierung 
dienen .  

Auch den  oft geforderten Erkenntnissen nach 
weniger Staat und mehr Autonomie wurde in  d ie-

sem Gesetz Rechnung getragen .  Wen ngleich der 
öffentlich-rechtliche Charakter - oder besser ge
sagt: die öffe ntlich-rechtliche Konstruktion der 
Wiener Börse - aus gutem Grunde einer privat
rechtlichen beziehungsweise vereinsrechtlichen 
Lösung vorgezogen wurde, so ist der Rückzug des 
Finanzministeriums als gestaltendes, als lenken
des E lement des österreichischen Börsewesens 
doc h auffal lend. Lediglich die Prüf,!ngs- und 
Kontro llkompetenz zum Schutz der Offentlich
keit und der Anleger sind noch richtigerweise als 
Kompetenz des F inanzministeriums verankert. 

Die öffentl ich -rechtliche Konstruktion hat dar
über h inaus den Vorte i l ,  daß Auseinandersetzun
gen im behördl ichen Verfahren geregelt werden 
können und n icht die Gerichte bem ü ht werden 
müssen .  

Andererseits, meine sehr  geeh rten Damen und 
Herren,  ist durch die ausgewiesene Autonomie 
der österreich ischen Börse ein hohes Maß an  Ver
waltungsvereinfachung für diesen Bereich in Aus
sicht zu stel len, ein Bemühen, das ja n icht immer 
erfolgreich ist, viel leic ht sogar auch nicht sein  
kann .  Aber wer  sonst, wenn nicht das F inanzmi
nisterium, sol lte hier m it gutem Beispiel vorange
hen. Das ist eine erfreuliche Feststel lung. 

Die österreichische Börse ist eine Börse der 
österreichischen Geld- und Kreditwirtschaft. Das 
möchte ich schon ein wenig krit isch bemerken. 1 7  
von 25 Bö rseräten gehören dem Wahlkreis I .  den 
Banken,  an. D ie Makler und Sensale entsenden 
nur je einen Börsenrat. Es ist also hier ein e indeu
tiges Übergewicht der Banken gegeben;  eine Tat
sache, die ich n icht begrüße, wei l  andere große 
institutionelle Anleger ,  wie etwa die österrreichi
sche Versicherungswirtschaft. n icht d irekt zuge
lassen werden ,  obwohl  sie auch nach internatio
nalen Ansichten zweifel los als Finanzinstitution 
ersten Ranges angesehen werden und natürl ich 
auch mit entsprechendem Fachwissen u nd Fach
personal ausgestatten s ind.  Den Umweg über die 
Banken beziehungsweise d ie notwendigen Ban
kenkonzessionen halte ich eigentlich nicht  für 
notwendig, sie wirken höchstens kostenverursa
chend, verteuernd. - Ein Punkt für e ine eventu
elle zukünftige Novel l ierung. 

Nach dem heutigen Gesetzbesch l u ß  kommt 
den Banken also ganz besondere Verantwortung 
im Bereich des Börsewesens zu, der sie sich aber 
auch bewußt sein m üssen, sol l  das Vertrauen in 
das österreich ische Börsewesen weiterhin wach
sen .  

Meine seh r  verehrten Damen und Herren !  D ie 
Rahmenbedi ngungen sind gut. Die österreichi
sche Wirtschaft, die österreichische Währung 
zählen zu den stärksten der Welt. Und wenn ich 
"österreichische Wirtschaft" sage, dann, so wissen 
Sie ja alle, meine ich schon die Summe der Lei-
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stungen der Arbeiter, der Angestel lten u nd der 
Selbständigen .  

Ich bekenne mich dazu, daß i m  Bereich einer 
gerechten E inkommensverte i lung e in  hohes Maß 
an  Wachsamkeit erfo rderlich ist ,  daß Einkommen 
aus Kapital n icht überproportional steigen kann ,  
E inkommen aus Arbe it aber als Kostenfaktor an
gesehen wird u nd daher das Recht zum Stagnie
ren, ja  sogar zum Sinken hat. (Beifall bei  der 
SPÖ. I 

N iedrige Löhne und Gehä lte r ausschl ießl ich als 
Voraussetzung für Konkurrenzfäh igkeit anzuse
hen. überdurchschnittl iches Gewinn- und Divi
dendenwac hstum jedoch als Sinn wirtschaftl ichen 
Handeins darzustel len. soll nicht unwiderspro
chen zur Lehre der österreich ischen Nationalöko
nomie werden .  

Meine Sorge .  meine sehr  vereh rten Damen und 
Herren. gi lt  den unteren Einkommensbeziehern. 
denen Aktien ,  Immobi l ienfonds und Rentenbrie
fe angesichts ihrer Wohnungskosten, ih re r  Ener
giekosten und ihrer Ernährungskosten als E in
kunftsquelle verwehrt sind. Daher se i  gerade be i  
der Besch lußfassung d ieses durchaus wichtigen 
Gesetzes dazugesagt: Das menschl iche Maß öko
no mischer und so zialer Gerechtigkeit muß  gerade 
angesichts der  Besch lu ßfassung eines neuen Bör
segesetzes erwähnt und auch vertreten werden. 
(Allgemeiner Beifall. ) I :}' .15 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Ich er
tei le Herrn Staatssekretär Dr. Stummvol l  das 
Wort .  

I :}' . 1 5  
Staatssekretär im Bundesmin ister ium für F i 

nanzen D k  fm. Dr. G ü nter Stummvoll :  Herr Prä
sident! Hoher  B undesrat! Unsere heutige Zeit mit 
i hrer starken medialen Präsenz neigt zweifel los 
zu Übertreibungen .  Aber wen n  wir heute d ieses 
Börsegesetz d iskutieren ,  so ist es sicherl ich keine 
Übertre ibung, zu sagen.  daß hier e in  Jahrhun
dertgesetz beschlossen werden sol l ,  stammen 
doch d ie derzeitigen gesetzlichen Grundlagen für 
das Börsewesen aus dem vorigen Jahrh undert, aus 
1 8 75.  Und ich bedanke mich sehr für d ie  aner
kennenden Worte. d ie von beiden Rednern. was 
die Neugestaltung u nseres Börsegesetzes betrifft, 
gefunden wurclen .  

In  der Tat glauben wir ,  daß wir hier die gesetz
l ichen Weichen geste l lt  haben weit in d ie näch
sten Jah rzehnte hinein durch ein modernes .  flexi
b les Börserecht. Ich möchte aus der Diskussion 
nur  v ier  Grundzüge d ieses neuen Börsegesetzes 
besonders hervorstreichen. Der Vorredner hat 
d ies auc h getan .  

An  erster Ste l le i st zweifel los das starke Aus
maß an Liberalisierung und Deregul ierung in d ie
sem Bereich zu erwähnen. Ich g laube, wir haben 

h ier wirk l ich in  einem konkreten Te i lbere ich un
serer W irtschaft den Nachweis erbracht, daß sehr  
wohl e i n  Rückzug des  Staates v.�n hoheitlichen 
Funktionen u nd seh r  woh l  e ine Ubertragung ho
heitl icher Funktionen etwa in d iesem Bereich auf 
d ie zuständigen Börseorgane ohne Schaden mög
l ich ist. 

Ich g laube. dieses Börsegesetz könnte gleich
sam ein Modellbe ispiel dafür sein .  wie sich auch 
in  anderen Bereichen unserer W irtschaft der 
Staat von hoheit l ichen Funktionen zurückziehen 
kön nte und sich auf eine gewisse Rahmengesetz
gebung und vermehrte Autonomie für die zustän
digen Kräfte des Marktes beschränkt .  Es ist zwei
fe llos auch zu betonen. meine Damen und Her
ren .  was Herr Bundesrat Köpf ohnehin ebenfal ls 
sehr stark  unterstrichen hat. nämlich daß natür
lich gleichsam als Gegenstück zu d ieser starken 
Deregu l ie rung und Liberal isierung natür l ich ein 
Schwerpunkt ein sehr .  sehr gut ausgebauter Anle
gerschutz sein muß. Gar keine Frage , wei l  natür
l ich Risikokapita l ,  wie schon der Name sagt. ein
fach riskanter ist als gesicherte Bankeinlagen. 

Der dritte Grundsatz: Wir  haben natürl ich 
auch hier sehr substantiel le Vorkehrungen getrof
fen für e ine entsprechende Börsenaufsicht seitens 
des Bundesmin ister iums für F inanzen .  

Und die vierte Grundl inie :  Wir  haben versucht. 
mit d iesem Börsegesetz auch a11 das einzufangen ,  
was sich i n  der  EG in  d iesem Bereich absp ielt. 

;":icht unerwähnt sol l  zum Abschlu ß noch blei
ben .  daß wir auch die in  vielen Ländern so um
strittene  Frage öffentlich-rechtliche Organisa
tionsfo r m  der Börse oder privatrec htl iehe Orga
n isationsform mit d iesem Börsegesetz in einer 
sehr  flexiblen Art und Weise ge löst haben. D ie 
Wiener Börse ist öffentlich-rechtl ich .  es gibt dort 
auch Optionen- und Terminhandel ,  aber für d ie
sen Optionen- und Terminhandel werden die be
treffenden Banken eine privatrechtl ich organi
sierte Kapitalgesel lschaft b i lden. Also gleichsam 
e ine Kombination: d ie Wiener Börse als öffent
l ich-rechtlich Börse, aber daneben die Mögl ich
keit. auch privatrechtliehe Organ isationsformen 
zu finden.  

Hoher Bundesrat! Wen n  S ie diesem Börsege
setz jetzt die Zust immung ertei len, so geben Sie 
"grünes Licht" dafür, daß wir  in einem wichtigen 
Bereich u nseres Kapitalmarkts von den gesetzl i
chen Rahmenbedingu ngen her e inen wichtigen 
Schritt in Richtung verstär kte Internationalisie
rung u nserer Wirtschaft gehen können.  (Allge
meiner BeifaLL. ) 1�.18 

Vizepräsident Walter  Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen l iegen nicht vor .  
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Vizepräsident Walter Strutzenberger 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist d ies 
n icht der Fal l .  

Die Debatte ist  geschlossen . 

Wird von der Frau Berichterstatterin e in  
Schlu ßwort gewünscht? - Dies ist ebenfalls nicht 
der Fal l .  

Wir  kom men zur  Abstimm ung 

Bei der A b s { i m m I I  fl  g beschließt der Bun
desrat mit Stirnmeneinhe/ligkeic. gegen den Gesel
zesbeschlllß des Nationalrates k e i  11 e 11 E i  Il -
s p r Il C h zu erhebeI! .  

5. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 8. No
vember 1989 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Gewerbestrukturverbesserungsgesetz 
1 969, BGBl.  Nr. 453, geändert wird (284/A-II-
8820 und 1 086/NR sowie 3750/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge
langen nun zum 5. Punkt  der Tagesordn ung: Be
schluß des Nationalrates vom 8. November 1 989 
betreffend e in  Bundesgesetz. mit  dem das Gewer
bestrukturverbesserungsgesetz 1 969 geändert 
wird. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Sc hachner. 
Ich bitte ihn um den Bericht. 

Berichterstatter Ado lf Schachner: Herr Präsi
dent!  Herr Staatsse kretär! Meine sehr  verehrten 
Damen und Herren !  Die Konso l idierung des 
Bundeshaushaltes ist angesichts der Entwick lung 
des Bundeshaushaltes selbst und deren Auswir
kung auf andere Bereiche der Wirtschaftspo lit ik 
e in  zentrales Anliegen für die Wirtschaftspo lit i k .  
Als Stabi l isierungsma ßnahme in diesem Zusam
menhang haben die Regierungsparteien im Ar
beitsübere inkommen vom 1 6. Jänner 1987 ver
einbart. die Zweckbi ndungen mit  dem Ziel grö
ßerer F lexibi lität der B undeshaushalte zu über
prüfen. 

Mit dem gegenständ l iche n  Besch luß des Natio
nalrates sol l  die rechtl iche Basis für eine Verrin
gerung von Zweckbi ndungen i m  
Gewerbestrukturverbesserungsgesetz 1 969 erfo l
gen. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in  seiner Sitzung vom 2 1 .  N ovember 
1989 in Verhandlung genommen und mehrstim
m ig besch lossen,  dem Hohen Haus zu empfehlen, 
ke inen E inspruch zu  erheben .  

Als Ergebnis seiner Beratu ng stellt der Finanz
ausschu ß somit den A n  t r a g, der B undesrat 
wolle besch l ießen: 

Gegen den Besch luß  des Nationalrates vom 
8 .  November 1 989 betreffend e in  Bundesgesetz, 
mit dem das Gewerbestrukturverbesser ungsge-

setz 1 969, BGBL Nr .  453, geändert wird, wird 
kein Einspruch erhoben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge
hen in d ie Debatte e in .  

Zum Wort gemeldet hat sich Herr B undesrat 
Dr. Kaufmann.  Ich erteile es ihm. 

1 2 .20 
Bundesrat Dr . Kurt Kaufmann (ÖVP,  Nieder

österreich) :  Herr Präsident! Herr Staatssekretär! 
Meine Damen und Herren !  Die Novel le zum Ge
werbestrukturverbesserungsgesetz bietet Anlaß, 
Bi lanz zu ziehen über die Wirtschaftspolitik d ie
ser B undesregierung in den letzten drei Jahren .  
Dies i s t  umso notwendiger ,  als d ie  F reiheitl iche 
Partei im Plenum des Nationalrates sowie im Aus
sch u ß  des National rates und des Bundesrates den 
E indruck zu erwecken versuchte,  daß die Novelle 
zum Gewerbestrukturverbesserungsgesetz die 
Förderung für die mittelständ ische Wirtschaft 
verschlechtert bez iehungsweise einen Rechts
bruch darstel lt .  (Bundesrat R u nz p o l d: So ist 
es.' ) 

Ich komme auf Sie zurück .  Herr Bundesrat 
Rumpold. Sie haben im Ausschuß kühn  behaup
tet, daß es sich hier um e inen Rechtsbruch han
delt .  (Bundesrat R LI m p o l  d: Nicht flur ich .  das 
Finanzminisrerium.') Wen n  ich so kurz im Bun
desrat wäre wie Sie ,  würde ich mich viel leich e in
mal um d iese Materie küm mern,  bevor ich d iese 
Behauptung aufstel le .  (Bundesrat R u m p o l d: 
Stellungnahme des Finanzrninisteriunzs!) Ich g lau
be nämlich, Herr Kol lege . daß Sie h ie r  Ihrem Par
teiobmann nac hfolgen und versuchen ,  d ie Innen
polit ik weiter zu  skandalisieren. (Bundesrat 
R Cl m p o l  d: Die Skandale machen Sie. nicht 
wir!) Das ist der Sti l  der Freiheitl ichen Partei i n  
vielen Fäl len.  

Zur Materie selbst. - Herr Kollege, ich werde 
es Ihnen jetzt erk lären. H ier  handelt es sich um 
eine Materie der  Privatwirtschaftsverwaltung des 
Bundes, und d iese Materie ist durch zwei Gesetze 
gerege lt, einerseits d urch das Gewerbestruktur
verbesserungsgesetz, welches einen finanziellen 
Rahmen von ursprünglich 3 Prozent des Gewer
besteueraufkommens des vergangenen Jahres 
festlegt, u nd durch d ie jähr l ichen F inanzgesetze. 

Nun hat der Nationalrat aufgrund des Arti
kel  42 Abs. 5 Bundes-Verfassungsgesetz bei der 
Gestal tung des jährl ichen F i nanzgesetzes freie 
Hand. Das ist auch in  den haushaltsrechtl ichen 
Best immungen festgelegt, sodaß der Natio nalrat 
seit 1 988 von d ieser Gestaltungsmöglichkeit Ge
brauch gemacht hat. Es ist daher ke in Rechts
bruch .  wei l  es sich auch um keine verfassungs
rechtl iche Best immung handelt. Es kann also der 
Nationalrat als einfacher Gesetzgeber jederzeit 
diese Materie abändern . Daher wäre ich an I h rer 
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Dr. Kurt Kaufmann 

Stel le vorsichtig, wenn ich h ier von Gesetzes
bruch spreche. (Bundesrat R u m  p o l  d: Stellung
nahme des Finanzministeriums.') Kollege. das ist 
die Meinung des Verfassungsdienstes. (Bundesrat 
Ing. P e  n z: Es wäre gut, wenn Sie sich einmal die 
Verfassung anschauen würden, wer zuständig ist 

für die Gesetzgebung in Österreich.') Auch sonst 
spricht die Freiheitl iche Partei da von einem " Ge
werbestrukturversch lechterungsgesetz'· . Wenn 
ich mir die Protokolle der Reden von Haiger
moser und E igruber ansehe, so glaube ich, wir 
befi nden uns bereits im Handelskammerwahl 
kam pf. Etwas anderes ist Ihnen ja zu diesem Ge
setz nic ht e ingefal len .  (Bundesrälin Dr. 
S c  h m i d t: Sie "ertragen Kritik offenbar nicht.') 

Ich glaube, Ihre Partei wi l l  n icht  zur Ken ntnis 
nehmen . daß es se it dem E intritt der ÖVP e ine 
s ignifikante Trendwende i n  der Wirtschaftspolit ik 
d ieses Landes gegeben hat. Zu Ihrer Zeit ,  in der 
Endphase der k leinen Koa l ition , hat es Prognosen 
gegeben. daß die Arbeitslosigkeit um viele Pro
zentpunkte ansteigen wird. Es ist uns erstmals ge
lu ngen in d ieser Regieru ngsperiode,  die Arbeits
losigkeit erhebl ich abzusenken. Wir haben he ute 
e in  Wirtschaftswachstum von mehr a ls .:I- Prozent. 
Während die verstaatl ichte Industr ie seit  Beginn 
der  achtziger Jahre mehr als 20 000 Arbeitsplätze 
verloren hat. waren es gerade die Klein- und Mit
telbetriebe, die nicht nur diesen Abgang aufge
fangen ,  sondern mit 33 000 neuen Arbeitsplätzen 
sehr  wohl  zu diesem Beschäft igungswunder, das 
wir heute haben ,  beigetragen haben .  Wir haben 
heute den höchsten Beschäftigungsstand in der 
Zweiten Republ ik mit mehr als 2,8 Mi l l ionen Ar
beitsp lätzen.  

Meine Damen und Herren !  D ie Klein- u nd Mit
te lbetriebe - es sind rund 1 80 000 in  Öste rreich 
- beschäftigen mehr als 2 Mi l l ionen Personen.  
S ie s ind der grö ßte Arbei tgeber dieses Landes und 
tragen entscheidend zum Bruttonationalprodukt 
bei .  Die Volkspartei und der Wirtschaftsbund ha
ben sich immer für e ine wirksame Stärkung der 
Klein- und Mittelbetriebe e ingesetzt. Sei t  d ie 
ÖVP Mitverantwortung trägt, ist e ine Rei he von 
Maßnahmen gesetzt worden, d ie das Ziel hatten ,  
e in  wirtschaftsfreundliches Klima zu schaffen.  
Die große Steuerreform, d ie den S pi tzensteuer
satz von 62 Prozent auf 50 Prozent absenkte; d ie 
Verdoppelung des Gewerbesteuerfreibetrages auf 
1 60 000 S und die Absenkung des Meßbetrages 
von 5 auf 4,5 Prozent haben dazu geführt, daß de 
facto heute mehr als die Hälfte der Klein- u nd 
M itte lbetriebe von der Gewerbesteuer befreit ist. 
Auch hat diese Koalitionsregierung e rstmals seit  
Jahrzehnten die Abgabenquote um mehr  als 
1 P rozent auf 40,5 Prozent  gesenkt, und es war 
gerade die kleine Koal it ion ,  also die von SPÖ u nd 
FPÖ, die diese Abgabenquote mit 43 Prozent  zur 
höchsten Abgabenquote in  der Zweiten Republ ik 
gemacht hat. 

Trotz d ieser hohen Abgabenquote wurde da
mals eine wei tere Ausdehnung des Budgetdefizits 
für die nächsten Jahre prognosti ziert, und es war 
daher das entscheidende Bemühen dieser B u ndes
regierung, das Bundesb udget zu sanieren .  Und 
die Erfolge dafür ste l len  sich ein.  Das B undes
budget ist heuer m it rund 66 Mi ll iarden Sc hi l ling 
prognostiziert. anste l le von 1 1 2 Mi l l iarden durch 
die Wirtschaftsforscher am E nde der Zeit der 
k le inen Koalition .  In d iesem Zusammen ha ng war 
es natür l ich notwendig, daß d ie  gesetzl iche 
Zweckbi ndung red uziert wurde. um dem Bundes
ha ushalt mehr Flexib i l i tät e inzuräumen.  (Der 
P r ä  s i d e n  t übern immT wieder deH Vorsicz. ) 

Das Gewerbestrukturverbesserungsgesetz hat 
seinerzeit 3 Prozent des Gewerbesteueraufkom
mens des Vorjahres für die Förderungsmaßnah
men vorgesehen, also eine gesetzl iche Bas is zur 
F inanzierung der Förderung von Klein- und Mit 
te lbetrieben geschaffen .  Später wurde d iese För
derung auf 7,5 Prozent angehoben ,  und nunmehr 
geht man daran, etappenweise diesen Prozentsatz 
auf 5 Prozent bis zum Jahr 1 992 abzusenken .  

Der Österreichische Wirtschaftsbund und d ie  
Volksparte i haben sich immer dazu bekannt ,  daß 
der  ste uerl ichen E ntlastung der  Klein- u nd Mit
telbetriebe der Vorrang vor der direkten Wi rt
schaftsförderung ei nzuräumen ist. (Bundesrat 
R II m p o l  d: Aber vollziehen tut sie es nicht.') Mit 
anderen Worten:  Die steuerl iche Entlastu ng un
serer Kle in- und Mitte lbetriebe ist  die beste Wirt
schaftsförclerung. E in  steuerliches Eigenkapital
stärku ngsprogramm für unsere Klein- und Mitte l
betriebe ist  jedenfa lls wichtiger als direkte Wi rt
schaftsförderung, d ie dazu füh rt, daß ü ber die 
Zweckmäßigkeit von Investit ionen nicht der Un
ternehmer. der auch das Risiko trägt, sondern 
e ine oder mehrere bürokrat ische Instanzen ent
scheiden .  Nach der ersten Etappe der Steuerre
form wird es n unmehr  notwendig sein ,  e ine zwei
te Etappe, d ie eine Verwaltungsvereinfachung 
und e ine Verstärkung der E igen kapitalb i ldung 
der Kle in- und Mittelbetriebe vorsieht. zu  errei
chen .  

Der  Vorwurf der  Fre iheit l ichen Parte i .  daß d ie
se Novel le zum Gewerbestrukturverbesserungs
gesetz (Bundesrat R u m  p o l  d: Es müßte " Ge
�\'erbestruktur\Jerschlechterungsgesetz" heißen.') 
e ine Verschlechterung der Förderung der Klein
und Mittelbetriebe darstellt, ist sch l icht und ein
fach  unrichtig. Es ist ja n icht das erste Mal, daß 
d ie Freihe itliche Parte i im Verdrehen von Tatsa
chen und bei Unterstel lungen Spitze ist u nd da
mit  operiert. (Ruf bei der FPÖ: Das ist eine Unter
stellung.') G inge es nämlich nach der Zweckbin
d ung von 7 ,5  Prozent. so würden ledigl ich 
375 Mi l l ionen Schil l ing für die BÜRGE S  heuer 
zur Verfügung stehen .  Tatsache ist, daß es weit 
mehr als 400 Mi l l ionen Schi l l i ng sind. 
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Dem letzten Jahresbericht der BÜ RGES-För
derungsbank i st zu entnehmen, daß in  den letzten 
fünf Jahren K redite i n  der Gesamthöhe von 
32 Mil l iarden Schi l l ing u nd damit e in  Gesamtin
vestitionsvolumen von 55 Mil l iarden gefördert 
wurden .  Alle i n  1 988 wurden 1 2  362 Anträge mit 
einem Kreditvolumen von 7,5 M i ll iarden Schi l 
l ing positiv entsch ieden. 

Damit kon nte im Vorjahr e in Gesamtinvesti
tionsvo lumen von l3.3 Mi ll iarden Schi l l ing ge
fördert werden .  Das ist das höchste Volumen se it 
1 980 und das zwei thöc hste in der Geschichte der 
BÜRGES. Damit konnten 400 000 Arbeitsp lätze 
gesichert und fast 40 000 neue geschaffen wer
den. 

Auch im ersten Halbjahr 1 989 stieg das geför
derte Kreditvo l umen bei al len Förderungsaktio
nen durchschn ittlich um fast 16 Prozent auf 
4 Mi l l iarden Schi l l ing. Dadurch konnten Gesamt
investitionen von 7 Mi l l iarden Schi l l ing unter
stützt und rund 4 000 neue Arbeitsplätze geschaf
fen werden. 

Auc h im Rah men der BÜ RGES-Existenzgrün
dungsaktion kon nten 1 98 8  fast 1 700 Anträge po
sitiv erledigt werden; weit mehr als in  den Jahren 
zuvor. 

Die Freiheit l iche Partei l iegt daher falsch .  wen n  
sie der ÖVP, v o r  allem d e m  W irtschaftsbund. un
terstel lt, daß s ie s ich nicht um d ie Kle in- und Mit
telbetriebe k ümmert .  (Bundesrat R II m p o l  d: 
Der Wirtschaftsbund ist auf SPÖ-Linie. glallb '  
ich.') Ich glaube,  die FPÖ ist die letzte, d ie ein 
Anrecht zu dieser Kritik in  dem Zusammenhang 
hat. Es genügt, an die Zeiten der kleinen Koali
t ion zurückzudenken. Damals hätte ja d ie Frei
heit l iche Partei d ie Chance gehabt, etwas für den 
Mittelstand zu tun. (ZI-vischenrufe bei der FPÖ. )  
Und es ist dem damaligen Handelsminister Steger 
zur BÜ RGES n icht mehr e ingefal len als das Ver
langen und der Wunsc h n ach einem dritten Ge
schäftsführer, a lso zu mehr Bürokratie . (8undes
rärin Dr. S c  h m i d t: Zu mehr Kontrolle. kanll 
man auch sagen.') U nd i n  den ganzen vier Jahren 
ist es dem M i nister Steger gelungen, nur zwei 
Förderungsaktionen zusammenzulegen.  (Bundes
rat R u m  p o l d: Aber gekürzt haben wir flicht! Sie 
kürzen.' Sie schaden der Wirtschaft.') 

Dem Vorwurf der SPÖ, daß die B ÜRGES eine 
Gießkannenförderungsaktion sei ,  möchte ich ent
gegen halten, daß es gerade in  der BÜRGES-För
derungsbank strenge Richtl in ien gibt mit Schwer
punkten, die auch vom Beirat geprüft werden .  

Vergleicht man die Top-Förderungsaktion der 
BÜ RGES und die Top-Aktion im Wirtschaftsmi
n isterium, so sieht man , daß die Top-Aktion der 
BÜRGES viel strengeren Richtl inien unterwor
fen ist. 

Meine Damen und Herren !  Hohes Haus! Diese 
Novel le zum Gewerbestrukturverbesserungsge
setz d ient dazu ,  dem B undeshaushalt e ine größe
re Flexibil ität zu ermöglichen .  Mehr F lexibi l ität 
bedeutet, rascher und zielführe nder den Bedürf
n issen der mittelständ ischen Wirtschaft Rech
nung zu tragen .  Seitens  der ÖVP wird daher ge
gen die vorl iegende Novel le ke ine Einspruch er
hoben. (Beifall bei Ö VP und SPÖ. J  12 .33 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Frau Bundesrät in  Hedda Kainz. Ich erteile es 
ihr .  

1':: .33 
Bundesrätin Hedda Kainz (SPÖ, Oberöster

reich):  Herr Präsident!  Herr Staatssekretär ! Mei
ne Damen und Herren !  Erlauben Sie mir n ur ei
n ige Bemerkungen zu den Änderungen des Ge
werbestrukturverbesserungsgesetzes. 

Ich darf darauf h inweisen,  daß im Arbeitsüber
e inkommen der SPÖ und der ÖVP über die Bi l
dung einer gemeinsamen Bundesregierung die 
Konso lidierung des B undeshaushaltes als ein we
sentl iches Ziel verei nbart wurde. D iese Budget
konsol id ierung so l l  - wie es damals hieß - in  
erster Linie.  aber n icht aussc hl ießl ich von der 
Ausgabenseite her in Angriff genommen werden. 

Als mitte lfr istig zu verwirkl ichende Maßnahme 
zur Erreichung dieses Ziels wurde unter anderem 
die Überprüfung der Zweckbindung mit dem Ziel 
ei ner größeren Flex ib i l ität des B undeshaushaltes, 
enthalten im Punkt 3 Absatz 1 des Arbeitsüber
ein kommens, und die K ürzung der d i rekten Sub
ventionen um ein Dritte l bis 1 992 in  das Überein
kommen aufgenomme n .  Zusätzlich sind al le För
derungen auf ihre S innhaftigkeit und Effizienz zu 
überprüfen .  

Ich meine .  daß al le i m  Parlament vertretenen 
Parteien die Berechtigung und Notwendigkeit 
dieses Ziels der B ud getkonso lidierung anerken
nen .  Wen n  aber gek ü rzt werden muß, dann mei
ne ich - wir Sozialisten vertreten d iese Auffas
sung - ,  daß dies primär in Bereichen zu gesche
hen hat, in denen solche Kürzungen mögl ichst 
keine oder geringe negative Auswirkungen haben .  
Das heißt, d a ß  solche Kürzungen keinesfalls auf 
Kosten der Sozia l leistungen,  zu Lasten der Be
schäftigungss ituation und auch nicht zu Lasten 
der Förderung der Umwelt gehen dürfen. Die Si
cherung der Leistun gs- und Wettbewerbsstärke 
der Wirtschaft und damit des materie l len Wohl
standsniveaus der österreichischen Bevölkerung 
muß auf jeden Fal l  gesichert b le iben. 

Wir beken ne n  uns zur  Förderung kleiner. mit
telständischer, aber auch großer Betriebe unab
hängig von den E igentumsverhältnissen,  also 
egal ,  ob in  pr ivater Hand oder i m  verstaatl ichten 
E igentum. Wir sind aber der Meinung, daß das 
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Gebot der Sparsamkeit ul].d der engere budgetäre 
Sp ielraum eine kri tische Uberprüfung des Förde
rungsinstrumentariums und der Effizienz der e in
zelnen Aktionen,  aber auch der  Einzelförderun
gen erfordern. Dieser Grundsatz hat auch für das 
Förderungsinstrumentar ium nach dem Gewerbe
struktu rverbesserungsgesetz zu gelten.  

Wenn d ie Wirksamkeit des M itteleinsatzes -
und mein Vorredner hat ja auch schon darauf 
h i ngewiesen - erhö ht und der Ante i l  der " Mit
nahmeförderung" verringert wird ,  kö nnen auch 
mit reduzierten Mitteln gleiche oder sogar bessere 
Ergebnisse erzielt werden. Es gilt fü r a l le Berei
che eler Wirt?chaftsförderung, im besonderen 
aber für die BURG ES-Aktionen, weg vom Gieß
k.�nnenprinzip zu kommen. ( Zwischenruf bei der 
O V? ) Das mag für andere Bereiche auch ge lten . 

Wird nicht bestritten.  

Durch d ie Konzentration der Mittel kann elen 
strukturpol itischen Zielsetzungen in e i nem höhe
ren Maße als bisher entsprochen werden.  Sollte es 
in diesem Sinn als notwendig und s innvoll  sich 
e rweisen,  d ie Mittel für bestehende Fö rderungs
aktionen zu erhöhen, zum Beispiel zur Förde
rung von Forschung und E ntwic klung - ein Be
re ich. der, glaube ich. allen Betroffenen sehr  am 
Herzen l iegt und auf den al le Parteien in  ihren 
Beteuerungen auch immer w ieder h inweisen - ,  
auch zu r Förderung von nichtmateriel len Investi
tionen, zur Förderung von Kooperationen, um es 
m it einem Schlagwort zusam menzufassen :  zur 
Modernisierung der österreich ischen Wi rtschaft 
be itragen, so besteht zumindest von seiten der 
S PÖ dafür durchaus Gesprächsbereitschaft. 

Meine Damen und Herr e n !  Lassen Sie mich 
also kurz zusammenfassen :  D ie österreichische 
Wirtschaft hat in den vergan genen zwei Jahren 
e ine äu ßerst posit ive E ntwicklung genommen .  
Das Wirtschaftswachstum betrug über 8 Prozent, 
d ie Zahl  der Arbeitnehmer ist um 70 000 gestie
gen und wird sich 1990 - fal ls sich die letzten 
Prognosen als richtig erweisen ,  und es besteht 
ke in Grund anzunehmen , daß sie das nicht tun -
um weitere 30 000 erhöhen. 

Zu diesem Erfolg haben sicher auch ,  wie heute 
schon betont, d ie k le inen und mittleren Unter
nehmen, trotz der bereits erfo lgten Kürzung von 
Förderungsmitteln , wesentl ic h beigetragen .  Es ist 
also unglaubwürd ig, wen n  nun,  aus welchen 
Gründen immer - mögl icherwe ise tragen die 
kommenden Handelskammerwahlen das Ihre 
dazu bei - ,  versucht wird, aus d ieser S ituation 
und dieser Änderung pol itisches Kapital zu  sch la
gen. 

Die k le inen und m ittleren U nterneh men finden 
in  Österreich sicher gute Rahmenbedingungen 
vor und werden auch künftig von der Wirtschafts
polit ik e ine ausreichende, aber hoffe ntl ich sinn-

vol lere - nicht in Form des Gießkannenprinzips 
- U nterstützung erha lten .  Aus diesem G rund ge
ben wir Sozial isten dieser Änderung gerne unsere 
Zustimm ung. (Be ifaLL bei SPÖ und Ö VP. ) 1::'.39 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesrat Gernot Rumpold . Ich ertei le  
es ihm.  

I �.39 
Bundesrat Gemot Rumpold (FPÖ , Kärnten) :  

Herr Präsident!  Herr Staatssekretär !  Meine sehr 
verehrten Damen und Herren !  Das Gewerbe
strukturverb<7.sserungsgesetz aus dem Jahre 1 969, 
sprich d ie BURGES-Aktion, war in der Vergan
genheit - wie eben Kol lege Kaufmann dies bestä
tigt hat und auch elie Praxis das bewiesen hat -
eine bewährte Starthi lfe für die k le in- und mitte l
ständ isc he Wirtschaft . 

Wenn man nun der Meinug ist. daß die Förele
rungsrichtl inien falsch sind , kann man d iese ja än
dern, man mu ß aber Rahmenbedingungen schaf
fen ,  um d ie Wirtschaft nicht zu seh r  zu belasten . 

( 7.. lrtschenruf des Bundesrates [ng. P e  n z. ) Rah
menbedingungen , steuerliche Rahmenbedingun
gen, Herr Kollege, Sie haben anscheinend verges
sen. daß man das auch tun muß. 

Bisher war vorgesehen . daß 7,5 Prozent der 
B��ndesgewerbesteuer zweckgeb unden für die 
BeRG ES-Aktion einbehalten wurde. Dieser An
trag sieht nun vor, daß diese Zweckbindung auf 
5 Prozent gesenkt wird. 

Vleine sehr vereh rten Damen und Herren !  Das 
sind. wenn man diese Schritte verfo lgt und d ie 
0,5prozentige Senkung jährl ich m ite inbezieht. 
zi rka 1 28 Mi l l ionen Sch i l l ing, d ie man der k le in
und mitte lständischen Wirtschaft a uf d iese Weise 
entzieht. 

Interessant ist in  diesem Zusammenhang auch ,  
da ß S ie  eigentl ich mi t  der  Novell ierung d ieses Ge
setzes und mit der rückwirkenden Besc hlußfas
sung, die da vorgesehen ist, e inen Gesetzesbruch 
kaschieren ,  wie Sie ja angesprochen haben .  

Hier g ibt  es e in schönes Schreiben vom Bun
desministerium für Finanzen,  das dem Klub der  
sozial istischen Abgeordneten zugeleitet wurde, 
wo dr innen steh t  unter der Begründung: " Es er
sche int nicht mögl ich, mit e inem e infachen Bun
desgesetz d ie Bundesfinanzgesetze 1 988 und 1 989 
rückwirkend zu ändern sowie für die B undesfi
nanzgesetze 1 990 bis 1 992 Weisun gen zu geben.  
Mit diesem Gesetz sol len die B udgetansätze der 
Jahre 1 988, 1 989 und 1990, d ie dem noch gelten
den Gewerbestrukturverbesserungsgesetz in  der 
Fassung der Nove l le 1978 n ic ht entsprochen ha
ben ,  san iert werden ."  - Das sagt das F inanzmini
sterium. Darauf beziehe ich mich auch. (Zwi
schenruf des B lmdesrates Dr. K a u  f m a n  n. ) 
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Gernot Rumpold 

Seit dem Jahre 1 98 8  wurde nämlich d ie  7,5pro
zentige Zweckbindung nicht mehr e ingehalten ,  
da im Jahre 1 988 nur  mehr 7, 1 8  P rozent für  die 
B Ü RGES-Aktion zum Einsatz kamen und im 
Jahre 1 989 überhaupt nur mehr 6,5 Prozent, was 
meiner Rechtsmeinung nach einen e klatanten 
Gesetzesbruch bedeutet. Man ist mittlerwe ile e i 
n iges gewoh nt, aber h ier  fragt man s ich wirkl ich ,  
was Recht ist . 

Wir  Freiheit l ichen haben keine gro ße Lust. Sie 
bei diesen . . . ( Z""'ischenruf des Bundesrates [ng. 
P e  n Z. ) Bitte ,  was sagen Sie, Herr Bu ndesrat, was 
ist Recht? Ist es gut, wenn die Regierung Geset
zesbrüche begeht und der kle ine Bürger für jede 
gesetzl iche Ubertretung Strafe zahlen muß? 
(Bundesrat Dr. K a ll f m a 11 n:  Das ist kein Gesec
zesbruclz! Sie kennen die Verfassung nicht.') 

Wir Fre iheit l ichen haben auf jeden Fal l  keine 
gro ße Lust, S ie beim Kasch ieren Ihres Rechts
bruchs zu unterstützen ,  und wir werden daher 
auch aus diesem Grund gegen d iese In itiative 
stimmen, aber n icht nur  aus diesem Grund. 

Wir sti mmen mit Ihnen in  der Ansicht übere in ,  
daß d ie  Förderungen und Subventionen auf d ie  
EG-übliche Toleranz zu kürzen sind, jedoch nur ,  
wenn wir  dabei auch steuerl iche Maßnahmen set
zen ,  wie es auch in der EG üblich ist, daß die 
klein- und mittelständl iehe Wirtschaft dadurch 
entlastet wird. Es wird nicht angehen, daß dau
ernd die k le in- und mittelständl iche Wirtschaft 
als Zahler u nd mittlerweile wirklich als dauernder 
Zahler für d ie Unfähigkeiten und Verschwendun
gen der gro ßen Koal ition zur Ader gelassen wird. 
Dies ist die gängige Praxis. Von den Sozialisten 
wären wir dies ja gewohnt, da kennen wir ja d ie 
Haltung gegenüber der Wirtschaft. Aber von den 
Kollegen der Volkspartei s ind wir e inigermaßen 
überrascht, daß s ie bei d iesen P länen der Sozial i 
ste n ,  die die k lein- und mittelständische Wirt
schaft auf  das Ärgste schröpfen,  m itmachen .  
( Zwischenrufe bei der Ö VP. ) Das werden Sie er
klären müssen Ihren Wirtschaftsbundmi tgl iedern;  
Gott sei Dank n icht ich.  

D ies zeigt s ic h  ja auch in  der Steuerreform . wo 
der einzigartige Fal l  eingetreten ist. daß persön
lich haftende U nternehmer steuerlich schlechter 
gestel l t  sind als die Kapitalgesel lschaften .  Da sind 
Sie auch mitverantwortlich gewesen in  der gro ßen 
Koalition für d iese Gesetzeswerdung. 

Meine sehr  verehrten Damen und Herren von 
der ÖVP!  I h re Mitglieder werden wahrscheinl ich 
die Welt nicht mehr verstehen ,  welch sonderbare 
Maßnahmen hier beschlossen werden und welch 
fragwürdige Haltung d ie sogenannte Wirtschafts
partei ,  die Sie ja repräsentieren wollen, hierbei 
e innimmt. (Bundesrat H o l z i n  g e r: Wahlwer
bung für die Handelskammerwahl!) 

Dieses Gesetz ist jedenfa l ls ein wei terer Schlag 
gegen die mitte lständische Wirtschaft. Wir wer
den diese sehr  woh l  darauf a ufmerksam machen 
- e�. wird uns das auch sicher l ich gel ingen -, daß 
d ie OVP i hren Kopf  in den Sand steckt und den 
Sozial isten d ie wirtschaftspol itischen Zügel i n  d ie 
Hand gegeben hat. 

Wir werden daher den Antrag einbringen,  den 
ich hier zur Verlesung br ingen darf. Vielleicht 
st immen Sie m it .  

Antrag 

Der Bundesrat wolfe beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates l'om 
8. No vem ber 1 989 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dern das Geh'erbestrukwrverbesserllflgsge
seiZ 1 969. Bundesgesetzblau Nr . ../53. geändert 
,,",'ird. wird Einspruch erhoben. 

Begründung: Einer Förderungskürzllflg für die 
klein - und mittelständische Wirtschaft kann ohne 
gleichzeitige steuerliche Entlastung nicht zuge
stimrnt werden, zumal in anderen Bereichen, eHva 
bei den Arbeicsmarklsubventioflen, Kürzungen bis
her ausgeblieben sind. 

Dieses Match haben Sie anscheinend verloren 
in der Koalition. (Beifall bei der FPÖ. )  1:' .45 

Präsident: Der von den B undesräten Rumpold 
und Genossen eingebrachte Antrag ist genügend 
unterstützt und steht in Verhandlung. 

Weitere Wortmeldungen l iegen nicht vor. 
Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist d ies 
nicht der Fal l .  

Die Debatte ist geschlossen .  

Wird von der Berichterstattung e i n  Schlußwort 
gewünscht? - Das ist auch n icht der Fal l .  

Wir kom men zur  Abst immung. 

Es l iegt ein Antrag der B undesräte Rumpold 
und Genossen vor, gegen den in Verhandlung ste
henden Beschluß des Nationalrates E inspruch zu 
erheben .  

Ich  lasse zunächst über d iesen Antrag, E i n
spruch zu erheben ,  abstimmen. 

Ich b i tte jene M itgl ieder des Bundesrates, d ie 
d iesem Antrag zustimmen, u m  ein Handzeichen .  
- Es ist  d ies d ie M inderheit. Der Antrag, Ein
spruch zu erheben ,  ist  daher abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über 
den Antrag des Berichterstatters. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der Bun
desrat mit Stimmenmehrheit, gegen den Gesetzes-
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Präsident 

beschluß des Nationalrates, k e i n e f1 E i n  -
s p r u c h zu erheben. 

6. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 8. No
vember 1 989 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Zolltarifgesetz 1 988, das Außenhandels
gesetz 1 984, das Präferenzzollgesetz und das 
Bundesgesetz über vorläufige Zollmaßnahmen 
im Rahmen der multilateralen Handelsverhand
lungen des GATT (Uruguay-Runde) geändert 
werden (1055 und 1 085/NR sowie 3751/BR der 
Beilagen) 

Präsident: Wir gelange n  nun zum 6. Punkt der 
Tagesordnung: Beschl u ß  des Nationalrates vom 
8. November 1 989 betreffend ein Bundesgesetz. 
mit dem das Zolltarifgesetz 1 988.  das Außenhan
delsgesetz 1 984, das Präferenzzol lgesetz und das 
Bundesgesetz über vorläufige Zol lmaßnahmen 
im Rahmen der multi lateralen Handeisverhand
lungen des GATT (Uruguay-Ru nde) geändert 
wird. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat losef 
Veleta übernommen. Ich bitte ihn um den Be
richt. 

Berichterstatter losef Veleta: Herr Präsident! 
Herr Staatssekretär!  Mit dem gegenständl ichen 
Beschluß des Nationalrates so ll den Forderungen 
der Wirtschaft nach zusätzlichen Zol lbegünsti
gungsmögl ichkeiten für die We iterverarbeitung 
von gewissen Fischen,  von Bohnen. von Frucht
zubereitungen,  von Dekorpapieren und von Tex
ti lerzeugn issen entsprochen werden, um e ine Be
nachtei ligung der betroffenen Verarbe itungsbe
triebe und Wirtschaftszweige zu vermeiden. 

Weiters sol len mit dem vorl iegenden Beschluß 
des Nationalrates 

1 .  die Praxis der Ausste l l ung von Bestätigungen 
im Zollbegünstigungsverfahren durch den Bun
desminister für wirtschaftliche Ange legenheiten 
oder den B undesmin ister für Land- und Forst
wirtschaft auf eine verfassu ngsrechtl ich ei nwand
fre ie Grundlage gestel lt werden und 

2 .  die Beseitigung jener Mängel bei der Über
setzung des Übereinkomme ns u nd jener redaktio
nellen Feh ler erfolgen,  die im jewe i l igen Bere ich  
eine ei nwandfreie Vollziehung des Gesetzes ge
fährden könnten .  

Der F inanzausschuß hat  d ie gegenständl iche 
Vorlage in  seiner  Sitzung vom 2 1 .  November 
1 989 in  Verhandlung genommen u nd mehrsti m
mig beschlossen ,  dem Hohen Hause zu empfeh
len, keinen E inspruch zu erheben .  

Als  Ergebn is seiner Beratung stel lt der  F inanz
ausschuß somit  den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle besch ließen :  

Gegen den Besch luß  des Nationalrates vom 
8.  November 1 989 betreffend e in  Bundesgesetz, 
mit dem das Zolltarifgesetz 1 988,  das Außenhan
delsgesetz 1 984, das Präferenzzo llgesetz und das 
Bundesgesetz über vorläufige Zollmaßnahmen 
im Rahmen der multilateralen Handelsverhand
lungen des GATT ( Uruguay-Runde) geändert 
wird. wird kein E inspruch erhoben .  

Präsident: Wir gehen in  d ie  Debatte e in .  

Zum Wort gemeldet hat s ich Herr  Bundesrat 
Helmut Klomfar. Ich ertei le ihm dieses. 

1:'..19 
Bu ndesrat Helmut Klomfar (ÖVP, Wien) :  Sehr 

geeh rter Herr Präsident! Sehr  geeh rter Herr 
Staatssekretär !  Meine Damen und Herren !  Der 
Gru ndsatz eines Zo lltarifgesetzes l iegt e inerseits 
in eier Reglementierung, elie ich im Sinne eines 
l iberalen Warenverkehrs zwisc hen Staaten aber 
nicht begrüßen kann, aber auch in der Klarste I
lung der Verständigung über zolltarifl iche Ein
stufung von Waren aller Art im zwisc henstaatli
chen Verkehr. Österreich ist schon in der Vergan
genheit mit einer Liberalisierung und damit Ent
lastung des Warenverkehrs im Au ßen handel von 
nicht immer notwendigen Kosten gut gefahren.  

Sicher muß  eine Entlastung von Importkoste n 
zum Beispiel Sc hritt halten mit der Eigenentwick
l ung e ines Staates im ökonomischen Sinn .  

Da die  wirtschaft l iche Entwick lung, wie heute 
sc hon gesagt worde n ist, in Österreich zwar bran
chenmäßig u nterschiedl ich,  aber im gro ßen und 
ganzen gesehen gut ist, sind Zol lbegü nstigungen 
aller Art grundsätzl ich zu  begrü ßen. Das beson
ders, wen n  sie Warengruppen betreffen ,  die in 
Österreich weiterverarbeitet werden und damit 
zu einer mehrfachen Wertschöpfung in  Öster
re ich führen.  Ausnahmen zum Beispiel aus Grün
den des U mweltsch utzes haben wir im Bundesrat 
ja  bereits bejaht und auch durchgesetzt. 

Gerade die vorhin erwähnte Erhöhung der 
Wertschöpfung der österreichischen Betriebe 
l iegt mir am Herzen ,  meine Damen und Herren,  
da jede Sozialle istung oder E rhöhung bestehen
der Sozialle istungen oder - m it B lick in Rich
tung EG - E uropalöhne eben von dieser Wert
schöpfung abhängen. 

Das Zol ltarifgesetz 1 988,  mit dem ein neuer 
harmonisierter Zolltarif eingeführt wurde, hat 
sich b isher gut bewährt .  D ie von uns in der Wirt
schaft befürchteten Probleme in der Einfüh
rungsphase waren gering. 

Natürlich begrüße ich jede Beseitigung von 
Mängeln ,  d ie bei der Übersetzung des Überein
kommens oder durch  redaktionelle Fehler erfo lg
ten , im Sinne e ines reibungslosen Warenverkehrs 
für unseren Außenhandel. Meine Fraktion 
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Helmut Klomfar 

st immt daher diesem Gesetzentwurf gerne zu.  
(Beifall bei der Ö VP. ) 12.5 1 

Präsident: Als nächster zu  Wort gemeldet ist 
Herr B undesrat Gernot Rumpold. Ich erte i le ihm 
d ieses. 

12.5/ 

B undesrat Gernot Rumpold (FPÖ, Kärnten ) :  
Sehr verehrter Herr Präsident! Herr  Staatssekre
tär !  Meine seh r  verehrten Damen und Herren !  Zu 
der Absicht, das Zol ltarifgesetz 1988.  das Au ßen
hande lsgesetz 1 984, aber auch das Präferenzzoll
gesetz zu ändern,  muß ich als Bundesrat im Inte r
esse der bäuerl ichen Bevölkerung, aber auch im 
I nteresse der  Konsumenten und der  U mwelt  
strengste Beden ken anmelden. Wahrscheinl ich 
wurde im Nationalrat übersehen, daß dieses Ge
setz e inige Gefahren in sich birgt. Ich möchte die
se k urz erläutern. 

Als erste Kritik .  die ehe r  l ustig ist, möchte ich 
anmerken, daß es mich  freuen würde, wen n  mir 
jemand die Bezeichnung .,Donaulachs" . die in 
diesem Gesetz vorkommt, genauer erläutern 
kön nte. Diesen F isch gibt es nämlich nicht. Mei
nes Wisse ns gibt es i n  der Donau keine Lachse, 
und daher ist diese Bezeichnung in einem Geset
zeswerk unserer Republik ,  glaube ich, unsinn ig. 
Man so l lte vielmehr die zoo logisch richtigen Be
zeic hnu ngen verwenden. Mit dem Donaulachs ist 
näm lich der Süßwasserfisch Huchen gemeint. und 
es wäre wichtiger, d iesen unter Schutz zu ste l len.  
als diese Art von gesetzl ich geplanten Maßnah
men durchzuführen. 

Der zweite Kritikpunkt an d iese m  Gesetz ist die 
Er le ic hterung der Einfuhr des U nkrautvertil
gungsmittels Lindan, we lches ein tödliches Gift 
für die Bienen darste l lt .  Da die professionellen 
Bienenzüchter, aber auch die Hobbyzüchter in 
Österreich derzeit schon gegen eine B ienenseu
che zu  kämpfen habe n,  muß gesagt werden ,  daß 
durch die Einführung d ieses I nsektenvern icht
ungsmitte ls e ine weitere Gefährdung der B ie nen 
auftreten würde. Die katastrophalen Folgen kön
nen wir derzeit schon absehen, da es vergangenes 
Jahr weite Landstriche in Österreich gegeben hat, 
wo ke i ne B ienen mehr geflogen sind. 

Der dritte Krit ikpunkt an  d iesem Gesetzeswerk 
ist jedoch in  seiner Tragweite noch n ie mandem 
bewußt geworden,  da au ßer u nserem bäuerl ichen 
Vertreter im Nationalrat Alois Huber  n iemand 
auf den Umstand aufmerksam geworden ist, daß 
die Libe ralisierung des Sojabohnenimportes die 
Alternativproduktion der österreichischen Land
wirtschaft gefäh rdet. Bisher konnte d iese Art von 
Bohnen zum Zwecke der E rzeugung von Gemü
sekonserven, Suppen, aber auch Fleischwaren 
zol lfre i importiert werden .  Durch den zol lfreien 
Import von Bohnen wird nun jedoch auch die 

Herstel lung anderer Nahrungsmittel ermöglicht, 
also auch die Erzeugung von Imitaten .  

Ich brauche den bäuerlichen Vertretern unter  
I h nen woh l  n icht zu erläutern, was das für  d ie  
österreichische Landwirtschaft bedeutet. Wenn 
man die i nternationale Entwick lung betrachtet, 
so muß gesagt werden ,  wird die Produktion von 
Imitaten immer mehr favorisiert. Auch der Raif
feisenkonzern und die übrige Nahrungsmitte l in
dustrie i n  Österreich überlegen schon,  in den Imi
taten markt e inzusteigen .  

Wenn  nun schon d ie SPÖ ke in  Interesse an ei
ner funktionierenden Landwirtschaft in  Öster
reich besitzt , so fordere ich d ie Vertreter der ÖVP 
auf, sich mit  uns massiv  gegen d iese Ma ßnahme 
zu stel len und sich dafür einzusetzen ,  daß der 
bäuerliche Berufsstand vor d iesen Dingen ge
schützt und Ih re eigene Politik durch ihren Land
wirtsc haftsm i nister nicht konterkariert wird . (Bei
fall bei der FPÖ. J 

Wir bri ngen daher folgenden Antrag e in :  

Antrag 

der Bundesräte Geflloe RllInpold und Genossen 

Der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
8. NO l 'ember 1 989 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Zolltarifgesetz 1 988. das A llßenhan
delsgeseez 1 984, das Präferenzzollgesetz und das 
Bundesgesetz über vorläufige Zollmaßnalzmen im 
Rahmen der m ultilateralen Handels l'erhandlungen 
des GA TT ( Urugllay-RundeJ geändert wird, wird 
Einspruch erhoben. 

Begründung: 

Durch den vorliegenden Beschluß soll die Ein
fuhr des b ienenschädlichen Unkraucvertilgungs
mittels Lindan erleichtert werden. Darüber hinaus 
soll auch die Einfuhr von Bohnen erleichtert wer
den ,  welche das Ausgangsprodukt für Lebensmil
tel imitate aller Art bilden. 

(Beifall bei der FPÖ. )  12.55 

Präsident: Als nächster zur Wort gemeldet hat 
s ich Herr Bundesrat Penz. Ich erteile ihm dieses. 

1 2 .55 
Bundesrat Ing. Johann Penz (ÖVP, N ieder

österre ich) :  Sehr geehrter Herr Präsident !  Herr 
Staatssek retär! Meine sehr geeh rten Damen und 
H erren !  Ich bin e in igermaßen erstaunt über die 
Kühnhe it meines Vorredners. Es ist das gute 
Recht, ja es ist sogar d ie Verpflichtung nicht nur 
der Opposit ion ,  sondern jedes M itgl iedes des Na
tionalrates und des Bundesrates, Fehler in e inem 
Gesetz aufzuzeigen u nd darauf h inzuweisen .  
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Ing. Johann Penz 

Nur darf ich Ihnen sagen ,  Herr Kollege Rum
pold, dieses Gesetz, das zur Debatte steht, sieht 
sehr  woh l  vor,  daß Erleichterungen beim Import 
von Bohnen möglich sind. Ich darf I hnen auch 
sage n, daß das d ie Zol ltarifnummer 0 7 1 33 1  be
trifft. 

Herr Kol lege ! Die Frage der Importe von Imi
taten und auch  von Soja steht damit überhaupt 
n icht im Zusammenhang, den n  Soja ist in einem 
ganz anderen Kapitel eingereiht und hat eine vö l
l ig  andere Zo lltarifnummer. Ich darf Ihnen auch 
sagen, es war bisher immer üblich . . .  (Blllldesrä
tin Dr. S c  h m i d I: . . .  Es geht /lIll Illhalte. Herr 
Kollege.') 

Es war bisher immer üblich ,  im Bundesrat zu
mindest, daß die Damen und Herren nicht nur  
d ie Sprac he und d ie Mögl ichke it des Redens h ier  
gebraucht haben ,  n icht nur die Gabe, d ie uns der  
Herrgott gegeben hat, s ich auszudrücken, son
dern daß sie auch das Hirn verwendet haben .  
(Bundesräcin Dr. S c  h m i d l :  Nicht jedesmal.' ) 
Das war b isher übl ich, in der Zwischenzeit ist das 
verlorengegangen .  IBeifall bei Ö VP und SPÖ. J  

Ich darf auf die drei Vorwürfe . . .  I Bundesrälin 
Dr. S c  h 111 i d t: Sich daran zu hallen. Herr Kolle
ge.') Ja, b i tte , Frau Dr .  Schmidt, ich darf Ihnen 
auch erklären,  denn Sie haben von der Landwirt
schaft ja keine Ahnung, worum es geht. 

Erstens: Kol lege Rumpold hat gemeint, es wer
de die E infuhr des Insektenvertilgungsm itte ls 
L indan erleichtert, wenn wir d ieses Gesetz be
sc hl ießen. Darf ich Ihnen sagen,  daß es keine Än
derung h ins ichtl ich der E infuhr d ieses Insekten
vertilgungsmittels g ibt ,  daß die Zolltarifnummer 
gleich geb lieben ist u nd daß bisher schon Lindan 
verwendet wurde. Und zwar wird Lindan - of
fensichtl ich ist Ihnen das bisher n icht bewu ßt ge
wesen - als Insektenvertilgungsmittel in der 
Landwirtschaft nur  dann verwendet, wenn der 
Boden nicht bebaut ist. Es wird als sogenanntes 
Vorauflaufmittel verwendet, das heißt auf dem 
kahlen Boden.  I Bundesrat R U /Tl p o l  d: Schlecht 
genug.') 

Und jetzt darf ich Sie - und ich glaube, hier 
werden Sie mir folgen können, zumindest Sie,  
Frau Doktor, nicht der Kollege Rumpold, von 
dem verlange ich das gar n icht - darauf auf
merksam machen ,  daß Bienen nur  dort h inflie
gen, wo es Blüten gibt und wo sie Nektar sam
me ln  können .  Ich habe noch n ie gehört , daß  Bie
nen zu e inem nackten oder kah len  Boden fliegen 
und dort Nektar sammeln.  Daher geht I hre Argu
mentation ,  die Sie hier vorgebracht haben ,  völ l ig 
ins Leere. (Beifall bei Ö VP und SPÖ. )  

Zum zweiten Argument, das S ie vorgebracht 
haben, daß nunmehr Soja importiert werden 
kann. Ich habe schon einleitend gesagt, daß die 

Frage des Sojaimportes dieses Mal überhaupt 
n icht zur Debatte steht, den n  d ie Sojabohne hat 
eine gan z  andere Zol ltarifnummer. Was geändert 
werden soll ,  und das ist Ihnen leider entgangen, 
ist - Sie können das auch i n  der Reg ierungsvor
lage nachlesen ;  S ie haben das offensichtlich nicht 
getan ,  ich darf es daher nachholen - :  Durch die 
Anderung der Begünstigu ngspraxis bei Bohnen 
so l l  eine bessere Abdeckung der Begü nstigungs
möglichkeiten für jene Bohnen geschaffen wer
den, d ie üblicherweise als Nahrungsmitte l ver
wendet werde n .  

Dazu darf ich Ihnen viel leicht auch in  e inem 
Pr ivatiss imum fo lgendes sagen : Wir haben vor ei
nem Jahr das Stärkegesetz novel l iert. Und bei  d ie
ser Nove l le des Stärkegesetzes wurden nicht nur 
jene Legumi nosen ,  sprich also Erbsen und Pfer
debohne, d ie für Fütteru ngszwecke verwe ndet 
werden,  mit e inem erhöhten Steuersatz belastet, 
sondern auch a l le Importe, die für Speisezwecke 
verwendet werden .  Und nun so l l  jene Menge - es 
hande lt  sich um eine k leine Menge, d ie fü r Verar
beitungszwecke verwendet wird - zollbegünstigt 
werden. 

Das haben S ie bitte auch n icht gewußt - ich 
bin gerne bereit, Ihnen das nahezubringen - ,  daß 
bisher jene Sc hälmühlen, die Erbsen und Bohnen 
importiert haben ,  automatisch d iese Produ kte 
nicht nur zu einem ermä ßigten Zol lsatz, sondern 
völl ig zollfre i importieren konnten .  

Und wir m üsse n auch zur Kenntnis nehmen ,  
daß  es eine Re ihe von Erbsenvarietäten und Boh
nenvarietäten g ibt, d ie in Österre ich auch auf
grund der k l imatischen Voraussetzungen nicht 
angebaut werden können .  Daher brauchen wir 
auch im Interesse der Konsumenten e ine entspre
chende Verarbeitung. (Beifall bei der Ö VP. ) 

U nd drittens darf ich Ihne n  auch noch sagen -
ich darf mich zum dritten Mal wiederholen,  viel
leicht bleibt es dann doch hängen -, daß die Fra
ge der Sojaboh nenimporte überhaupt nicht zur 
Debatte steht. Aus Bohnen kann man überhaupt 
keine I mitate machen, das ist technologisch nicht 
möglich .  Man kann aus Soja natürl ich versch iede
ne Imitate erzeugen;  beispielsweise ist in  Öster
reich der sogenannte Sojadrink am Markt. Ich 
weiß  schon, i n  welche Kerbe S ie schlagen wollen.  
Sie werden wahrscheinl ich sagen, daß dadurch d ie 
Milchbauern geschädigt würden .  Ich darf Ihnen 
nur sagen ,  es kostet e in L iter Sojadr ink in Öster
reich 60 S .  Das kann bitte überhaupt keine Kon
kurrenz  sein  zu  einem Liter Milch, den Sie im 
Geschäft um 1 1 ,50 S kaufen können . 

Wen n  Sojaimitate importiert werden, so darf 
ich Ihnen auch sagen, daß diese e iner sehr hohen 
Abschöpfung u nterliegen.  Ich glaube mich n icht 
zu irren ,  daß die Zol labschöpfung 32 Prozent be
trägt, aber mindestens 300 S.  Das heißt, es wird 
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jedes Ki logramm Soja, das importiert wird ,  schon 
mit 3 S pro Ki logramm belastet. - Sovie l  zu  Ih 
rer Aufklärung, Herr Kol lege Rumpold. 

Ich darf das deswegen auch in dieser Deutlich
keit sagen ,  weil S ie es auch für notwendig befun
den haben, n icht nur die Mitgl ieder des B undes
rates, sondern al le Damen und Herren Abgeord
neten h ier i n  der Öffentl ichkeit zu verhöhnen. Sie 
haben auch i n  der Öffentl ichkeit erk lärt. daß Sie 
die Hälfte Ihres Bezuges zur  Verfügung ste llen 
werden. (Bllndesrat R u m  p o l  d: Zur Tagesord
l1ungf J Ich würde Ihnen empfehlen,  Herr Kollege 
Rumpold, daß Sie den gesamten Bezug. den Sie 
als Bu ndesrat erhalten,  zur Verfügung stel len,  
denn  das, was Sie hier le isten, ist überhaupt n ichts 
wert. (BeifaLL bei Ö VP und SPÖ. )  I m  Gegentei l :  
Ich glaube, das ist vö ll ig u msonst. was S ie von 
diesem Rednerpult von sich geben, und auch das, 
was d ie Qual ität I hrer Zwischenrufe betrifft. Das 
haben wir b isher noch nicht gehabt. 

Ich bedauere das außerordentl ich ,  denn d ie 
Freiheitl iche Partei hat b isher, auch in  der Person 
der Frau D r. Schmidt, immer wieder sehr qualifi
zierte Diskussionsbeiträge geliefert, was wir in 
der Zwischenzeit auch vermissen .  - Danke viel
mals. (Beifall bei Ö VP und SPÖ. )  13.U3 

Präsident: Der von den Bundesräten Rumpold 
und Genossen ei ngebrachte Antrag ist genügend 
unterstützt und steht mit in Verhandlung. 

Weitere Wortmeldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist d ies 
n icht der Fall .  

Die Debatte ist gesch lossen .  

Wird von der  Berichterstattung ein Sch l u ßwort 
gewünscht? - Das ist auch nicht der Fal l .  

Bevor ich zur Abstimmung komme, darf ich 
bekanntgeben ,  daß Herr Bundesrat Mag.  Lakner 
das Verlangen gestel lt hat, das zahlen mäß ige Er
gebn is der Pro- und Kontrastimmen bekanntzu
geben.  

Ich werde das i m  S inne des § 54 Abs. 2 GO 
vornehmen und die Stim men auszählen.  B itte da
her dann bei der Abstimmung die Hand so lange 
oben zu halten, bis  die Auszäh lung erfolgt ist. 
(Bundesrat S c  h a c h  n e r: Zum deutschen Gruß.' 
Er sieht gerne erhobene Händefl 

Wir kommen zur A b  s t i m  m u n g.  Es l iegt 
e i n  Antrag der Bundesräte Rumpold und Genos
sen vor . . . (Bundesrat K ö p f: Da machen Sie ei
nen Witzverein daraus! - Rufe bei der FPÖ: Ge
schäftsordnung.' - Bundesrat S t r u t z e n  b e r -
g e r: Sie werden die Geschäftsordnung zu spüren 
bekommen. wenn Sie so laut nach ihr rufen.' Sie 
werden lernen müssen!) Wenn Beruhigung einge-

treten ist. dann werde ich d ie Abst immung durch
führen.  (Bundesrätin Dr. S c  h m i d t: Ich verstehe 
diese Animositäten nicht.' - Der Präsident gibt das 
Glockenzeichen. - Weitere Zwischenrufe . )  

Es ist üblich, wenn das G lockenze ichen ertönt 
- das gilt auch für den neuen B undesrat Rum
pold - .  daß s ich dann al le  orientieren ,  was zum 
Vortrag kommt. Bitte um Kenntnisnahme. 

Es l iegt e in Antrag der Bu ndesräte Rumpold 
und Genossen vor, gegen den in Verhandlung ste
henden Beschluß des National rates E inspruch zu 
erheben .  

I ch  lasse zunächst über d iesen A ntrag, E in
spruch zu erheben, abstimmen .  

Ich  b itte jene Mitgl ieder des Bundesrates, die 
d iesem Antrag zust immen , um ein Handzeichen.  
- Fünf Pro-Stimmen. Es ist dies d ie  M i  n d e r  -
h e  i 1. Der Antrag. E inspruch zu erheben. ist da
her a b g e l  e h n t. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über 
den Antrag des Berichterstatters, gegen den vor
l iegenden Beschluß des Nationalrates keinen E in
spruch zu  erheben.  

Ich b itte jene Mitglieder des Bundesrates, d ie  
d iesem Antrag zust immen,  um e in  Hand zeichen.  
- Ich zähle 39 Pro-Sti mmen. Ich b i tte, das zu 
kontro l l ieren. 

Der Antrag ist a lso som it m it S t i m  m e  n -
m e h r  h e i t angenommen. Der Antrag, keinen 
E inspruch zu erheben, ist damit a n g e n  0 m -
m e n . 

7. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 8. No
vember 1989 betreffend eine geänderte Fassung 
des Vordruckes in der Anlage zum Zollabkom
men über das Carnet A.T .A, für die vorüberge
hende Einfuhr von Waren (A.T.A.-Abkommen) 
(968/NR sowie 3752/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 7.  Punkt der 
Tagesordnung: Geänderte Fassung des Vo rdruk
kes i n  der Anlage zum Zollabkommen über das 
Carnet AT.A für die vorübergehende Einfuhr 
von Waren (AT.A-Abkommen) .  

Die Berichterstattung hat  Frau Bun desrat I re ne 
Crepaz übernommen. Ich bitte sie u m  den Be
richt. 

Berichterstatterin I rene Crepaz: Herr Präsi
dent! Meine Damen und Herren !  Mit dem Carnet 
A.T.A. wurde ein i nternational vereinheitlich tes 
und verbürgtes Zolldokument für d ie  vorüberge
hende E infuhr von Waren aller Art zu den ver
schiedensten Vormerkzwecken sowie für den An
weisungsverkehr in  der Ein- ,  Aus- und Durch
fuhr von Waren geschaffen,  das den Zollbehör-
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den und betreffenden Wirtschaftskreisen größt
mögl iche Erleichterungen für den grenzüber
schreitenden Warenverkehr b ietet. 

Der auf Vorschlag der I nternationalen 
Handelskammer von den Vertragsparte ien ausge
arbeitete neue Carnet A.T.A.-Vordruck ,  der mit  
dem gegenständl ichen Besch luß vom Nationalrat 
genehmigt wurde, entspricht den Erfordernissen 
ei nes modernen Formularwesens und ist dem gel
tenden United Nationals layout key entsprechend 
übersic htlich aufgebaut. Der neue Vordruc k ist 
automationsgerecht gestaltet und bietet sowohl 
Zollbe hörden als auch den betreffenden Wi rt
schaftskreisen größtmögliche Erleichterungen 
auf dem Gebiete des Vormerkverkehrs mit Wa
ren .  

Dem Nationalrat ersch ien  be i  der Genehmi
gung des Absch lusses des vorliegenden Abkom
mens d ie Er lassung von besonderen Bundesgeset
zen i m  S inne des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Ver
fassungsgesetz zur Überführung des Vertragsin
haltes in  d ie innerstaatl iche Rechtsordn ung nicht 
erforderlich. 

Der Finanzausschuß hat d ie gegenständl iche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 2 1 .  November 
1 989 in  Verhandlung genommen und e instimmig 
besc h lossen,  dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen E inspruc h zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stel lt der Finanz
ausschuß somit den A n  t r a g , der Bu ndesrat 
wol le beschl ießen:  

Gegen den Beschl u ß  des National rates vom 
8. November 1 989 betreffend e ine geänderte Fas
sung des Vordruckes in der Anlage zum Zollab
kommen über das Ca met A.T.A. für die vorüber
gehende Einfuhr von Waren (A.T.A.-Ab
kommen) wird kein Einspruch erhoben .  

Präsident: Wortmeldungen l iegen n icht  vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies nicht 
der Fal l .  

Wir kommen zur  Abstimmung. 

Bei der A b s t i m m u n g beschließt der Bun
desrat mit Slimrneneinhelligkeit. gegen den Be
sch luß des Nationalrates k e i n e n E i n  -
s p r  Cl c h zu erheben. 

8. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 8. No
vember 1 989 über Abänderungen zu Artikel 10  
und 1 2  des Übereinkommens betreffend die Prü
fung und Bezeichnung von Edelmetallgegen
ständen ( 1039/NR sowie 3753/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 8. Punkt der 
Tagesordnung: Beschluß  des Nationalrates vom 
8. November 1 989 über Abänderungen zu Arti-

kel 10 und 1 2  des Übereinkommens betreffend 
die Prüfung und Bezeichnung von Edelmetal lge
genständen. 

D ie Berichterstattu ng hat Herr Bundesrat 
Gottfried Jaud übernommen. Ich bi tte ihn  u m  
den Bericht. 

Berichterstatter Gottfried Jaud: Herr Präsi 
dent! Herr  Staatssekretär ! Meine Damen und 
Herren !  Mit  den gegenständlichen Abänderunge n  
sollen d ie Bestimmungen über die Aufnah me 
neuer Mitgl ieder im auf Gesetzesstufe stehenden 
Überei nkommen betreffend d ie Prüfung und Be
zeichn ung von Edelmetallgegenständen e ine 
Neufassung e rfahren.  Die jewei l ige Neuaufnahme 
von Mitgliedern sol l  nun ohne Entscheidung ei
nes gemeinschaftsorganes der Mitgl iedstaaten 
zum Ubere inkommen wirksam werden. 

Der ursprünglich jedem einzelnen Vertrags
staat zustehenden Prüfung gemäß Artikel 1 2  
Abs. 3 des Überei n kommens so ll numehr e ine 
Vorprüfung d urch den Ständigen Ausschuß vor
angehen, worüber d ieser e inen Bericht zu verfas
sen hat. Dieser Bericht so ll dann jedem e inzelnen 
Vertragsstaat als Grundlage für seine Entschei
dung. ob er einen Staat zum Be itritt e in lädt oder 
nicht. dienen.  

Aufgrund der erfolgten Einladung ist sodann 
für einen Beitritt lediglich die Hinterlegung der 
Be itrittsurkunde des e ingeladenen Staates erfor
derl ich, wodurch dre i  Monate nach der H interle
gung d ieser Urkunde der Beitri tt wirksam wird. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi
gung des Absch lusses des vorl iegenden Abkom
mens die Erlassung von besonderen Bundesgeset
zen im Sinne des Art i kels 50 Abs. 2 Bundes-Ver
fassungsgesetz zur Überführung des Vertragsin
haltes in d ie  i nnerstaatl iche Rechtsordnung nicht 
erforder l ich .  

Der Wirtschaftsausschuß  hat die gegenständl i 
che Vorlage i n  seiner Sitzung vom 2 1 . November 
1 989 in Verhandlung genommen und e inst immig 
beschlossen ,  dem Hohen Hause zu e mpfehlen ,  
ke inen E inspruch zu erheben. 

Als Ergebnis se iner Beratung stel l t  der Wirt
schaftsaussch u ß  somit den A n  t r a g, der Bun
desrat wol le  beschl ießen:  

Gegen den Besch luß des Nationalrates vom 
8 .  November 1 989 über Abänderungen zu Art i 
kel 1 0  und 1 2  des Übereinkommens betreffend 
die Prüfung und Bezeichnung von Edelmetal lge
genständen wird kein E inspruch erhoben .  

Präsident: Wortmeldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist d ies n icht 
der Fall .  
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Wir  kommen zur Abst immung. 

Bei der A b s t i m  m II n g beschließt der Bun
desrat mit Stimmeneinhelligkeit, gegen den Be
schluß des Nationalrates k e i n  e n E i T l  -

S P r u  c h zu erheben. 

9. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 9.  No
vember 1989 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem die Straßenverkehrsordnung 1 960 geändert 
wird (1 6. StVO-Novelle) (286/A-II-8823 und 
1077/NR sowie 3745 und 3754/BR der Beilagen) 

Präsident : Wir gelangen nun z u m  9. Punkt der 
Tagesordnung:  Beschluß des Nationalrates vom 
9. November 1 989 betreffend ein Bundesgesetz .  
mi t  dem d ie  Straßenverkehrsord nung 1 960 geän
dert wird ( 1 6 . StVO-Nove lle) . 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Edu
ard Gargitter übernommen. Ich bitte ihn um den 
Bericht. 

Berichterstatter Eduard Gargitter: Herr Präsi 
dent! Herr Staatssekretär !  Meine Damen und 
Herren !  Im Z uge der Erlassung von Nachtfahr
verboten und Geschwindigkeitsbeschrän kungen 
auf Autobahnen und autobahnbegleitenden Stra
ßen ,  d ie aus U mweltschutzgründen erlassen wer
den ( §  43 Abs. 2 StVO), ergibt sich die Notwen
digkeit einiger Änderungen der Straßenverkehrs
ord nung. 

M it dem vorl iegenden Besch luß  des National
rates sol l  zum e inen die Möglichkeit der Setzung 
von Zwangsmaßnahmen bei Übertretungen der 
genannten Verordnungen, analog § 42 Abs. 4 
StVO geschaffen werden. 

Weiters so l len die K undmachungsvorschriften 
des § 44 StVO an die Erfordernisse der Kundma
chung von Verordnungen nach § 43 StVO in der 
Weise angepaßt werden,  daß die E ntstehung ei
nes "Schilderwaldes" verm ieden wird. 

Darüber h in aus sol l  der Rah me n  für Ausnah
mebewil ligungen von Verordnungen nach § 43 
Abs . 2 StVO, d ie aus U mweltschutzgründen er
lassen werden, enger  gefaßt werden ,  um die durch 
die genannten Verordn ungen bezweckte Fernhal
tung von Gefährdungen der Umwelt  und der Be
völkerung zu gewährleisten .  

Der Aussch u ß  für öffentliche Wirtschaft u nd 
Verkehr hat d ie gegenständliche Vorlage in  seiner 
Sitzung vom 2 1 .  November 1 989 i n  Verhandlung 
genommen und  einst immig besch lossen ,  dem Ho
hen Hause zu empfehlen,  keinen E inspruch zu 
erheben .  

Als  Ergebn is sei ner Beratung ste l lt der  Aus
sch u ß  für öffentliche Wirtschaft und Ver kehr 
den A n  t r a g, der Bundesrat wol le beschl ie ßen :  

Gegen den Beschl u ß  des  Nationalrates vom 
9. November 1 989 betreffend e in  Bundesgesetz, 
mit  dem d ie Straßenverkehrsordnung 1 960 geän
dert wird ( 1 6. StVO-Novel le) ,  wird kei n  Ein
spruch erhoben. 

Präsident: Wir gehen in die Debatte e in .  

Zum Wort gemeldet hat  sich Herr Bundesrat 
Erich Holzinger. Ich e rteile ihm d ieses. 

/3 ./8 
Bundesrat Erich Holzinger (ÖVP, Oberöster

re ich) : Herr Präsident !  Herr Staatssekretär! Mei
ne sehr geeh rten Damen und Herren !  In wen igen 
Tagen. näml ich am 1 .  Dezember um 22 Uhr, tritt 
die Verordnung in Kraft, das Nachtfahrverbot auf 
festgelegten Routen der Autobah nen wi rksam 
werden zu lassen .  Es ist verständlich - und ich 
m u ß  sagen ,  ich habe dafür vollstes Verständnis. 
und es ist in dem Fall auch gut so - .  daß der Herr 
Min ister heute selbst n icht hier se i n  kann ,  wei l  er 
unterwegs ist, um den E uropäern ,  würde ich sa
gen .  verständlich zu machen,  daß Österreich sich 
wehren muß .  

Lassen S ie  mich kurz repl iz ie ren ! Ich hatte die 
Mögl ichkeit, 1 986 m it einer Delegation be im Eu
ropaparlament in Straßburg anwesend zu  se in .  
Anläßlich d ieser Anwesenheit hat Herr Abgeord
neter Steiner den dort versammelten Parlamenta
riern verständl ich gemacht, daß die Transitbela
stung für Österreic

'-'
h, im besonderen aber für die 

Tiroler, untragbar wird und u ntragbar ist und daß 
sich die Europäische Gemeinschaft etwas e infal
len lassen muß .  sol l  es n icht eines Tages zu Maß
nahmen kommen, die wir a l le n icht wünschen. 
daß man nämlich den Verkehr b lockiert ,  um sich 
selbst Gehör zu verschaffen.  

Ich sch ließe mich d ieser Meinung vol l  i nhalt
l ich an und glaube auch, daß d ie Basis für die 
Lösung dieses Problems ein europäisches Ver
kehrskonzept hätte sein  so l len.  Seitens der Euro
päischen Gemeinschaft war man aber offenbar 
n icht bereit oder hat die Angelegenheit zu wenig 
ernst genommen. um eben entsprechende Maß
nahmen zu setzen .  Gerade im Tiroler Inntal ,  das 
relativ eng ist, wirken sich d iese Belastungen für 
die dort Wohnenden ganz besonders stark aus. 

D ie Frage ist nur, w i rd es e ine wesentliche Ent
lastung für d ie Bevö lkerung von  Tirol sei n ,  wenn ,  
zwar nicht auf  d ie  Nachtst unden vertei l t ,  aber 
dann komprimiert ab fünf Uhr morgens die 
LKW-Züge losfahren .  Das w i rd d ie Zukunft zei
gen ,  Herr Kollege ! Wir werden das ja sehen. Fest 
steht aber allerdings, daß natür l icherweise auch 
die Länder Salzburg und Oberösterreich ähn l iche 
Maßnahmen setzen m u ßten, wollte man n icht i n  
Kauf nehmen, daß  nunmehr der  Transitverkehr 
über diese beiden Bundesländer umgeleitet wür
de. 
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Daß man dabei ,  Hoher Bundesrat, viel leicht et
was zu weit gegangen ist, darauf komme ich in der 
Folge noch zu sprechen. Man hat näm l ich jetzt 
n icht nur die Autobahnen, sondern auch Bundes
und Landesstraßen miteinbezogen,  und man hat 
vor allen Dingen auch die neue Innkreis Auto
bahn mit dem Nachtfahrverbot belegt, um da
durch etwas, was an sich von den Verkehrstei l 
nehmern a ls  positiv empfunden wurde, näml ich 
eine Erleichterung der Massierung des Verkehrs 
von München nach Salzburg über die Autobahn 
Frankfurt - Nürnberg - Passau durch eine Auf
te i lung, durch ein Sp l itting herbeizuführen. Nun
mehr aber, wenn d ie  Innkreis Autobahn gesperrt 
ist, ist auch die Zufahrt zur A 1 unmögl ich .  Das 
heißt also , man hätte zumindest überlegen müs
sen ,  ob man nicht, da ja die A 1 der Sperre nicht 
unterliegt, die Zufahrt von Passau her hätte er
mögl ichen sol len . 

Die Freihe itl iche Partei Tiro ls ist i n  ihrer For
derung noch etwas we itergegangen als unser Mi 
n ister, und zwar hat sie durch einen Antrag im 
Tiroler Landtag auch e ine  Reduzierung der  Ge
samtlasten auf 28 Ton nen nach dem Muster der 
Schweiz  gefordert. Ob das den Frächtern so ange
nehm ist, ist eine andere Frage . Es kommt aber 
n icht darauf an, ob es denen angenehm ist, son 
d e rn  es kommt darauf a n ,  welche Auswirkungen 
das für uns hätte , wenn das n icht überhaupt gene
re l l  durchgezogen werden kann, wenn man das 
also nur in  Tirol machen würde. 

Sie können nämlich heute im "Kurier" lesen ,  
daß d ie  Industrie um den deutschen Markt bangt, 
denn "Zimmermanns Revanchefouls" , wie d ie 
"Presse" schreibt, käme der österreichischen 
Wirtschaft teuer. Es hat das zur Folge, daß die 
österreichischen I ndustriebetriebe nunmehr ge
zwungen sei n  könnten oder gezwungen se in  wer
den, auf delltsche F rächter auszuweichen, und die 
österreichischen F rächter würden d iesen Markt
ante i l  verl ieren,  und der ist ,  wenn man das l iest, 
gar nicht so unerhebl ich.  Im Laufe e ines Jahres 
werden Produkte um rund 350 Mi ll iarden Sc h i l 
l i ng befördert, und das eigentliche Leistungsvo lu
men der  Transportunternehmen beläuft s ich auf 
etwa 2 7  Mil l iarden Sch i l l ing.  

Ich glaube also , daß trotz al len Verständn isses 
für die Maßnahme e in  gravierender Fehler des
halb gemacht wurde, wei l  man diese Maßnahme 
ohne eine gewisse Übergangszeit und ohne e inen 
gewissen Stufenplan,  so wie das b isher übl ich war, 
durchgeführt hat. Es trifft nämlich d iese Maß
nahme n icht nur die Transitfrächter ,  also d ie aus
ländischen Frächter, sondern es wird auch der in 
nerösterreichische Verkehr davon  betroffen ,  und 
das muß zwangsläufig auch Auswirkungen auf die 
Wirtschaft haben. 

Es gab seitens unserer Nachbarn e ine Reihe 
von Überlegungen ,  wie man diesem Nachtfahr-

verbot entgegentreten könnte,  und d ie denkbar 
unverständl ichste - das muß man auch ganz k lar 
dazu sagen - war die des Herrn Ministers Zim
mermann,  der nunmehr e in  e ingeschränktes 
Nachtfah rverbot für al le österreichischen L KW 
auf den deutschen Autobahnen u nd Nebenstra
ßen erlassen hat. Außerdem, so hört man , sol l  das 
195 1  i n  e inem bilateralen Abkommen mit Öster
reich vere inbarte Kontingent von 345 000 Einzel
fahrgenehmigungen gekürzt werden .  Wenn man 
wei ß ,  welche Probleme für die Frächter i m  Zu
sa mmenhang mit dieser sogenannten roten Ver
kehrskarte jetzt schon bestehen, dann kann man 
sich vorstellen , daß das natürl ich ganz e insch nei
dende Auswirkungen haben muß .  

Dazu  kommt noch das Kabotageverbot i n  der  
BRD, das hei ßt, daß österre ichische Fräc hter Wa
ren an deutschen Bahnhöfen n icht abholen d ür
fen .  Das bedeutet. wenn heute ein Container oder 
auch e in  Sattelaufl ieger eines österreichischen 
LKW nach Deutsch land transportiert wird und 
der österreichische Frächter hätte i n  Deutschland 
ein Sch leppfahrzeug stehen und wollte das dann 
dort abholen,  dann kann er das n ic ht ,  wei l  eben 
dieses Kabotageverbot das verbietet beziehungs
weise unmöglich macht. 

\1eine sehr geehrten Damen und Herren !  Es ist 
daher auch die Reaktion der Verkehrswirtschaft 
verständl ich.  Ich darf Ihnen einen kurzen Auszug 
aus der Wortmeldung des Herrn Dr. Schach inger, 
seines Ze ichens Sektionsobmann der Sektion 
Ve rkehr in  Oberästerreich anlä ßl ich der Kam
mer-Vollversammlung am vergangenen Dienstag 
zur Kenntnis bringen : 

"Der rechtl ich äußerst umstrittene Schritt des 
Ve rkehrsmin isters der BRD muß a ls höchst e in
seitig und unausgewogen bezeichnet werden. Im
merh in  beantwortet diese Vergeltungsma ßnahme 
die Sperre ein iger österre ichischer Transitstrek
ken m it e iner Sperre sämtl icher bundesdeutscher 
Autobahnen u nd Bundesstraßen für uns Österre i 
cher. D ieser E indruck wird noch durch den Um
stand verschärft, daß  die Schweiz  trotz ihres jahr
zehntelangen Nachtfahrverbotes in d iese Retor
sion nicht e inbezogen ist. Die Schweiz  hat es of
fensicht l ich auch h ier besser verstanden, d ip lo ma
tisch erfolgreich  zu sein .  

Trotzdem muß aus unserer S icht, und  wir ha
ben dies schon oft getan, hervorgehoben werden ,  
daß d ie  Maßnahme von Verkehrsmi n ister Strei
cher, das Nachtfahrverbot zum 1 .  1 2 . 1 989, äu
ßerst schlecht vorbereitet, zeitl ich m it unseren 
unmittelbare n  Nachbarn Italien , Bayern n icht ab
gest immt und der Termin 1 .  1 2 .  1 989 von Haus 
aus völ l ig u nrealistisch war. Daran ändert auch 
der ständige H inweis Streichers auf seine jahre
langen erfolglosen Verhandlunge n  mit  der EG 
n ichts. 
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Erich Holzinger 

Beide Maßnahmen, Streichers und Zimmer
manns, erreichen nunmehr,  daß schlagartig ein 
volkswirtschaftl icher Vermöge nssektor , nämlich 
über 1 0  000 LKW mit einem Wert von 10 bis 
1 5  Mi l l ionen Schi l li ng  über Nacht bis zu einem 
Dritte l weniger wert sind. Das Sch l immste an d ie
sen beiden Nachtfa hrverboten aber ist, daß d ie 
1 0  000 LKW über Nacht, ohne Übergangsfrist -
ein Umstand der recht l ich  i n  der österreichisc hen 
Nac hkriegsze it ein e inmal iges juristisches Novum 
darstel lt  - zu einem Arbe itsverbot, nämlich zum 
Sti l lstand während der Nachtzeit verurtei lt sind:' 

Das Problem ist aber auch für die kleineren 
Frächter nicht unbedeutend. Denn wie geht ei
gentlich so eine F inanzierung eines LKW -Zuges 
bei k leineren Unternehmen vor sich? In der Regel 
wird d ie Vorfi nanzierung mit Fremdmitte ln 
durchgeführt. Als Sicherste llung werden die 
LKWs durch  Eige ntumsvorbehalte und Abdek
kung mit entsprechenden Versicherungen ange
boten.  und dann wird d ieser Kredit mit Hi lfe des
sen, was erwirtschaftet wird ,  zurückgezahlt .  

Und jetzt plötzl ich werden d iese LKWs in ei
nem ganz hohen Maß entwertet, wei l  nämlich 
auch die Jahrgänge 1 988 u nd 1 989 in dieses 
Nachtfahrverbot mitei nbezogen sind, obwohl die
se Fahrzeuge schon weitestgehend d iesen Bestim
mungen entsprechen oder nur  geringfügig davon 
abweichen.  

Es ist viel leicht ganz interessant - es geht ja 
hier in erster Lin ie e inmal um die Lärmbelastung 
- ,  daß Versuche geze igt haben - sie wurden von 
Mercedes durchgeführt - ,  daß die Rollgeräusche 
bei abgestel ltem Motor be i e inem normalen Stra
ßenbelag in der Regel bereits jenen Wert erre i
chen, nämlich 80 Dezibe l ,  die vorgesch rieben 
s ind und d ie es ab 1 .  1 2 . e inzuhalten g i lt .  

Andererseits aber können ä ltere LKWs, d ie 
e ine Ausnahmegenehmigung entsprechend den 
Ausnahmeregeln erhalten haben - die brauche 
ich nicht näher zu u mschreiben,  wei l  Sie sie ja 
selbst sicher nachgelesen haben - ,  d ie wesentlich 
mehr Lärm verursachen, den noch auch in den 
nächsten sechs Monaten weiterfahren. 

Ich glaube, daß mit d ieser überstürzten Maß
nahme Probleme für d ie Exportwirtschaft entste
hen könnten.  Ich wi l l  h ier bei  Gott nicht schwarz
malen, den n  wir sind ganz besonders stolz darauf, 
daß sich unsere Exportwirtschaft - d ie Ziffern 
bestätigen es - in den letzten Jahre so positiv 
e ntwickelt hat. 

Es hat sich in Österreich,  besonders im grenz
nahen Raum zur BRD, eine Zul ieferindustrie vor 
a l lem zur deutschen Automobil industrie entwik
kelt ,  die seh r  viel  dazu beigetragen hat,  bei uns 
eine bessere Beschäftigung zu erreichen.  Und mit 
i hren "Just in t ime" -Lieferungen haben sie bei 

der deutschen I ndustrie aufgrund ihrer Verläß
l ichkeit hohe Wertschätzung erlangt. Es ist zu be
fürchten,  daß mi t  d iesen Maßnahmen, die nun 
eintreten werden,  wobei ich h ier  vor  a l lem d ie 
Entscheidung des deutschen Ministers meine, 
Probleme entstehen für d iese Betriebe , die mögli
cherweise sogar dazu führen können, daß sie 
letztendl ich vom Markt wieder vertrieben wer
den. 

Ich habe als Exporteur in  der B undesrepubl ik 
Deutschland und vor al len Dingen in  Bayern zu 
tun.  Ich wei ß  also, wovon ich rede, wenn ich sage . 
daß die De utschen in  ihrer Mental ität sensibel auf 
solche Dinge reagieren und daß nicht auszu
schl ie ßen ist, daß der e ine oder andere seine posi
tive Haltung, d ie er uns gegenüber he ute viel
leicht noch hat, auch ändern könnte. 

Ich möchte noch einmal wiederholen - man 
kön nte mir sonst vorwerfen ,  das, was ich sage. sei 
ein Widerspruch :  auf der e inen Seite habe ich 
Verständnis für die Maßnahme, auf der anderen 
Seite übe ich Kritik - :  Ich übe nicht Krit ik daran, 
daß hier Maßnahmen gesetzt werden müssen .  
und ich übe auch n icht Kritik am Nachtfahrver
bot grundsätzl ich,  ich übe nur daran Kritik ,  daß 
man der Wirtschaft keine Chance gegeben hat, 
sich darauf e inzustel le n  und daß man sie m it ei
nem Sch lag vor vo l lendete Tatsachen gestel lt hat. 
f Bundesrat P i e  h I e r.' Herr Kollege.' Gestatten Sie 
mir einen Z�,,'ischenruf' Die Wirtschaft hätte sich 
schon Jahrzehnte auf diese Situation einstellen 
können! Von selbst wird nie eHvas gemacht.') 

Herr Bundesrat Pich ler !  Darf ich vie l le icht 
gleich etwas dazu sagen :  Herr Min ister Streicher 
sagt immer wieder, wen n  die Industrie das Regie
rungsprogramm durchgelesen hätte,  dann hätte 
sie erwarten können, daß e ine derartige Maßnah
me gesetzt wird ,  das hat sie ja auch erwartet. 
Nicht umsonst läuft schon so lange die Diskus
sion ,  nur normalerweise ist es übl ich,  daß zeitge
recht - zeitgerecht!  - darauf h ingewiesen wird, 
welche Maßnahmen kom men werden, und daß 
man der I ndustrie für eine gewisse Entwick lung 
auch einen entsprechenden Zeitraum gewährt. 

Es ist sicherlich keine Lösung, daß man jetzt 
hergeht und bei den bestehenden Motoren Schall
schutzhauben drüberbaut, wodurch mögli cher
weise Wärmestaus erzeugt werden,  die dazu füh
ren können, daß d iese Motoren eine kürzere Le
bensdauer haben und vielleicht d ie Umwelt sogar 
noch mehr be lasten .  

I c h  glaube, man sol lte i n  d iesem Bereich e inen 
entsprechenden Zeitraum zugestehen. Selbst die 
Bundesbahn hat n icht d ie e ntsprechenden Zeit
vorgaben gehabt. Wie sonst wäre es möglich ,  daß 
sie ab 1 .  Dezember zwar 2 7  neue Züge einsetzt, 
aber erst ab 1993 weitere 70 in  dem Zusammen
hang notwendige weitere Garnituren? 
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Erich Holzinger 

Das heißt also, man hat auch h ie r  nicht zeitge
recht vorgesorgt, und darum kommt jetzt natür
lich das Problem auf, daß man gar n icht d ie Mög
l ichkeit hat, den anfa l lenden Transport nach die
sen neuen Best immungen in so k urzer  Zeit re i
bungslos abzuwickeln .  

Ich  wei ß  n ic ht, ob Sie das wissen :  Ich habe e in 
Gutachten eines Sachverständigen gelesen, in  
dem dieser mitteilt. daß bei Tiefladern, die die 
Bahn dafür verwendet und die wesentlich k leine
re Räder als die Normalwaggons haben, d ie Lauf
räder e ine verringerte Lebensdauer haben und 
dad urch auch bei einem ganz best im mten  Abnüt
zungsgrad e ine höhere Lärmentwick lung gegeben 
ist. Die ersten Reaktionen sind ja bereits da. Es 
gibt bereits H inweise, daß man sagt, na ja, wenn 
jetzt soundso viele Züge mehr fahren ,  dann wird 
die Lärmbelastung von den Zügen wesentlich 
größer werden .  und d ie Frage ist: Was haben wir 
dann eigentl ich in  summa für die Betroffenen er
reicht? 

Ich glaube daher, es wäre in  dem Zusammen
hang richtig und notwendig gewesen ,  hätte man 
einen entsprechenden Stufenplan mit einer Vor
laufzeit erstel l t  und hätte man der Industrie Zeit 
gegeben, sich auch darauf e inzuste l len,  ohnewei
ters mit knappen Terminen,  aber immerhin mit 
Terminen und n icht ohne. 

Mich hat sehr gewundert, da ß der Herr Mini
ster Streicher, der ja  selbst aus der Industrie 
kommt, dort kein unbedeutender Manager war 
und daher wei ß ,  was man dort braucht, das ei
gentlich vol lkommen übergangen hat. 

Die Frage erhebt sich :  Wer wird den Frächtern 
- hier rede ich wieder im Interesse der k leineren 
- diesen Sc haden, den sie dadurc h  erleiden ,  er-
setzen? Denn n iemand - ich nicht und S ie n icht 
- würde sich ,  we nn er ihn braucht, einen ge
brauchten LKW kaufen ,  den er i n  der Folge nicht 
mehr oder n ur e ingeschränkt einsetzen kann.  

Die Sekt ion Verkehr Oberösterreich hat n icht 
nur krit isiert, sie hat auch  e in  Vorsch lagspaket 
eingebracht. Man muß festste l len.  daß sich n icht 
nur die Bundesbahn, nicht nur d ie  Frächter und 
nicht nur die Autoindustrie nicht rechtzeitig ein
gestel lt haben, sondern daß sich auch die Regie
rung n icht rechtzeit ig e ingestel l t  hat. Wie sonst 
wäre es möglich ,  daß man in diesen gefährdeten 
Gebieten auf den Transitrouten n icht rec htzeitig 
einen geräuscharmen Straßenbe lag angebracht 
hat? (Vizepräsident S [ r u [ z e n  b e r g e r  über
nimmt den Vorsitz. ) 

B leibt absch ließend nur  noch zu erwähnen,  da ß 
d ie D iskussion um d ie E inschränkung der Ge
schwindigkeiten im allgemeinen,  die im Gange 
ist, besonders wegen der Umweltbelastung auch 
rein  oder fast rein  emotionell geführt wird, ohne 

genaue Daten heranzuziehen .  Ich würde m i r  
wünschen - ich  habe das h i e r  schon e inmal ge
sagt und wiederhole es - ,  daß seitens des Innen
min isteriums Maßnahmen gesetzt werden, daß 
die jetzt geltenden Geschwindigkeitsbeschrän
k ungen e ingehalten werden .  Dann hätten wir ei
nen sehr wesentl ichen Beitrag zur Verbess�rung 
unserer Umwelt geleistet. (Beifall bei der O VP. ) 
13 .39 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächste 
Wortmeldung: Herr Bundesrat 01'. Wabl .  Ich er
te i le ihm das Wort. 

/3.39 
Bundesrat Dr. Martin Wabl (SPÖ, Ste iermark) :  

\leine sehr  geehrten Damen und Herren !  E rlau
ben S ie mir, daß ich erstens e inmal auf die Wort
meldung des Kol legen Holzinger e ingehe und 
zweitens die Einführung des Nachtfahrverbotes 
beziehungsweise die Beschlu ßfassung ü ber die ge
setzlichen Voraussetzungen zum Anlaß nehme,  
e in ige grundsätz l iche Bemerkungen zum Ver
kehr. zur Umweltbe lastung im al lgemeinen hier 
anzubringen .  

Ich persönl ich glaube, daß es  höchste Zei t  war, 
d ieses Nachtfahrverbot zu erlassen ,  und daß e ine 
stufenweise E inführung nur  e ine Verzögerung 
und eine weitere zusätzliche Belastung für die Be
völkerung gebracht  hätte. Ich selbst b in  zwar 
n icht davon betroffen ,  aber ich kann mir  vorstel
len . . . (Bundesrat H o l z i n  g e r: Dann können Sie 
das auch leiche sagen.') Ic h gebe gerne zu,  daß na
türl ich jedes Problem versch iedene Seiten hat und 
daß Sie als unmittelbar Betroffener manche Din
ge anders sehen oder di rekter sehen ,  aber den
noch glaube ich, wenn man a l le Argumente ab
wägt, daß es höchst an der Zeit war , ich wi l l  nicht 
sagen, fünf Minuten vor zwölf, aber daß diese 
Maßnahme schon sehr dringend notwendig war, 
wei l  einfach d iese Belastung unerträg l ic h  war. 

Der SPD-Vorsitzende Vogl ,  der deutsche Poli
tiker, hat bei unserem Parteitag gesagt, es gehe 
darum, was wichtiger ist: e i ne Verbesserung der  
Lebenssituation für  d ie  betroffene Bevölkerung 
oder ein kurzfristiger materiel ler Vortei l  für die 
wirtschaftl ich Betroffenen. Er hat weiter gemeint,  
daß wir Österreicher uns nicht davon abhalten 
lassen sol lten ,  diese so wichtige Maßnahme zu 
setzen. Wir haben uns auch n icht abhalten  lassen ,  
sondern haben trotz al ler Einwände daran festge
halten, und dafür se i dem Verantwort l ichen ge
dankt. 

Aber ich wil l  zum Thema Nachtfahrverbot 
nicht mehr Argumente wiederholen, die schon x
mal  angeführt worden sind. E ines beweist ja d iese 
D iskussion ,  daß in Österreich - aber n icht nur  
bei uns - alle Themen, d i e  den  Verkehr anlan
gen, von der Gemeinde b is zur Bundesebene die 
meiste , die höchste Resonanz finden .  
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Dr. Martin Wabl 

Das hat zwei Grü nde.  Der e ine Grund ist wahr
schein l ich  der ,  daß für den Österreicher das Auto , 
der PKW und auch der LKW wichtige Spielzeuge 
sind, die, ich wil l  fast sagen, bei vielen zu e inem 
Lebensin halt  geworden sind. Der zweite Grund 
ist ,  daß uns der Verkehr mit se inen dramtischen 
Auswirkungen überrollt hat. 

Herr Kol lege Rumpold hat heute einige k riti
sche Anmerkungen gemacht. Ich persönl ich muß 
dazu sagen - das nur  am Rand -,  daß ich froh 
bin ,  wenn h ier auch kontroversielle Standpunkte 
d isk utiert werden.  Das kann einer Belebung si
cher dienen und tut es auch .  Aber ich er innere 
mich zurück ,  daß wir in der sogenannten Aufbau
phase unserer Rep ubl ik  alle sto lz  darauf waren, 
wie schnel l  d ie  Anzah l  der Fahrzeuge zugenom
men hat. Und wir haben be i jeder Veransta ltung 
gepred igt . wie sto lz  wir waren (Bundesrat H o l z -

i n g e r: Das kann man nachlesen.') - das kann 
man nac hlesen,  wahrscheinl ich auch noch in  die
sem Hause, natürl ich hat sich die Ansicht in  man
chem geändert - ,  wir und auch Spitzenpol it iker, 
auf jeden Ki lometer, der auf den Autobahnen ge
baut worden ist .  Diejen igen ,  die betroffen waren 
und die im Randbereich gewohnt haben, auch 
zum Beispiel  wir in Fürstenfeld, waren froh,  daß 
die Autobah n  gebaut worden ist, haben aber i n  
unserer F reude viel leicht doch vergessen, daß mit 
jedem Autobahn ki lometer soundso viele Qua
dratk i lometer grüner Wiese verbeton iert wurden, 
was sicher l ich viele Nachte i le mit sich gebracht 
hat. 

Wir haben auch e ines versäumt - da gehe ich 
Hand in Hand mit unserem Eisenbahner - ,  wir 
haben sicher l ich d iese Entwicklung unter dem 
Motto ,,frei e  Wahl des Verkehrsmittels" dahin
tre iben lassen und haben d ie E isenbahn lange 
Zei t  vernachlässigt. Wir haben also den Straßen
verkehr, den Individualverkehr forc iert und dabei 
vergessen ,  daß der I ndividualverkehr mit großen 
Be lastungen nicht nur  für d ie Umwelt,  sondern 
auch für d ie Menschen - ich denke da an d ie 
zah lreichen Unfal lopfer - verbunden ist. Gott 
sei Dank ist d iese Maxime, d iese Forderung der 
freien Wah l  des Verkehrsmittels durch dieses 
Nachtfahrverbot eigentlich erstmals dramat isch 
durchbrachen worden , wobei man eben sagt, es 
ist einfach notwendig, daß man im I nteresse e iner  
gesü nderen U mwelt, e iner  E ntlastung der Bevöl
kerung Maßnahmen setzt, nicht nur Maßnahmen, 
um d ie Lärmbelästigung zu senken. Wer sich Stu
dien durchliest, der muß feststellen, daß die ge
sundheitl iche Belastung durch den Lärm heute 
schon eine sehr große geworden ist und daß sich 
daran Krank heitsb ilder in großer Zahl knüpfen .  

Es  geht aber  auch darum, daß wir  die weiteren 
Belastungen d urch den Verkehr reduzieren und 
den Mut haben - das sage ich hier ganz offen - ,  
auch weitere Maßnahmen z u  setzen, zum Beispiel 

im H inb l i ck  auf die Emissionen. Ich meine. daß 
wir es bei  d iesem Schritt nicht bewenden lassen 
sollten,  son dern wir sol lten  auch im H inblick auf 
den sauren Regen, der zur Schädigung der Wäl
der geführt hat  - angebl ich sol l  d iese Schädigung 
etwas zurückgegangen sei n  - ,  aber auch im Hin
bl ick auf d ie Ozonbelastu ng den Mut haben,  beim 
Verkehr e inschränkende Maßnahmen zu setzen .  

D ie Frau Ministerin F lemming hat vor kurzem 
aufgezeigt, wie dramatisch sich die Ozonbela
stung durch den Verkehr entwic kelt. 

Wenn e inmal der Zeitpunkt gekommen ist. zu 
dem meine e igenen Kinder mögl icherweise schon 
besser dran sind, wenn sie im Zi mmer  bleiben. im 
gesc hlossenen  Raum, anstatt in  die - u nter An
führungszeichen - . . frische" Luft h inauszuge hen 
oder in den Wald spie len zu gehen, wei l  die 
Ozonbelastu ng interessanterweise im Wald grö
ßer ist, also n icht mehr zumutbar ist. dann glaube 
ich wirkl ich ,  daß eine höchst dramatisc he Situa
tion gegeben ist. 

Bedauer l icherweise ist es nur so . daß,  solange 
der Druck n icht groß genug wird von i rgendeiner 
Bevölkerungsgruppe, eben zuwenig geschieht. 
(Bundesrat H o l  z i n  g e r: . . . im Wald die ozon
reiche Luft.' ) Ja, das hat man auch gesagt. 

We nn das wirklich stimmt. daß es gesü nder ist, 
im Zimmer zu  bleiben - man muß sich in Graz 
d iese ständ ige Smogbelastung anschauen, vor al
lem im W inter, wenn die Kinder i n  die frische 
Luft hinausgehen wollen,  um Sport zu betreiben 
- .  dann sol lte man n icht sagen .  das habe ich 
schon a l les gehört, durchs Wiederholen wird es 
n icht besser ,  sondern dann sollte man wirkl ich ge
setzl iche Maß nahmen ergreifen,  auch in ste uerl ic
her H insicht,  weil der Herr Staatssekretär h ier  
sitzt. 

Ich glaube wirkl ich ,  daß man sich bezüglich der 
Besteuerun g  des Autos Gedanken machen muß,  
ob man s ich n icht mehr nach dem Hubraum, son
dern nach Verbrauch, Benzinverbrauch oder an
derer Kriterien richten sol l te. Das E ntsc heidende 
ist, wie u m weltfreundl ich e in  PKW ist. Aber für 
solche Maßnahmen haben wir offenbar nicht den 
M ut. Ich b i n  ehrlich der Meinung, daß man auch 
den Mut dazu haben sol lte - ich weiß schon .  daß 
man so etwas ein Jahr vor der Wah l  sowieso nicht 
durchführen darf, wei l  da der Österreicher ganz 
empfindli c h  reagiert, trotzdem bekenne ich  mich 
zu e iner Benzinpre iserhöhung. Man muß  ja n icht 
20 S je Liter Benzin verlangen.  

Wenn man an frühere Bezinpreisveränderun
g.en  denkt, dann muß man feststeHen ,  daß der 
Osterre icher trotz höherer Benzinpre ise genauso 
vie l  gefahren ist. Es ist a lso so gewesen ,  daß die 
notwendige n  Versorgungen aufrechterhalten 
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worden sind. (Zwischenruf des Bundesrates 
H o L z i n g e r. ) 

Dieser sogenannte "Umweltschi l l ing" , den 
Herr Minister Kreuzer e inmal vorgesch lagen hat. 
war damals fast eine Katastrophe, der Österrei
cher hat aufgeschrien. das gehe ja  nicht !  Also ich 
glaube tatsächl ich,  daß man über den Treibstoff
preis Umwe ltmaßnahmen finanzieren sol lte, daß 
man viel leicht in  Ruhe nach einer Wahl - wir 
haben i n  Österreich fast jedes Jahr e ine Wahl ,  da
her geht es fast nie - ,  aber daß man in  einer Ze it,  
in der wen iger Wahlen sind,  vielleicht wirkl ich 
einen Konsens herstellen kann,  daß man über den 
Preis entsprechende finanziel le M ittel gewinnt, 
um notwendige Umweltmaßnahmen zu setzen .  
( Z\vischenrllf des Bilndesrales H o l z i f1 g c r. J 

Mir ist schon bewu ßt, da ß das Problem besteht. 
daß man über d ie Grenzen fahren kann .  Das be
steht hier bei uns an der Ostgrenze, die Autofah
rer, d ie fahren nach Ungarn,  tanken dort bi l l ig 
umweltschädlichen Treibstoff und fahren dann 
wieder herüber. Das weiß  ich schon. auch in  Sa lz
burg passiert das, trotzdem meine ich . . .  (Bun
desrat K ö p f: Wieviel PelldLer vertrittst du mit 
dem Benzinpreis ? )  

Ich habe ja nic ht gesagt, daß ic h für  20 S b in .  
du hast mich mißverstanden .  Ich  habe nur  gesagt 
- das kann man nach lesen - ,  ich b in  nicht da
für, daß man 20 S verlangt. Ich habe nur  gemeint .  
daß auch zu Zeiten ,  in denen der Benz inpreis hö
her war als jetzt, der Verkehr nicht zurückgegan
gen ist, daß man für solche Personen, die das 
Auto brauchen und sozial schwäc her s ind ,  ent
sprechende Direktzuschüsse forcieren kann ,  aber 
insgesamt bin ich der Meinung - wen n  man sich 
d ie ganze Diskussion um die Ozonbe lastung, um 
den sauren Regen , um den Smog und d ie Smog
belastung anschaut - ,  daß man, ohne daß man 
jetzt solche Maßnahmen trifft, die dan n  schwere 
Belastungen für Wirtschaftskre ise hervorrufen.  
e inmal den Mut zu unpopulären Maßnahmen ha
ben sol lte. Ich komme schon zum Schluß :  Man 
muß bedenken, daß wir in  e inem Gemeinwesen 
leben, auf e inem P laneten leben, auf dem die Le
bensbed i ngungen bald n icht  mehr gegeben sei n  
werden, dann wird auch ke in Frächte r  mehr fah 
ren  können, wei l  dann  wird eben nichts mehr 
sein .  und nach dem Spruch der I ndianer - den 
habe ich aber n icht im Kopf - wird dann ein 
Leben praktisch überhaupt n icht mehr mögl ich 
sein .  

Daher glaube ich ,  daß wir  diese Novel le heute 
zum Anlaß nehmen so llten ,  ein unbedingtes Ja zu 
dieser wichtigen Maßnahme i m  Interesse der An
rai ner, der Bewohner von Tirol zu sagen, die vor 
zwanzig Jahren noch nicht geahnt haben,  was auf 
sie zukommt. Damals war d ie Europabrücke e in 
Symbol des Fortschrittes, heute ist  s ie  wah r-

schein l ich  ein Symbol der Belastung - so ändern 
sich eben die Zeiten. 

Wir sollten d iese Novel le zum Anlaß nehmen, 
auch darüber nachzudenken,  wie wir  insgesamt 
die gesundheitl ichen Beeinträchtigungen durch 
den Straßenverkehr zurückdrängen können. Ich 
bin nämlich der Mei nung, daß es d iesbezüglich 
nicht mehr fünf  vor zwölf  ist, sondern in vielen 
Bereichen schon fünf nach zwölf. - Danke 
schön. (Beifall bei der SPÖ. J  13.51 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner erteile ich Herrn Bundesrat 
Jaud das Wort. 

/3 .51 .. 
Bu ndesrat Gottfr ied Jaud (OVP,  Tirol ) :  Sehr 

geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr 
Staatssekretär! Meine sehr  geehrten Damen und 
Herren des Bundesrates! Er lauben Sie mir als Ti
ro ler, doch etwas tiro lgefärbt meine persönl iche 
Meinung zu d iesem Nachtfahrverbot zum Aus
druck zu bringe n .  

Dieses heute vorliege nde Gesetz e iner Ände
rung der Straßenverkehrsordnung unter dem Ti
tel Nac htfah rverbot hat wieder e inmal sehr deut
lich gezeigt, wie schwer es ist, Gesetze zur Ver
besserung der Lebensbedingu ngen im eigenen 
Land und auch international zu verwirkl ichen. 

Unter dem Druck der B ürgerinit iativen und 
der Gemeinden des Unter inntales und des Wipp
tales wurde 1 988 d ie Geschwindigkeitsbeschrän
kung auf 60 Stundenk i lometer verordnet. Diese 
Beschränkung hat sich weitgehend als wirkungs
los erwiesen, wei l sie n icht oder zuwenig kontrol
liert und deshalb auch kaum e ingehalten wurde . 

Die Tiro ler Bevölkerung rief in der Fo lge im
mer lauter nach Maßnahmen,  die den Transitver
kehr auf der I nntalautobahn eindämmen. Jahre
lange Verhandl u ngen haben bisher zu  keinem Er
gebnis geführt. Deshalb kann man,  glaube ich .  
auch n icht sagen ,  daß d ie nun  vorgesehene Rege
lung überfa llsartig gekommen ist. 

Im Mai des heurigen Jahres besch loß der Tiro
ler Landtag, die Landesregierung zu ersuchen,  
darauf h inzuwirken, daß der Bundesminister für 
öffentl iche Wirtschaft und Verkehr u nverzügl ich 
auf sämtlichen Autobahnen Tirols e in Nachtfahr
verbot für LKW über 7,5 Tonnen Gesamtgewicht 
verordnet. 

Der Herr Minister für öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr - es ist bedauerl ich, daß er heute 
keine Zeit hat, h ier zu  sei n  - reagierte dann sehr  
rasch (Bllndesrat K ö p J: Ist Ihnen der Herr 
5cummvoll zuwenig?) - nein !  - ,  sodaß ab 1 .  De
zember Lastkraftwagen über 7,5 Tonnen, die zu  
laut sind, zwischen 22  Uhr  und  5 Uhr  nicht fah
ren dürfen .  
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Wenn wir  e ine glaubwürdige Politik machen 
wollen und e ine Verordnung, d ie  mit seh r  vie l  
Aufwand zustande gekommen ist, ihre positive 
Wirkung für die Bevölkerung in unserem Lande 
und an den Autobahnen nicht verfehlen sol l ,  ist 
eine strenge Kontrol le der e ingeführten Maßnah
men nötig. 

Der Herr Bundesminister für I n ne res hat u ns 
heute vormittag bereits erklärt, daß dazu an d ie 
70 bis 80 Beamte notwendig wären .  Es wird in
zwischen eine provisorische Lösung gefu nden 
werden, aber ich bin sicher, daß d iese Lösung 
nicht von Dauer sein  kann und da ß damit auch 
auf Dauer dieses Nachtfahrverbot und die zu
künftigen Verkehrsmaßnahmen nicht entspre
chend kontrol l iert werden können. Denn ohne 
e ine Überwachung ist dieses Gesetz absolut wir
kungslos. Ähn l ich wie die E inführung der Ge
schwind igkeitsbesch ränkung in der Nacht auf 
60 Stundenki lometer - diese Einschränkung gi lt  
ja übrigens auch wäh rend des Nachtfahrverbots 
- gibt es eine Geschwindigkeitsbeschränkung für 
PKW, die eine we itere Überwachung nötig macht. 

Ich möchte festste llen, daß es bei d ieser Ver
ordnung nicht um eine Maßnahme gegen e ine  
Wirtschaftsgruppe geht, sondern um e ine  Maß
nahme für gesundheitsgeschäd igte Menschen m it 
erhöhtem Krebsrisi ko und zur  Verbesserung der 
geschädigten Wälder und der belasteten Böden .  

Tirol ist wege n se iner geologisc hen und kl ima
tischen Verhältnisse ein besonders sensibles Land .  
Wenn in  Tirol der  Wald , besonders der  Sch utz
wald, i n  seiner Regenerat ionskraft geschwäc ht 
wird und dadurch langsam zugrunde geht, kom
men Lawinen,  Muren und Hochwässer .  Diese Na
turereign isse bedrohen dann unsere Siedlungsge
biete. 

In der Schweizer Wirtschaft funktion iert trotz 
Nachtfah rverbot und 28 Tonnen-Beschränkung 
al les ganz ausgezeichnet. Wir  in Österreich kön
nen aber mit Fug und Recht das gleiche Lebens
recht wie d ie Schweiz  beanspruchen. 

Den Verantwortl ichen mü ßte k lar se in ,  daß das 
Nachtfahrverbot keine langfristige Lösung des 
Transitproblems bringt. Wen n  beispie lsweise alle 
LKW über 7,5 Tonnen lärmgedämmt sind, gibt es 
ja keine weiteren Beschränkungen mehr für die 
Zunah me des Transitverkehrs. Der Tiroler Land
tag hat deshalb d ie Landesregierung auch aufge
fordert. mit der Bundesregierung zu verhande ln ,  
um Obergrenzen für  den gesamten Transitver
kehr - PKW und L KW - festzulegen.  

Die Lösung für d ie Zukunft muß es sein ,  s ich 
Verkehrse inrichtungen zu bedienen, die geräu
scharm und abgasfrei Menschen und G üter beför
dern.  Als eine kurzfristige Maßnahme zur Ver
kehrsentlastung i m  Transitverkehr wird die 

schrittweise Verlagerung von u nverderblichen 
G ütern  und Gefahrenguttransporten auf die 
Bahn angestrebt werden m üssen .  

Damit  diese Verlagerung möglichst rasch und 
reibungslos vonstatten gehen kan n ,  richte ich an 
den Herrn Minister für öffentl iche Wirtschaft 
und Verkehr den dringenden Appel l ,  dafür zu 
sorgen - wie bereits mein Vorredner erwähnte 
- ,  daß das Kabotageverbot abgeschafft wird .  Die 
Abschaffung d ieses Kabotageverbotes wü rde den 
Containerverkehr auf der Bahn sehr  wesentl ich 
erleichtern .  

Besonders Bundesmin ister Zimmermann ist 
hier vorzuhalten ,  daß m it solc hen Maßnahmen 
der europäischen Wirtschaft wesentl ich mehr ge
dient wäre als m it einseitigen Retorsionsmaßnah
men. Zur längerfristigen Verminderung der 
Em issionen des Transi tverkehrs auf der Straße -
hier s ind LKW und P KW gleichermaßen ange
sprochen - ist eine attraktive Bahnverbindung 
zwischen Bayern und S üdtirol d ie derzeit e inzig 
verwirkl ichbare Lösungsvariante .  

Die  derzeitige Bahnverbindung zwischen Kuf
ste in  und Brenner kann diese Aufgabe aus den 
versch iedensten Gründen,  die ich hier nicht näher 
erwähnen möchte, nicht bewältigen .  Deshalb 
muß in  d ieser Region eine neue Bahnverbindung, 
die die Lebensqual ität in Tirol  nicht bee inträch
tigt, geschaffen werden. M it dem Bau der Inns
brucker Südumfah rung wurde bereits begonnen, 
der Bau des B ren ner-Basistu nnels scheint in e in  
real is ierbares Stadium getreten zu se in .  Die 
Bahnve rbindung vom Inntal nach Bayern ist noch 
ungelöst, darum s ind Verhandlungen und Be
sch lüsse , d ie die Verwirk l ichung der nörd l ichen 
Zulaufstrecke zum Ziele haben, besonders wich
tig. 

Die Bahn muß aber auch in die Lage versetzt 
werden ,  i hren Aufgaben nachzukommen.  Wir 
a l le sol lten übera l l  dort ,  wo sich dazu e ine Mög
l ichkeit b ietet, dazu be itragen ,  daß das Ansehen 
der Bahn und aller anderen umweltschonenden 
Verkehrsmittel verbessert wird. Neben einer not
wendigen Strukturänderung müssen den ÖBB 
auch d ie dazugehörigen F inanzmittel zur Verfü
gung gestel l t  werden .  

Für  mich als Bahnbenützer zeigt sich, daß die 
Bahn gro ße Anstrengungen unternommen hat, 
um d ie Pünktl ichkeit und den Komfort zu verbes
sern .  Ich möchte die Bahn loben:  Für  mich ist die 
Bahn ein sehr attraktives Verkehrsmittel ,  wenn
gleich e in ige Verbesserungen, beso nders bei Be
leuchtung und Klimaan lage, wünschenswert wä
ren .  

Die Bahn hat Maßnahmen getroffen ,  damit bei 
der E inführung des Nachtfahrverbotes mehr 
Zugsgarniture n  zur Ver ladung von LKW zur 
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Verfügung stehen als vorher. Sie hat auch einen 
Verladebahnhof in  k ürzester Zeit am Brennersee 
gebaut .  

Der Einführungsrabatt zeigt d ie Bereitschaft 
der Österreichischen B undesbahnen zur Zusam
menarbeit m it dem F rächtergewerbe. Ich glaube, 
nun l iegt es an den Benützern der Transitstrecke 
und den interessierten Staaten ,  den guten Wil len  
zu zeigen und auch das Ihre dazu beizutragen,  
damit die Be lastunge n  des Transitverkehrs für 
al le erträgl ich werden .  

Die Bevölkerung ist bereit ,  Veränderungen 
zum Woh le unserer Umwelt zu akzeptieren .  N üt
zen wir die Zeit, Zuku nftslösungen gerade auf 
dem Verkeh rssektor m utig anzugehen. - Ich 
danke für die Aufmerksamkeit. ( Beifa ll bei der 
Ö VP. ) l.fJ)() 

Vizepräsident  Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner ertei le ich Herrn Bundesrat Ve
leta das Wort.  

l.f.()() 
Bu ndesrat losef Veleta (SPÖ , Wien) :  Herr Prä

sident ! Herr Staatssekretär !  Die heute vorl iegende 
Gesetzesnovel le ist notwendig, um,  wie bereits 
besproc hen wurde, das Nachtfahrverbot für alle 
n ic htlärmarmen LKW über 7,5 Tonnen einzu
führen und bedeutet daher eine dazu notwendige 
Maßnahme. 

Ursache, warum es dazu gekommen ist ,  ist vor 
a l lem der Transitverkehr in der Nord-Süd-Rich
tu ng. Dieser Verkehr ist für unser Land, vor al
lem für den westl ichen Tei l  unseres Landes, eine 
Be lastung der dort wohnenden Bevölkerung und 
ist daher zum Problem geworden. 

Als Wiener Sprec her i m  Bundesrat möchte ich 
darauf aufmerksam machen, daß die so erfreul i 
che Öffnung des Ostens in Zukunft auch einen 
Transitverkehr Ost-West bringe n  kann und daß 
daher die heute getroffene und unterstützte Maß
nahme natürl ich  auch Anlaß zur Überlegung ge
ben muß,  wie künftigh in dieses Problem des Ost
West-Verkehrs ge löst werden kann. 

Wie schwierig dieses Problem gerade im Nord
Süd-Verkehr ist, möchte ich doch an ein igen Zah
len aufzeigen :  1 970 wurden etwa 70 Prozent der 
Güter auf der Schiene befördert und nur 30 Pro
zent auf der Straße. Heute ist es fast umgekehrt: 
30 Prozent der Güter werden auf der Schiene be
fördert und 70 Prozent auf der Straße. Das unter
streicht, glaube ich, a uc h  d ie Wichtigkeit des Pro
blems. 

Ergänzen d  möchte ich sagen, daß d ie Lösung 
d ieses Problems bereits im Regierungsprogramm 
und i m  Arbeitsübere inkommen besonderen Stel
lenwert eingenommen hat. Herr Bundesrat Hol
zinger hat ja in  seiner Wortmeldung erwähnt, daß 

bereits 1 986 d ie Europäische Gemeinschaft von 
diesem Problem,  das gerade unser Land betri fft, 
informiert wurde. 

Aufgrund d ieser Aufnahme in  das Arbe itsüber
einkommen der Koal itionsregierung hat Ver
kehrsmin ister Streicher nicht nur ein Nachtfahr
verbot a usgesprochen, sondern auch e in Transit
verkehrskonzept erarbeitet. D ieses Konzept sieht 
e ine Reihe von notwendigen Maßnahmen vor, d ie 
vor al lem dem Ziel dienen, daß mehr G ütertrans
porte auf d ie Schiene verlagert werden .  Dieses 
Ziel sehen auch bere its unsere Nachbarstaaten als 
dringend notwendig an .  Der Herr Verkehrsmini
ster ist heute nicht anwesend. wei l  er bei den ent
sprechenden Verhandlunge n in Italien und in Pa
ris ist. Vor allem Ital ien anerkennt die Notwen
digkeit des Ausbaues der Möglichkeiten des Gü
terverkehrs auf der  Schiene, der d ie notwendigen 
Voraussetzungen für e ine Lösung schaffen kann .  

Dieses gesamte Verkehrskonzept. das ich heute 
nicht darlegen möchte, dient sowohl  der Erhal
tung und der Sicherung des Umweltschutzes als 
auch der Verringerung des Energieverbrauches, 
aber auch der Verkehrssicherheit überhaupt. 

Ich glaube daher, daß das in diesem Konzept 
enthaltene Nachtfah rverbot für nicht lärmarme 
LKW nur e ine von vielen Maßnahmen darste l lt ,  
eine Maßnahme, d ie von der Bevölkerung, aber 
auch durch e instim m ige Besch lüsse von den ver
sc h iedenen  Landtagen - mein Vorredner hat es 
be reits erwähnt - verlangt wurde. Daher stellt es 
e inen entscheidenden Te i l  des Gesamtkonzeptes 
dar. 

Natürl ich wei ß  jeder, daß der Transitverkehr 
n icht nur ein Problem unseres Landes ist , sondern 
daß es sich h ier um ein gesamteuropäisches P ro
blem handelt. Bundesmin ister Stre icher hat daher 
in e in igen Verhandlungen mit der EG d ie unzu
mutbare Belastung Österre ichs durch den Tran
sitverkehr dargelegt und auch unser Transitver
kehrskonzept bekanntgegeben. Er hat vor allem 
bei dem jetzigen EG-Verkehrskom missär viel  
Verständnis gefunden .  

Daher - das wurde bereits erwähnt  - ist nicht 
nur für Österre ich d ie Ankündigung des Ver
kehrsministers der Bundesrepublik Deutschland, 
Zimmermann, unverständlich, ein Nachtfahrver
bot für österreichische LKW zu verhängen .  Es ist 
deshalb unverständl ich,  wei l  das österreichische 
Nachtfahrverbot nur auf besonders sensiblen AI
penrouten angewandt wird und für al le in- und 
ausländische LKWs g i lt, während das angekün
d igte und,  wie  ich  heute sagen möchte,  hoffent
l ich nicht kommende Nachtfahrverbot in  der 
deutschen Bundesrepubl ik nur für österre ichi
sche LKW ge lten sol l .  
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Ich glaube daher, daß diese Ankündigung des 
deutschen Verkehrsministers der bisherige n  Hal
tung der Europäischen Gemeinschaft wider
spricht, die das österre ichische Nachtfahrverbot 
dem Grunde nach akzeptiert hat. Dementspre
chend - ich brauche d ie Damen u nd Herren nur 
darauf hinzuweisen - berichten auch die heuti
gen Zeitungen.  So wird in  e iner Tageszeitung 
heute von e inem "EG-Rüffel" für Zimmermann 
geschrieben .  

Bundesmin ister Streicher u nd d i e  gesamte Re
gierung möc hte ich auffordern. al les zu tun.  um 
d ie Diskrimi n ierung und die wettbewerbsverzer
renden Maßnahmen der Bundesrepubl ik 
Deutschland zu verhindern. Hier kön nte auch die 
EG, wie es in den Ze itungen berei ts angekünd igt 
ist. beweisen, daß die E inhaltung der getroffenen 
Abkommen, im speziel len des Fre ihandelsab
kommens von 1 972, auch bei al len Staaten durch
gesetzt werden kann .  

Die  Verhängung des Nachtfahrverbotes für 
nicht lärmarme LKW wurde mit den Bundeslän
dern abgesprochen, und es gibt - ich habe es 
bere its erwähnt - einstimmige Landtagsbe
sch lüsse. 

Es ist für mich daher unverständ l ich.  daß laut 
einer Presserneldung vom 20. November der Lan
deshauptmann von Salzburg in e i nem Brief an 
den Bundeskanzler d ie Aufschiebung dieses 
Nachtfahrverbotes ab 1 .  Dezember verlangt hat. 
Die Ausfü hrungen des Herrn Bundesrates Hol
zingel' haben mir dafür e iniges Verständn is ge
bracht,  nur möchte ich in diesem Zusammen hang 
d ie Frage stel len:  Wann sol l  es dann eingeführt 
werden? Nicht nur,  daß es im Regierungsüberein
kommen steht ,  das heißt, daß man e ine solche 
Maßnahme hätte voraussehen können, bedeuten 
a l le Übergangsbestimmungen immer wieder ein 
Hinauszögern der Lösung dieses Problems. 

Wenn d iese Maßnahme des Nachtfahrverbotes 
für die betroffene Bevölkerung eine E rleichte
rung bringen so l l ,  dann m üssen wir  alle geschlos
sen hinter d iesem Teil  eines gesamten Verkehrs
konzeptes stehen. Und was die Frage der Kon
tro l le und Überprüfung betrifft , so hat heute 
Herr Bundesminister Lösc hnak bereits angekün
d igt, daß alles getan wird, um eine entsprechende 
Kontro lle bei der E inführung des Nachtfahrver
botes durchzuführen.  

Das Nachtfahrverbot ist deshalb nur ein Tei l ,  
wei l  es  bloß e inen Schritt auf dem Weg der Um
stel lung nicht  nur von lärmstarken auf lärmarme 
LKW darstel len  sol l ,  sondern auch schadstoffar
me Fahrzeuge im Straßentransport verwendet 
werden sollen .  Herr Bundesrat Wabl  hat darauf 
h ingewiesen ,  daß nicht nur der Lärm das Problem 
ist, sondern daß es auch andere Belästigungen 

und Umweltschädigungen im Gesamtzusammen
hang mit dem Verkehr gibt. 

In dem vorge legten Verkehrskonzept ist vorge
sehen, daß bis M itte der neunziger Jahre eine 
Verkehrslärmentlastung im Transitbereich erfol 
gen so l l .  Dies sol l  dadurch erreicht werden, daß 
ab dieser Zeit nur mehr lärm- u nd schadstoffarme 
P KW und LKW auf österreichischen Straßen ver
kehren sol len.  

Bezügl ich der PKW haben wir in Österreich als 
e ines der wenigen Länder entsprechende Maß
nahmen durch die E inführung des Katalysators 
bereits durchgeführt .  

Was die lärmarmen LKW betrifft , we rden diese 
be reits angeboten.  Wir können in Inseraten in 
verschiedenen Fachzeitungen von de n gro ßen In
d ustriefirmen, die L KW anbieten, auch entspre
c hende Angebote sehen .  und es könnte von ihnen 
auch Gebrauch gemacht werden .  

Ich  glaube also. da ß h ier  e ine  entscheidende 
Maßnahme gesetzt wurde , ein Gesamtverkehrs
konzept zu verwirkl ichen und die an den Transi
trouten wohnende Bevölkerung von einer Lärm
belästigung zu befreien, daß dann aber auch die 
we iteren Schritte dazu erfo lgen sollten.  

Nur Sonntagsreden über den Umweltschutz 
und i.iber den notwendigen Schutz der Bevölke
rung sind zuwenig, es müssen auch Taten gesetzt 
werden. 

Mit dem Nachtfahrverbot ab 1 .  Dezember ist 
e ine solche Tat gesetzt, und daher glaube ic h ,  daß 
wir mit dem Besch luß ,  gegen die Änderung der 
Straßenverkeh rsordnung keinen Einspruch zu er
heben, e ine Voraussetzung schaffen für die 
D urchführung einer wichtigen Maßnahme i m  
Rahmen des Schutzes unserer Bevölkerung. 

Das Ziel muß allerdings sein :  mehr G üter von 
der Straße auf die Schiene. Und das ist auch  in  
d iesem von mir  erwähnten Verkehrskonzept vor
gesehe n. Meine Fraktion wird dem Antrag die 
Zustimmung ertei len.  (Allgemeiner Beifall.) 1 ·+.1 1 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächste 
Wortmeldung: Herr Bundesrat Saliger. I ch  erteile 
ihm das Wort. 

14.L I 
Bundesrat Wolfgang Saliger (ÖVP, Salzburg) : 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geeh rter Herr 
Staatssekretär! Lieber Herr Kollege Wabl !  Ich 
kann ihn jetzt n icht  sehen, möchte aber  i m  Zu
sam menhang mit den von ihm erwähn te n  Benzin
preisen und den Höhen der Benzinpre ise doch 
noch fo lgendes anmerken: Ich meine, daß man im 
Zusammenhang mit dieser Frage das Kind nicht 
mit dem Bade aussch ütten soll ,  weil  ich der Mei
nung bin ,  man sol l  sehr  deutl ich hier e in  Be-
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kenntnis auch zu den Kraftfahrzeugen abgeben .  
Den n  e s  ist für uns als Arbeitnehmer - und neh 
men S ie d iese Begründung auch einmal mit nach 
Hause - schon eine wichtige soziale Entwicklung 
gewesen ,  die wir im Laufe der Zeit mitmachen 
haben können. Ich fühle mich halt doch ganz gut, 
wenn ich mich heute so bewegen kann ,  wie früher 
ein König s ich n icht bewegen konnte. Daher mei
ne ich schon, daß wir es auch für einen sozialen 
Fortschritt halten müssen, das sol len wir auf kei
nen Fall wegdiskutieren .  

Ich meine eher.  wir  so l lten so vorgehen. daß 
wir  umweltverträglichere Angebote schaffen und 
die günstiger machen .  d ie  umweltbe lastenden 
Treibstoffe eher verteuern und dafür die anderen 
günstiger machen .  Das wäre d ie Maßnahme. von 
der ich glaube, daß s ie günstiger wäre . 

Würde man heute Umweltverträgl ic hkeitsana
lysen zu den öffentlichen Stra ßen machen, Klaube 
ich . da ß es weder in  Deutsch land noch in Oster
re ich,  noch in der Schweiz.  noch in Holland. noch 
sonstwo Autobah nbauten geben würde .  Wir wür
den uns nicht mehr we i terentwickeln können in 
dieser Form. Wir  leben nämlich in  einer Zeit. in 
die gewisse i rrationale Elemente eingedrungen 
sind, d ie wir aber aus dieser Zeit nicht wegdisku
tieren d ürfen .  Das m ü ßte man auch sagen. Wir  
sol lten l ieber i n  uns  gehen und das auch präsen
tieren,  daß wir v ie l le icht dieses irrationale Ver
hältnis, das wir manchmal zu unserem Kraftfah r
zeug haben. min imieren ,  daß wir es n icht als den 
zentralen Mitte lpunkt unseres Lebens anschauen 
und daß wir vor a llem Geschwindigkeit und Bru
talität n icht als das Wichtige ansehen. dem wir 
aber heute im täglichen Straßenverkehr un unter
brochen begegnen. 

Es n ützt uns keine Geschwindigkeitsbeschrän
kung, Al le ,  die Autobahnen benützen, wissen das , 
daß sie mehrfach überholt werden,  wenn sie 1 30 
auf den österreichischen Autobahnen einhalten .  
Und  manche denken sich halt dann:  Wenn das so 
der Fall ist, wenn sich n iemand daran hält, dann 
ich auch nicht. Das ist  nur die falsche E inste l lung .  
Ich glaube. wir sollten wieder zu e inem weniger 
emotional  gep rägten Verhältnis zurück kehren. 

Daß wir einen Gro ßte i l  der Belastung aus dem 
Straßenverkehr,  vor a l lem bei den anliegenden 
Grundstücken und bei der damit verbundenen 
Landwirtschaft, haben ,  das ist auch bewiesen .  
70 Prozent der NOx-Emissionen und 8 0  Prozent  
der Koh lenwasserstoffbelastungen stam men aus 
dem Straßenverkehr .  Und dann kommen dazu 
82 Prozent der Lärmbelästigungen.  Das spüre n  
die Menschen , und daher ist e s  wirklich außeror
dentlich notwendig, heute Maßnahmen zu setzen .  
Ich halte das für e in außerordentlich gutes Signal . 

E in  Pol it iker i n  Deutschland hat das als e inen 
Hilferuf der österreichischen Bevölkerung be-

zeichnet, und ich glaube, auch das sol lten wir se
hen :  Es wird anerkannt, international anerkannt, 
daß wir hier Maßnahme n  setzen ,  Maßnahmen,  
die noch nicht vollständig s ind - das ist ja von 
den Vorrednern bereits angefüh rt worden - ,  
aber jedenfal ls setzen wir Maßnahmen i n  d iese 
Richtung, und das wird anerkannt.  Die erste Prio
rität ist der Schutz unserer Lebensqualität, und 
damit besitzt die Umweltpo litik Vorrang. 

Wir haben in  den einzelnen Landesregierun
gen,  in  den e inze lnen Landtagen unsere In itiati
ven dazu vorgelegt . Wir haben das schon sehr 
frühzeitig getan .  Das Bundesland Salzburg ist 
auch e ines der belasteten Bundesländer. Wir ha
ben die Tauern Autobahn,  vor a l lem das Tal Ze
derhaus. Das ist n icht vergleichbar mit den weiten 
Geländen zum Beispiel in Holland oder in N ie
derrhein oder sonstwo in De utsch land. Das sind 
ganz andere Voraussetz ungen bei uns, und die 
Menschen leben unter e iner sch reck l ichen Bela
stung. Da nützen auch Lärmsch utzwände n ichts 
mehr, wen n  man 1 500 m über dem Grund dieser 
Autobahn eine Lärmbelastung von über 80 d B  
hat. Das ist das Problem, m i t  d e m  wir  uns ausein
andersetzen m üssen. Daher ha lte ich es wirkl ich 
für s innvol l ,  erste Maßnahmen i n  der Richtung zu 
setzen .  

Wenn e s  auch manchmal für d i e  Frächter jetzt 
schwer  ist, sich plötzlich umzuste l len  auf neue 
Maßnahmen. so bin ich überzeugt davon .  daß 
eben d iese neuen Maßnahmen auch i n  der Zu
kunft akzeptiert werden können .  Ich nehme ein 
Beispiel ,  das etwas weiter entfernt ist :  Wen n  grie
chische Fernfahrer die Fähre Ancona-Patras ver
wenden .  dann können sie auch während d ieser 
Zeit. während sie mit der Fähre fahren ,  n icht 
Auto fah ren .  und sie warten vorher auf die Fähre ,  
und s ie  m üssen dabei auch e in ige Zeit stehen .  Das 
heißt also , es gibt schon bestimmte Regulative, 
d ie man auch sehen muß.  

Ich glaube auch ,  daß es  aus Arbeitnehmersicht 
ganz gut ist. eine Mögl ichkeit zu bieten, vor al lem 
für die Fernfahrer, e inen ordnungsgemäßen Ab
lauf ihrer Dienstzeiten zu gewährle isten .  

Daß unser Hauptwirtschaftspartner BRD es an
ders sieht, i st  bedauerlich, daß es der Verkehrsmi
nister anders sieht, ist besonders bedauerl ich.  E in  
Problem dabei ist selbstverständl ich ,  daß  e r  nur 
e in  e inseitiges Fahrverbot erläßt. K lüger wäre ge
wesen ,  er hätte e in  Nachtfahrverbot in den ähn
l ich belasteten Bereichen geschaffen für alle, 
nämlich in  Bayern.  Da ist kein Unterschied zwi
schen Bayern,  Salzburg und Tiro!. Dort sind die 
Alpentäler. Das sehen Sie, wenn Sie nach Seefeld 
fahre n  oder i n  den Bezirk  Reutte und von 
Deutschland her kommen. Ich meine, das wäre 
die Lösung gewesen, gemeinsam dabei vorzuge
hen. Ich hoffe, daß die Europäische Gemein
schaft s ich in  dieser F rage engagiert und sagt: 
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Hier müssen wir gemeinsam vorgehen, weil auch 
d ie Kolleginnen und Kol legen in Bayern unter 
ähnlichen Belastungen zu leben haben .  

E s  sind 1 2  000 LKW. d i e  d a  durchrollen p ro 
Tag. Das ist e ine Menge, d ie unvorstel lbar ist. 
Und we nn Sie von Südtirol nach Österreich fah 
ren und in Österreich ist Feiertag und  d ie Autos 
werden auf der Brenner Autobahn abgeste llt .  so 
sehen Sie. daß die Kolon ne bis Franzensfeste 
reicht. Das ist e in Problem. 

Die heutigen Meldungen über den Ausbau der 
Brennerstrecke der E isenba h n  halte ich für au
ßerorde ntlich gut, und wir sol lten hier d ie Priori
täten setzen. Da wird es viel le icht noch beim 
nächsten Tagesordnungspunkt d ie  e ine oder an
dere Frage geben. was denn wichtiger ist .  Ich mei
ne, daß es selbstverständl ich  wichtig ist. dieses 
Transitproblem in den Griff zu bekommen . (Der 
P r ä  s i  d e n  ( übernimmt den Vorsitz. ) 

Eine wesentl iche Sache, die wir jetzt in den 
Griff bekommen können - und da verstehe ich 
die Frächter schon gut - .  ist, daß wir u nbürokra
tisc h abwickeln können, vor allem an den Gren
zen . Es wird daher notwendig sein .  auch  das Per
sonal dort richtig e inzusetzen .  Da ist schon eine 
Vernetzung der Maßnahmen notwendig, damit 
wir d ie Exekutive und den Zoll ordentl ich ausge
rüstet haben .  sodaß eben keine al lzu gro ßen Be la
stungen auch wieder für die Leute. die dort arbei
ten ,  entstehen. 

Die E ntwick l ung der Rol lenden Landstra ße 
wird sicher n icht der letzte P unkt sein .  Ich glaube 
eher, daß wir mehr das Containersystem fördern 
müssen. Ich glaube, daß es notwend iger ist, hier 
Containerverladebahnhöfe z u  schaffen und den 
Nahverkehr i n  d iesem Bereich zu fördern und 
al le anderen Bereiche auf d ie  Bahn zu bringen 
versuchen. 29 zusätzl iche Züge durch das Inntal 
sind ja der erste Beweis, daß es mögl ich ist. 70 
werden zusätzl ich geschaffen .  Wir hoffen,  daß es 
auch ähnl iche Maßnahmen dann für die Tauern
strecke gibt, denn auf der Tauernstrecke haben 
wir e in ähnl iches Problem. 

Die Schadstoffbelastung ist deutlich geworden, 
als es kürzlich einen Aufschrei  der Tiroler Bau
ernschaft gegeben hat über die Dioxinbelastung 
in  der Milch. Das muß uns auch zu den ken geben, 
daß jene, nämlich d ie Ärmsten in  dieser Kette, die 
davon leben, daß sie ihr Feld bestel len,  sich aber 
mit keinem Schritt dagegen wehren können, daß 
es zu Belastungen kommt aus dem Verkehr, der 
durch ihr Land geht.  

Und das ist e ine wesentliche F rage. Wir  sol len 
h ier  auch konsequent vorgehen.  Es ist auch die 
Frage der Emissionen, n icht  nur  des Lärms, die 
zu betrachte n  ist .  Und da m üssen wir sehr konse
quent auch in den weiteren Vorgangsweisen se in .  

I ch  darf hier von dieser Stel le a us noch sagen :  
Wir  haben in  Österreich zwei Rennstrecken,  zwei 
.,Mekkas" des Motorsports. Dort hu ldigen wir 
dem Motorsport, dort huldigen wir der Irrationa
l ität, dort gehen wir h in ,  dorthin kommen Hun
derttausende. I n  Zeltweg s ind's  jetzt n icht mehr 
so vie le ,  aber am Salzburg- Ring s ind 's  viele. Dort 
huldigen wir dem Lärm. Gott sei Dank ist es uns 
in Salzburg durch eine I nitiative jetzt gelungen ,  
e inmal deutl ich zu machen.  daß durch d iese bei
sp ielgebende Vorgangsweise sicher der Straßen
verkehr und die E ntwicklung des Straßenver
kehrs nicht in jener Weise gefördert werden ,  wie 
wir uns das vorstel len. Es ist einer Bürgerinitiati
ve ge lungen, deutl ich zu machen ,  daß da auf un
rechtmäßigem Boden etwas gestaltet wird, von 
dem wir  meinen. daß es in der Zukunft n icht 
mehr Basis sein  so ll ,  näml ich Irrational ität im 
Straßenverkehr. Ich hoffe, daß es auch konse
quent in der Verkehrspo litik .  in der Politik der 
So rge um den B ürger weitergeht.  

Ich darf noch eine notwendige Konsequenz an
merken, auch w ieder mit einem regionalen Bei
spiel ,  we i l  es mein Anl iegen, unser Anliegen ist. 
Wir haben in Salzburg mitten in der Stadt einen 
Flughafen ,  der sich ständig ausweitet, der ständig 
auswe iten möchte, und das unter dem Schutz des 
Bundes . versc hiedener anderer I nteressenten,  und 
der uns dann weismacht, daß er  die lärmenden 
Flugzeuge jetzt nicht mehr landen und starten 
läßt. aber die le isen al le .  Wer vo n Ihnen hier im 
Haus e in  "le ises" Flugzeug gehört hat, der möge 
daran denken, wie konsequent d iese Vorgangs
weise ist. 

Ich meine, hier müssen wir uns zur Wehr  set
ze n .  Der erste Schritt ist mit einem Nachtfah rver
bot getan .  Es war sicherl ich nicht der letzte. (All
gemeiner Beifall. ) N.�� 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesrat Stri mitzer. Ich erteile es ihm.  

J.!..::'� 

Bundesrat Dr .  Mart in Strimitzer (ÖVP, Tiro l) :  
Herr Präsident!  Meine seh r  geeh rten Damen und 
Herren !  Keine Sorge, ich möchte das Thema 
Nachtfahrverbot, das ja von den Vorrednern und 
insbesondere von meinem Kollegen laud so ein
drückl ich im besonderen bezügl ich der notwendi
gen E ntlastung der Bevölkerung des I nn- und 
Wipptales behandelt worden ist, nicht noch ein
mal in der ganzen Breite behandel n .  

Lassen Sie m i c h  n u r  wiederholend feststel len,  
was auch Landeshauptmann Partl und, wen n  ich 
mich recht erin nere, auch der Herr Verkehrsmi
n ister Streicher schon gesagt haben :  Dieses 
Nachtfahrverbot richtet sich gegen niemanden, 
sondern d ient ausschl ießl ich der lärmgeplagten,  
gesundheitsgefährdeten u nd sch lafgestörten Be-
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völkerung, und es sol l  als Signal in Europa ver
standen werden .  

Herr Kollege Veleta! Ich stim me mit I h nen vö l
l ig überein in bezug auf die Beurte i lung dessen ,  
was vom deutschen Verkehrsmin ister Zimmer
man n  an Retorsionsmaßnahmen vorgesehen wor
den ist , und ich freue mich mit Ihnen darüber, 
daß selbst die Europäische Gemeinschaft nun 
sehr  k lar zum Ausdruck gebracht hat, daß es sich 
dabei um e ine d iskriminatorische Maßnahme 
handelt, eine Maßnahme, die u nter Umständen 
sogar von der EG selber vor den Europäisc hen 
Gerichtshof gebracht werden würde. 

Ich möchte in dieser Debatte nur nicht uner
wäh nt lassen ,  sondern auch namens meiner Frak
tion dankbar festhalten ,  daß die Österreichischen 
Bundesbahnen in den letzten Jahren, Monaten 
und Wochen viel dazu beigetragen haben, um 
eine Verlagerung der Straßentransporte auf die 
Sch iene zu ermöglichen . Es hätte fre i l ich schon 
früher viel mehr geschehen können, meine Da
men und Herren vo n der sozial istischen Fraktion ,  
wen n  S ie mir  das als Randbemerkung zu sagen 
gestatten. (Bundesrat D r 0 c h 1 e r: Aber nur als 
Randbemerkung.') Sie hätten es ja durch 1 6  Jahre 
sozial istischer Alle inregierung beziehungsweise 
sozial istisch-freiheitl icher Koalit ion durchaus in 
der Hand gehabt . . , ( Zwischenruf des Bundesrat 
Dr. 0 g r i s. ) Herr Professor! Sie hätten es jeden
falls zweifel los in  der Hand gehabt, das, was Sie 
heute als Versäumnisse der Vergangenheit  bek la
gen ,  damals schon in d ie Tat umzusetzen.  (Bull
desrat Dr, 0 g r i s: Aber da hätten Sie ganz ande':,s 
gesprochen.' - Weilere ZH'ischenrufe bei der SPO, 
- Bundesrat P i  c h l e r: Es ist Ihrer geschätzteIl 
Aufmerksamkeit sicher nicht entgangen. daß bei 
den ÖBB 1 9 75 ein enormer Nachholbedarf \'Or
handen war. weil 1 945 bis 1 970 , . .  ) Herr Kolle
ge ! Mir ist gar nichts entgangen !  

Herr Kollege! Ich darf Ihnen nur vie l leicht in 
Er innerung rufen ,  we lche Aussagen von Ihren 
se inerzeitigen früheren Verkehrsmi n istern ge
troffen worde n  sind, und zwar weit zurück in die 
siebziger Jahre, wie man die Bahn ausgestalten 
wil l ,  wie man die Verlagerung, i n  welchen Zeit
und Jahresetappen, von der Straße auf d ie Schie
ne machen will .  Bitte, al l  d iesen Aussagen ist se i
nerzeit keinerlei Tat gefo lgt. (Bundesrat 
P i e  h I e r: Und ist nicht viel geschehen?) 

Herr Kol lege ! Ich würde sagen, lösen wir uns 
nunmehr von der Vergangenheit .  (Bundesrat 
K 0 f'l e C n y: Bravo.' A ber Sie haben angefangen.' 
Nur �venn Sie sich von der Vergangenheit [ösen, 
I·vird 's schwierig, denn Zukunft haben Sie keine.') 
Ich habe ja ohnehin gesagt, ich stehe gar nic ht an,  
den Bundesbahnen dafür zu danken,  daß s ie in  
der letzten Zeit ,  viel leicht sogar begin nend mit 
dem Jahre 1 986 - und ich darf sehr woh l  den 
E intritt unserer ÖVP in  d iese Bundesregierung 

als zeit l iches Anfangssignal werten - wirk l i ch  
v ie l  geschehen ist. 

So sind etwa, abgesehen von dem Tunnelan
sch lag für d ie Südumfahrung Innsbruck - e i n  
Problem, das allerd ings in  d e n  Bereich des Hoch
le istungsstreckenproblems h i neinreicht - !. auf 
der österreich ischen Brennerstrecke al le OBB
Tunnels auf eine Eckhöhe von 4,05 m erweitert 
worde n. Wei l  aber leider d iese Maßnahme alle i n  
nicht gere icht hat, u m  eine durchgehende Beför
derung von Lkw auf der Brennerschiene von dem 
EG-Land Deutsch land in das EG- Land Ital ien zu 
ermögl ichen, wei l  die Ital iener eben ihrerseits 
noch lange nicht soweit sind. um auf i hrer Berg
strecke d iese Tunnelprofile bere itzustel len,  hat 
man österreichischerseits in  zwei Monaten . . .  
(Bundesrat S c  h a c h n e r: Ja. ja, der alte Magna
go IUll hale auch einiges verschlafen.') Ich  wei ß  
nicht. ob das eine Frage des alten Magnago ist, 
Herr Ko llege. Da muß  ich schon sagen ,  daß das 
Land Südtirol mit dem Ausbau des Schienennet
zes in  Südtirol selber überhaupt nichts zu tun hat, 
daß das keinerlei Kompetenz des Landes ist. 

Hoher B undesrat !  Man hat jedenfal ls se itens 
der Österreichischen Bundesba hnen - Herr Kol
lege Jaud hat kurz darauf h ingewiesen - in  zwei 
Monaten - und das möchte ich wirklich anerken
nend festhalten - mi t  einem Kostenaufwand von  
rund 1 00 Mi l l ionen Sch i l l ing einen Verladetermi
nal auf dem Brennerpaß geschaffen ,  der es e r
möglicht, von Ita l ien  kommende Lkw auf d ie  
Bahn aufzunehmen beziehungsweise aus der 
BRD mit der Bahn ankommende auf die Straße 
auszuladen. 

Leider ist in beiden Fällen - auch das m u ß  
gesagt werden - mangels anderer Mögl ichkeiten 
Ingolstadt Ausgangs- beziehungsweise Ziel punkt 
dieses Huckepackverkehrs. Natürl ic h  b leibt abzu
warten,  i n  welchem Umfang diese Möglichkeit ,  
d ie von Österreich z usätzl ich durch e ine sehr ku
lante Tarifpolitik u nterstützt wird ,  in Anspruch 
genommen werden wird. Theoretisch wäre es 
�öglich, von den b isher etwa 800 pro Nacht auf 
der Straße verkehrenden Lkw 1 00 bis 1 50 auf d ie  
Schiene zu ver lagern ,  e ine sehr beachtens- und 
begrüßenswerte Aktion. 

Ob d iese Aktion in Anspruch genommen wird, 
hängt fre i l ich am B renner zusätzlich auch noch 
bei der E inre ise ganz ohne Zweife l  davon ab, ob 
es den Organen der Zollverwaltung gel ingt, e ine 
Aussonderung der gewissermaßen h uckepackwil
l igen Fahrzeuge überhaupt zu  ermöglichen. Denn 
wen n  es e inen unentwirrbaren Stau geben sol lte ,  
dann ist natürl ich aller gute Wil le vergebens. 

Ich möchte aber in d iesem Zusammenhang -
le ider Gottes ist weder der Herr Verkehrsminister 
noch der Herr Staatssekretär mehr anwesend, wo
bei ich , damit n ic ht der E indruck entsteht, ich 
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würde Krit ik  üben,  anerkenne, daß beide aus ge
rechtfertigten Gründen abwesend sind - e ine wie 
mir  scheint doc h sehr  bedeutsame Frage an den 
Herrn Bundesminister richten. wobei ich anneh
me, daß i hm diese m itte ls Protokoll zugehen 
wird. 

Meine Damen und Herren !  Es  ist ja Aufgabe 
der Zollverwaltung, d ie Zol labfertigung durchzu
führen. Die Zollverwaltung hat aufgrund interna
tionaler Vere inbarungen ,  i nternationaler  Abkom
men, die die Grenzabfertigung in Europa rege ln .  
die Transitabfertigung zusätzl ich auch während 
der Nacht du rch zuführen. 

Die Zol lverwaltung hat an und für sich keine 
gesetzl iche Möglichkeit oder Befugnis. d ie Wei
terfahrt e ines ordnungsgemäß abgefertigten 
Fahrzeuges in das Zol lgebiet zu verhindern .  Es ist 
sowohl am Brenner als auch in K iefersfelden bei 
den jeweil igen österreichischen Zollämtern ein 
sogenannter Landesd ienst e ingerichtet, der auch 
Verkehrsaufsichtsbefugnisse hat. Am Brenner 
sind es sogar - das darf ich nebenbei bemerken 
- Zol lorgane,  die d iese Befugnisse . zu denen 
auch die Organmandatsermächtigung zäh lt. ge
wissermaßen in Personalunion ausüben. 

. 

Es wird an sich bei den beiden großen Grenz
übergängen Brenner und Kiefersfelden zu ke inen 
Ko nfl ikten zwischen den Möglichkeiten und Auf
gaben der Zol lverwaltung e inerseits und jenen 
der Straßenverwaltung andererseits kommen. 
aber ich habe d ie ernste Sorge. daß sich bei den 
übrigen Grenzübergängen Probleme größerer 
Art auftun. Ich denke in d iesem Zusammenhang 
etwa an die grö ßeren Übergänge Nau
ders/Resc hen-Paß, Achenk irch, P inswang, und 
ich hätte an den Verkehrsminister d ie Frage rich
ten wollen, ob er sich darum bemühen wird, bei 
d iesen Grenzübergängen überal l Gendarmerieor
gane einzusetzen , oder - was angesichts der no
torischen Personalnot der Bundesgendarmerie 
eher wahrscheinl ich ist, daß eben diese nicht im
stande sein wird .  überall tätig zu werden - ob er 
sich bemühen wird, im E invernehmen mit  dem 
Bundesminister ium für F inanzen dafür zu sor
gen .  daß auch bei den übrigen Grenzübergängen 
die Zol lorgane m it Verkehraufsichtsbefugnissen 
ausgestattet werden .  

E ine Antwort auf diese Frage scheint mir  wirk
lich von wesentl icher  Bedeutung für die Durch
setzbarkeit des Nachtfahrverbots zu sein,  denn so 
besonders s innvol l  wird es nun ja wirkl ich n icht 
sein ,  wenn eine Gendarmeriestreife einen Fahrer, 
der das Nachtfahrverbot übertritt, i rgendwo im 
In land aufhält und bestraft . Es wird ja doch wohl 
besser sein ,  wen n  man eben gleich an der "Quel
le" des Transitverkehrs, eben bei den Grenzüber
gängen, dafür sorgt, daß das Nachtfah rverbot 
n icht  übertreten werden kann beziehungsweise 
daß d iese Fahrzeuge nicht weiterfahren. 

Noch eine weitere F rage habe ich mir  vorberei
tet gehabt für den Herrn B undesmini ster, e ine 
Frage, die für die leidgeprüfte Bevölkerung Tirols 
vo n wirkl ich hohem Stel lenwert ist. Ich wollte ihn 
b i tten. mir  zu bestätigen - und ich hoffe. daß er 
das noch  tun kann und wird - ,  daß d ie s inngemä
ße Aussage einer Woche nzeitung, er, Verkehrs
rninister Streicher. hätte den ita l ienischen Fräch
tern, um sie gewissermaße n  ruhigzustel len,  eine 
Aufstockung ihrer Transitkontingente in erhebl i
chem Ausmaß - es ist von 30 000 die Rede gewe
sen - zugesagt, nicht den Tatsachen e ntspricht. 
(Bundesrätin Dr. 5 c h m i d t: Das möchte ich 
auch wissen.') 

Ich wiederhole: Mir  sc heint die Beantwortung 
dieser Frage fü r die Bevölkerung Tirols von gro
ßer Bedeutung zu sein .  - Ich danke Ihnen für 
Ihre Aufmerksamkeit. (Allgemeiner Beifall. ) / ·1.35 

Präsident: Als nächster hat sich Herr Bundes
rat Ing. Ludescher zu Wort gemeldet. Ich ertei le 
es ihm.  

J..I.35 

Bundesrat Ing. Georg Ludescher (ÖVP, Vor
arlberg) : Herr Präsident !  Werte Kolleginnen und 
Kol legen !  Die bisherigen Debattenbeiträge be
treffend E inführung zum Nachtfahrverbot fü r 
LKW über 7.5 Tonnen ab 1 .  Dezember 1 989 deu
ten durchaus eine Zustimmung an und sehen d ie 
Notwendigkeit dieser Maßnahme an.  

Ich möchte mich dem anschl ießen.  daß diese 
drastische Maßnahme notwendig ist, um ein ge
nerel les Umdenken in der ganzen Verkehrssitua
tion überhaupt erreichen zu können. In der heuti
gen arbeitstei l igen Wirtschaft werden viele Güter 
zu den Arbeitsmärkten und wieder zu den Ver
brauchermärkten transportiert. H ier m üssen uns 
neue Ideen einfal len ,  wie das unproblematischer, 
wie das besser geschehen kan n ,  beziehungsweise 
welche Transporte überhaupt vermieden werden 
können . 

Das gegenständl iche Nachtfahrverbot wurde i n  
erster Linie zur E indämmung des Nord-Süd
Transits e ingeführt. Getroffen wird damit aber 
am aller härtesten die Vorarlberger Wirtschaft; 
Vorarlberg ist somit  vom östlichen Bereich Öster
reichs während der ganzen Nacht abgetrennt. Da 
trifft es viele, viele Versorgungsbetriebe ganz be
sonders drastisch.  Ich verweise nur auf Backwa
renbereiche. auf eine Firma, die zum Beispiel 
75 Prozent ihrer  Gesamterzeugung in Bereiche 
östlich von Tirol l iefert. Weiters andere Firmen 
im Lebensmittelbereich, deren Waren nicht unbe
dingt als d irekt verderbl iche Waren gelten,  aber 
doch in der Früh frisch be im Kunden sei n  sol len. 
Da gibt es Riesenprobleme, wen n  nicht wenig
stens geringe Ausnahmekonti ngente für d iese 
Produkte ermöglicht werden .  
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Als Forderung stel lt  die Vorarlberger Wirt
schaft, daß Lebensmitteltransporte generel l  von 
diesem Nachtfahrtverbot ausgenommen und daß 
die " rol lende Landstraße" , d ie bis jetzt immer 
noch nicht möglich war, angeboten wird.  Es wäre 
zu m Beispiel bei der Destination von Schönwies 
nach Wels e ine großartige E ntlastung der ganzen 
Ost-West und West-Ost-Straßenverbindung, 
wenn dort die LKW auf den Zug auffahren könn
ten ;  von Vorar lberg aus ist das jetzt leider noch 
n icht möglich.  Es haben sowoh l  der Verkehrsmi
n iste r als auch Dr .  Übleis gesagt. daß vie lleicht ab  
1 99 1 die  Tunnelerweiterung des Arlbergs möglich 
ist und daß dann erst e ine "rol lende Landstra ße" 
auch ab Vorarlberg mögl ich se in  wird.  

Bis jetzt werden aber 50 Prozent al ler Trans
po rtgüter von Vorarlberg nach Ostösterreich be
reits auf der Sc hiene ge l iefert .  Von Bahnseite her 
wird erklärt, da ß wesentlich mehr momentan 
kaum mögl ich sein  wird. Es kann also die Bahn 
im Moment nicht als Alternative für a l le gelte n .  
E inige Ausnahmebestimmu ngen wären daher 
vonnöten, und ich hoffe , daß d ies auch der Fal l  
sein  wird. - Danke. (Allgemeiner Beifall. ) 14 . ..JO 

Präsident: Weitere Wortmeldu ngen l iegen 
nicht vor .  

Wü nscht noch jemand das Wort? - Es ist d ies 
n icht der Fal l .  

Wird von der Berichterstattung e in  Sc hlu ßwort 
gewünscht? - Dies ist auch n icht der Fal l .  

Wir kommen zur Abst immung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der BU/l
desrat mit Stimmeneinhelligkeit. gegen den Geset
zesbeschluß des Nationalrates k e i n e n E i n 
s p r u c h zu erheben. 

10. Punkt: Beschluß des Nationalrates vorn 
9.  November 1989 betreffend ein B undesgesetz, 
mit dem das Hochleistungsstreckengesetz geän
dert wird (Hochleistungsstreckengesetz-Novelle 
1989) (2871 A-H-8824 und 1076/NR sowie 
3755/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 1 0. Punkt der Ta
gesordnung: Hoch leistungsstreckengesetz-Novel
le 1 989. 

Die Berichterstattung hat Frau Bundesrat Or. 
E l isabeth Hlavac ü bernommen. Ich bitte sie um 
den  Bericht. - F rau Bundesrat H lavac ist nicht 
im Saal .  

Ich bitte den Ausschußvorsitzenden, Herrn 
Bundesrat Norbert Pichter ,  in  Vertretung von 
Frau Bundesrat H lavac den Bericht zu  e rstatten .  

Berichterstatter Norbert Pichler: Hohes Haus! 
D ie Ertei lung der Aufträge an die E isenbahn-

Hoch le istungsstrecken-AG, best immte Hoch lei
stungsstreckenvorhaben zu planen beziehungs
weise zu bauen ,  erfo lgt nach § 8 Abs. 1 des Hoch
leistungsstreckengesetzes durch den Bundesmin i
ster für öffe nt liche W irtschaft und Verkehr im 
Ei nvernehmen mit  dem Bundesminister für Fi
nanzen.  Für  einzelne Projekte der ersten Phase 
der "Neuen Bahn" , wie sie mit Verordnung der 
Bundesregierung vom 4. Juli d ieses Jahres zu 
Hochleistungsstrecken erk lärt wurden ,  kam es 
demgemäß am 1 4. Ju l i  d ieses Jahres zu e iner 
Ü bertragung an d ie E isenbahn-Hoch leistungs
strecken-AG d urch den B u ndesmi nister für öf
fentliche Wirtschaft und Verkehr im Ei nverneh
men m it dem Bundesminister für F inanzen.  Wei
tere Schritte zu einer Real isierung der notwendi
gen Ylodernisierung der E isenbahn infrastruktur 
so llen nach  Abschluß der Planungsphase vor der 
Übertragung zum Bau durch die Gesel lschaft im 
Hinbl ick auf die gesamtwirtschaftl ichen Auswir
ku ngen dieser Projekte e iner Beurte i lung durch 
die Bundesregierung bedü rfen.  Zu d iesem Zweck 
sol l  mit diesem Besch luß des Nationalrates nach 
Abs. 1 ein e ntsprechender neuer Abs. 2 in  den 
§ 8 des Hochleistungsstreckengesetzes eingefügt 
werden ,  wobei die Formul ierung der folgenden 
Bestimmung (derzeit Abs. 2,  künftig Abs. 3) ent
sprechend zu adaptieren ist. 

Der Ausschuß  für öffentliche Wi rtschaft und 
Verkehr hat d ie gegenständl iche Vorlage in  seiner 
Sitzung vom 2 1 .  November 1 989 in  Verhandlung 
genommen und mehrstimmig besch lossen ,  dem 
Hohen Hause zu empfehlen.  keinen Einspruch zu 
erheben.  

Als  Ergebnis seiner Beratung stel lt  der Aus
sc huß für öffentl iche Wirtschaft und Verkehr 
den A n  t r a g , der Bundesrat wol le besch l ießen:  

Gegen den Besch luß des Nationalrates vom 
9. November 1 989 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Hochleistungsstreckengesetz (Hoch
leistungsstreckengesetz-Novelle 1 989) geändert 
wird, wird ke in E inspruch erhoben .  

Präsident: Wir  gehen in die Debatte e in .  

Zum Wort gemeldet hat sich Herr B undesrat 
Siegfried Sattlberger. Ich ertei le ihm dieses. 

I..JA..J 
Bundesrat Siegfried Sattlberger (ÖVP, Ober-

österreich) :  Herr P räsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Hoher B undesrat! Das 
Hochleistungsstreckengesetz wird nove l l iert ,  und 
ich möchte, bevor ich zu meinen e igentl ichen 
Ausführungen komme, gleich anmerken, daß d ie 
ÖVP-Fraktion d iesem Gesetz d ie Zustimmung 
ertei len wird. 

Da wir hier i n  der Länderkamme r  sind ,  ist es 
angebracht, im Bereich der Zukunftsplanung be
züglich E isenbahn e inige Dinge aufzuze igen .  Ich 
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b itte daher, da der Herr Bundesminister für heute 
entschuldigt ist, die hohe Beamtenschaft, wei ter
zuleiten ,  welche Anliegen wir von Oberöster
reich, im besonderen von der Region Kirch
dorf/Selzthal haben .  

Wir w issen zwar, daß das Hochle istungsstrek
kennetz einen Teil von Oberösterreich,  u nd zwar 
von St. Pötte n  in N iederösterreich b is nach Att
nang-Puchheim betrifft, doch der Werm utstrop
fen dabe i ist der, daß eine Regio n, daß e in  Durch
zugsgebiet von Linz bis Selzthal, b is  nach Graz 
und darüber h inaus in den südlichen Rau m  total 
dabei ausgelassen wurde. 

Wir haben schon e inmal darüber gesprochen ,  
und ich gönne es  den Ste irern, lieber Norbert 
P ichler, daß man. wie man in  Zeitungen lesen 
konnte ,  d ie Strecke Steyr - Linz i n  30 Minuten 
mit  der E ise nbahn ab dem Jahre 1 99 1  wird bewäl
tigen können.  Es werden 31 Mil l ionen Schi l l ing 
für d iese Region investiert. Das wurde durch eine 
Bürgerinit iative erreicht, d ie das seit langem ge
fordert hat. Wahrschein l ich  ist das so zu verste
hen, daß dort jetzt n icht die "Neue Bahn" 
kommt, sondern daß dort Verbesserungen vorge
nommen werden .  

Es i s t  ja auch so, daß dieses gesamte Gebiet von 
Linz weg bis  in  diesen eben erwähnten Raum 
überhaupt noch n icht in  der Planung berücksich
tigt wurde.  Ich ersuche daher, daß neben dem 
Ausbau der Phyrn Autobahn auch die Phyrn 
Bahn i n  d ie  Steiermark fährt, und zwar schnel l  
fährt. 

Ich glaube, es ist notwendig, daß auch d iese 
Strecke attraktiv gestaltet wird, daß das zumin
dest in  nächster Ze it gep lant wird.  Es wurden von 
allen pol itischen Parteien Oberösterreichs, eben
so vom oberösterreichischen Landtag an die Bun
desbahndirektion und das Bundesministerium für 
Verkehr d iesbez ügliche Schreiben gerichtet, d ie 
den Ausbau d ieser Strecke betreffen .  

Dazu e i n  paar Sätze. Es ist mir sc hon k lar, daß 
eine zweigleisige Strecke jetzt momentan nicht in  
Frage kommt, aber um den Verkehr attraktiver 
gestalten zu kön nen,  müßte es doch möglich sein ,  
daß,  zumindest was den Taktverkeh r  anlangt -
ich hoffe , Norbert, daß ich das so richtig gesagt 
habe - ,  d ieser Bereich Berücksichtigung findet. 

Wir wissen ,  daß es auf der Strecke entlang der 
Phyrn Bahn sehr  viele Todesfälle im laufenden 
Jahr gab , den n  dort befinden sich gefä hrl iche 
Bahnübergänge . Es betrifft das e in ige Übergänge 
i m  Bereich der Bundesstraße 1 3 8 und im Bereich 
von sechs Landstraßen. Es ist daher notwendig, 
auch d ieses Gebiet verkehrspol itisch zu  berück
sichtigen .  

Die  Rol lende Landstraße wurde h ier  angespro
chen .  In Wels ist ja vor e in iger Zeit der große 
Termi nal  eröffnet worden ,  und dabei hat man uns 
zugesagt, daß e ine Verladestation auch für d iesen 
Bereich gebaut  wird. aber bis heute ist leider 
n ichts geschehen .  

Man kommt,  wenn man von Passau oder von 
der CSSR kommt, wesentlich schneller in den 
Grazer Bereich ,  wen n  man über Linz fährt, als 
über die Strecke Linz - Selzthal - Graz. Daher 
bitte ich noch e inmal, u nser Anl iegen zu berück
sichtigen.  

Mei ne sehr geehrten Damen und Herren !  Ho
her Bundesrat! Wenn wir schon e in  europäisches 
Hoch leistungsstreckennetz - so wie es der Herr 
Bundesmin ister bei einer der letzten Bundesrat
sitzungen gesagt hat - planen, dann müssen wir 
doch  dazu sagen ,  daß wir zwar für Hochleistungs
streckennetze sind, daß aber auch diese Strecke, 
d ie derzeit total unattraktiv ist, i n  die Planung 
miteinbezogen wird. 

Zur "Neuen Bahn" wird wahrscheinl ich Kolle
ge Norbert P ich ler e iniges sagen .  Nur sov iel :  Wir 
aus dem Gebiet Linz - Selzthal - Graz würden 
sogar bei der " Neuen Bahn" baul iche Verspätun
gen in Kauf nehmen. wenn wir zumi ndest, was 
den Taktverkehr betrifft, Berücksichtigung fän
den. 

Zum Sch luß  noch zwei Anmerkungen. Wir ha
ben im Zusammenhang mit der Erste l l ung des 
Fahrplanes - es wurde das auch an das Ministeri
um und an die Bundesbah ndirektion we itergelei
tet - darauf h ingewiesen,  daß die Zugsverbin
dungen in  u nserer Region sehr schlecht sind. 
Dazu e in  Beispie l .  

I m  Bezirk Kirchdorf g ibt  es  rund 4 000 Schüle
r innen beziehungsweise Schüler.  Es gibt weiter 
1 2  200 Pendler, die von Kremsmünster b is Win
d ischgarsten pendeln ,  und jetzt wurde ein Zug 
e ingeste l lt ,  der für d iese Schüler, und für d iese 
Pendler geeignet wäre . Dieser Zug ist um 
1 2 .24 U hr in Kirchdorf abgefahren und hat Win
d ischgarsten beziehungsweise Linz erreicht. 

Was wurde aber da gemacht? - Zuerst wurde 
d ieser Zug e ingestel lt ,  aufgrund einer Interven
tion wurde der Zug - ich hoffe, die Nummer 
stim mt, , ,3960" heißt d ieser Zug - selbstver
ständl ich wieder in Betrieb genommen, jedoc h 
mit dem U ntersch ied, daß jetzt die Fahrmögl ich
keit für Schüler und Pendler n icht  besteht, wei l  
der Z u g  bereits u m  1 2 . 0 1  Uhr fährt, also nicht 
mehr zu der Zeit, zu der er früher gefahren ist. 

Mei ne sehr geehrten Damen und Herren!  Ho
hes B undesrat! Ich glaube kaum, daß ein Schü ler, 
der um 1 2  Uhr  aus hat, oder ein Pendler, der um 
1 2  Uhr  vom Betrieb nach Hause geht, d iesen Zug 
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erreichen kan n. Ich w ürde daher schon ersuchen, 
wen n  solche Schreiben oder Anl iegen von der Re
gion und von der Bevölkerung kommen,  daß wir 
d iese auch im Bereich des Fahrplans berücksichti
gen .  

In  diesem Sinne stimmen wir  d iesem Hochlei
stungsstreckennetz seh r  gerne - trotz der Ver
spätungen .  die es ab und zu von Linz herunter 
gibt - sehr gerne zu.  ( Beifall bei der Ö VP und bei 
den Bundesräten der SPÖ. )  J..I.51 

Präsident: Als nächster hat sich Herr Bundes
rat Norben Pich ler zu Wort gemeldet. Ich erteile 
es ihm. 

/ .J.5:}, 
Bundesrat Na rbert Pichler (SPÖ. Oberöster

reich ) :  Sehr geehrter Herr Präsident!  Hoher Bun
desrat! Meine sehr geschätzten Damen und Her
ren ! Bevor ich mich mit dem Thema Hochlei
stungsstreckengesetz-Nove l le beschäftige , noch 
einige Anmerkungen zu dem vorher behandelten 
Thema Nachtfahrverbot. 

Die Diskussion über das Thema Nachtfahrver
bot hat gezeigt, daß man von der Wi rtschaft her 
noch überhaupt nichts gelernt hat und dem The
ma Umwelt keinerlei  Bedeutung beimißt, son
dern aussch l ießl ich (Bundesrat H o l 
z i Il g e r: Bei der Bahn.' )  Beim Thema Nachtfahr
verbot hat die Wirtschaft, Herr Kollege - ich 
möchte es noch einmal wiederholen - überhaupt 
noch nichts ge lernt, und ihre Programme und 
ihre Zielsetzungen zielen ausschl ießl ich auf einen 
Gewinn, auf ihr  Verdienst ab.  Es ist Ih r Gewerbe. 
ich verstehe das, aber das Thema Umwelt sche int 
bei den Ü berlegungen kaum E inzug gefunden zu 
haben. (Bundesrat H o l z i n  g e r: Das ist eine Un
slerstelllll1g. Herr Kollege.' . . . . die ich ganz ener
gisch zurückweise.') 

Herr Kol lege ! Ich möchte sagen :  sonst würde 
man stärker bemüh t  sein .  das Thema Umwelt 
ernster zu nehmen. denn al le Wissenschafter ha
ben schon eindringlichst vor den Folgen dieser 
Verkehrsentwicklung gewarnt. E in  Beispiel zum 
Verkehrssektor  sei h ier  angeführt.  

Wenn wir heute noch im Straßenverkeh r das so 
verteufelte Auto mit dem Treibstoff Benzin oder 
Diesel betreiben, so ist das auch  e ine Fehlent
wick lung, den n  - ich bin davon überzeugt -
man hätte längst auf andere Energieque l len um
ste igen können, hätte man nur  gewol lt  und diesel
be Kraft und denselben Aufwand an Forschung in  
eine Alternativenergie gesteckt. 

Es war vor e inem halben Jahr e ine Tagung der 
E-Wirtschaft im Tech nischen M useum in Wien .  
Dort wurden Alternativen zum derzeitigen Kraft
fah rzeug, zum benzinbetriebenen Kraftfahrzeug 
vorgestellt - Thema: E lektroauto . ( Zwischenruf 
bei der Ö VP. ) 

Es steht  im Tec hnischen Museum ein Etektro
Porsche - ich bitte, ihn zu besichtigen - ,  dieser 
ist genau 1 00 Jahre alt. Die Daten d ieses Autos 
sind besser als die heute vorgestel lten: Reichweite 
1 00 km, Fahrgeschwindigkeit 1 00 k m/h o Keines 
der derzeit vorgestel lten E lektromobi le b ringt 
d iese Werte. Das a ls Beweis dafür,  wie wenig man 
auf d iesem Gebiet geforscht hat und wie engstir
nig oder e inseitig man in d ie Entwick lung unseres 
heutigen Automobi ls gegangen ist. ( Z'.i'ischenrufe 
bei der Ö VP. ) 

Geschätzte Kol legen !  Ich möchte e in  indiani
sches Sprichwort zur U ntermauerung des vorher 
Gesagten - natürl ich überzeichnet es - bringen. 
es lautet: Erst wenn der letzte Baum verdorrt, der 
letzte Fisch im Fluß tot ist, werden sie erkennen, 
daß man Geld n icht essen kann !  ( Z �vischeflrufe 
bei der Ö VP. ) 

Doch nun zurück zu u nserem Thema, zum 
Hochleistungsstreckengesetz. Ich möchte einen 
Bl ick auf d ie Entwicklung des Verkehrsgesche
hens werfen.  

Es war im Jahr 1 8 43,  als Heinr ich Heine den 
.. Schock" durch die Eisenbah n  so beschr ieb: 

.. Welche Veränderungen m üssen jetzt e intreten 
in unseren Vorstel lungen .  sogar d ie Elementarbe
griffe von Zeit und Raum si nd schwankend ge
worden .  Durch die Eisenbah n  wird der  Raum ge
tötet, und es b leibt nur mehr d ie Ze it übrig:' 

Heinr ich  Heine starb, bevor das Automobil  und 
das Flugzeug die menschl ichen Vorste l lungen 
von Zeit und Raum noch zweimal revo lutionieren 
so l lten .  

Die angesprochene " Tötung" von Raum ist 
aber nicht endgültig, den n  heute im modernen 
Massenverkehr hätte Heine fast täglich die Rück
kehr des Raumes er leben können. Ich darf dazu 
ein Beispiel  anfü hren. 

Oben am Himmel fl iegen Jets , das Stück etwa 
700 Mil l ionen Sch i l l ing teuer, in Warteposition 
im Kreis herum, wei l  auf den Flughäfen e ine 
Landeerlaubnis n icht ertei l t  werden kann, wei l  
d i e  Flugstrecken völ l ig überlastet s ind.  Im Jahr 
1 988 registrierte man i n  E uropa 50 000 Flugstun
den in  Warteschleifen. Das entspricht e iner F lotte 
von 20 Jets, die e in  Jahr lang ununterbrochen in  
elen Wolken kre isen würden .  Die  Prognose der 
Experten dazu :  Es kommt noch vie l  sch limmer! 

Zweites Beispiel :  Noch enger geht es auf unse
ren Straßen zu. Zirka 40 P rozent des gesamten 
Autobahn netzes in  der Bundesrepubl ik  Deutsch
land gelten als chronisch über lastet. Wei l  die Ver
kehrsdurchsagen der Rundfunkanstalten deshalb 
mitt lerwei le bis zu 30 Staus und Störungen anein
derreihen müßten ,  kam der zynische Vorschlag: 
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Staus mit e iner Länge von weniger als 3 Kilo
meter gar n icht mehr zu  melden .  

A m  schl immsten geht e s  aber in  den Städten zu 
- das wissen wir selbst. Dort führt der P latzman
gel das Privatauto heutiger Prägung als Trans
portmittel ad absurdum. Erst soll es fahren,  aber 
es steht im Stau,  dann sol l  es parken, aber es kurvt 
um den Block herum. 

Jeder verantwortu ngsvol le Polit iker kann daher 
nur eine Verkehrspol it ik anerkennen und unter
stützen ,  d ie sich am Wohl der Allgemeinheit und 
nicht an E inzel interessen orientiert. In  der Ge
staltung der Verkehrspol itik haben wir deshalb 
schon in der Vergangen heit immer wieder auf 
d iese Fehlentwic klung im Verkehrsgeschehen so
wo h l  national a ls auch international h ingewiesen.  
He ute stehen wir vor den Folgen dieser falschen 
Verkehrspo l itik , wie Sie, Herr Kollege. zu Recht 
gesagt haben .  wobei jesIoch n ic ht immer bei den 
Verantwortl ichen der üBB die Schuld zu suchen 
ist. 

Die E isenbahn ist in gro ßer wirtschaftlicher 
Bed rängnis, gleichzeitig ist der Straßenverkehr in 
zunehmendem Maße Hauptverursac her der Luft
verschmutzung, doch auch das Ausmaß der 
Lärmbelästigung hat in  v ielen Bereichen die Ak
zeptanz der Bevölkerung übersch ritten.  

E ine Stud ie von Experten aus der Bundesrepu
b l ik  Deutschland zeigt ,  daß die etwa 1 ,4 Mil
l ionen Lastkraftwagen auf dem besten Wege sind. 
d ie  30 Mil l ionen Pkw bei  der U mweltzerstörung 
zu übertrum pfen .  Von den 4 1 0  Mi l l iarden Ki lo
metern, die jährl ich auf den Straßen der Bundes
republik gefahren werden. sind d ie Lkw mit 
9 Prozent bete i l igt. Der Schaden ,  den sie dabei 
anrichten ,  ist aber überproportional .  

Etwa 20 Prozent al ler im Straßenverkehr getö
teten Menschen kommen bei U nfäl len m it Lkw
Betei l igung ums Leben. Lastwagen sind auch d ie 
größten Lärmerzeuger. Nach Messungen des 
Bundesumweltamtes verursacht e in Lkw-Antei l  
von nur 1 0  Prozent des Gesamtverkehrs den glei
chen Lärmpege l wie d ie restl ichen 90 Prozent, 
nämlich die Pkw. 

D ieser ausufernde Straßenverkehr belastet aber 
auch in Mi l l iardenhöhe unsere E nergiebi lanz und 
verursacht neben einem volkswirtschaftl ichen 
Schaden von über 40 Mil l iarden Schi l l ing unend
lich viel menschliches Leid.  Der jahrzehntelange 
Sturmlauf weniger engagierter Politiker, Vertre
ter der E isenbahnergewerkschaft und der Arbei 
terkammer gegen diese Fehle ntwicklung i m  Ver
kehrsgeschehen ist lange beläc he lt worden .  Heu
te, da d ie fatalen Folgen in  der Realität immer 
deutlicher erkennbar werden ,  zeigt sich die Rich
tigkeit des aufgezeigten Weges. (Vizepräsidenr 
S 1 r U 1 z e n  b e r g e r übernimmt den Vorsitz. ) 

Seit M itte der siebziger Jah re wurden im Zuge 
der E nergiekrise u nd e ines i mmer stärker wer
denden Umweltbewu ßtseins erste Weichenstel
l ungen i n  Richtung Förderung des E isenbahnver
kehrs getan,  doch der Nachholbedarf war au ßer
ordentl ich groß, sodaß auch in  Zukunft e ine  
gro ßzügige und langfristige Förderung der  Bahn 
unabdingbar sein wird. 

Diese so dringende Modernisierung der Eisen 
bahn wurde mit dem Bundesgesetz über die 
Schaffung von Hochleistungsstrecken vom 
I .  März 1 989 e ingeleitet. 

Mehr  Bahn bedeutet weniger Energieimpone ; 
mehr Bahn bedeutet auch weniger Umweltschä
den; mehr Bahn bedeutet weniger Verkehrsunfäl
le ,  und mehr Investitionen für die Bah n  bedeuten 
mehr Arbeitsplätze für d ie Wi rtschaft. Zusam
mengefa ßt bedeutet mehr Bahn also e ine geringe
re volkswirtschaft li che Gesamtbelastung. ( Zwi
schenruf bei der Ö VP. ) 

Die Bedeutung des Verkehrs - ic h werde zum 
Problem Defizit sicher noch kommen ,  um Ihnen 
auch da e in  Beispiel zu zeigen - ist für  d ie  ge
samte Volkswirtschaft außerordentlich groß. Tat
sache ist, daß in Österreich rund ein Achte l  des 
privaten Konsums, e in Viertel des E nergiever
brauchs und die Hälfte der Luftverschmutzung 
dem Verkehr zuzuordnen sind. Es muß daher 
oberstes Ziel e iner sinnvol len Verkehrspol it ik 
se in ,  den volkswirtschaftlichen Nutzen des Ver
kehrs zu mehren und gleichzeitig die vo lkswirt
schaft l ichen Kosten so gering wie möglich zu hal
ten .  Dieses Ziel ist aber nur dann erreichbar, 
wen n  den Verkehrsträgern jene Leistungen zuge
ordnet werden, für d ie sie unter dem Aspekt der 
Gesamtwirtschaftl i chkeit eben am besten geeig
net sind. 

Leider hat man i n  Österre ich i n  der Vergangen
he i t  e ine  große Benachte il igung des Schienenver
kehrs gegenüber dem Straßenverkehr betrieben .  
Seit dem Jahr 1 945 wurden rund 720 Mi l l iarden 
Schi l l ing für die Straßeninfrastruktur in Öster
reich ausgegeben .  (Bundesrat H o l z i Tl g e r: Wie 
sind die finanziert worden?) Vom Budget. (Bun
desrat H o l z i n  g e r: Ja, aber womit?) Aber Sie 
wissen, Herr Kollege Holzinger, da ß d ie Beiträge, 
die die Verkehrste i lnehmer bezahlen, bei weitem 
n icht ausreichen ,  um d ie auftretenden Kosten zu 
finanzieren .  (Bundesrat H o l z i n g e r: So kann 
man das niehe darstellen!) 

Bei den ÖBB wurden seit d iesem Zeitraum i ns
gesamt rund 1 30 Mi l liarden investiert, wovon a l 
le in 1 00 Mi l l iarden Schi l l ing erst i n  der  Zeit nach 
1 970 - u nd da wieder überwiegend ab 1975 -
investiert werden konnten. 

Neubaustrecken ,  die i nsbesondere der Bevölke
rung und der Wirtschaft zum Vortei l  gereicht 
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hätten, waren aber bei diesen Investitionen nicht 
möglich, wei l  eben d ie ÖBB durch diese Aushun
gerung Wettbewerbsnachte i le hatte und die Inve
stitionen in  den Fuhrpark brauchten ,  um im 
Wettbewerb bestehen zu können. ( Zwischenrufe 
bei der Ö VP. ) 

Daher ist es umso erfreulicher, daß durch den 
Bau eines österre ichischen Eisenbahnhochlei
stungsnetzes d ieses Versäumnis, wenn auch reich
l ich spät, doch aufgeholt werden kann .  

Weil Sie ,  Herr Kollege ,  vo n den LKWs spre
chen .  möchte ich darauf verweisen,  da ß schon oft 
von diesem Rednerpult aus und auch seitens des 
Min isteriums gesagt wurde, daß die Beiträge . die 
der LKW und der PKW für die Straßenbenützung 
aufbringen .  e in  Min imum der tatsächl ichen Ko
sten darstel len .  

Wir haben von unserem Verkehrsmin ister -
und keiner von Ihnen hat das bestritten - immer 
gehört, daß ein gefahrener Ki lometer Autobahn 
- auch auf  der  neuen Pyhrn Autobahn,  d ie wir 
zurzeit bauen - 4 bis 5 S kosten wird. Davon 
bringen die Autofahrer zurzeit aus der Mineralöl
steuer folgendes auf: der P KW etwa 30 Groschen 
und der LKW etwa 60 Grosc hen. Der gigantische 
Fehlbetrag wi rd durch andere Steuermittel ,  n icht 
aus KFZ-gebundenen Beträgen bezahlt .  Auch das 
so l lte man berücksichtigen.  

Um zurück zur E isenbahn zu kom men : Es ist 
höchst an der Zeit ,  daß wir  in Europa zu e inem 
Hochleistungsnetz im Sch ienenbereich kommen. 
Die deutsche Bundesregierung hat i n  e inem Bun
desverkehrswegeplan den Ausbau des Hoch lei
stungsnetzes i nnerhalb der Grenzen der BRD 
festgelegt. In I ta l ien wird eine Hochleistungs
strecke von Rom nach Ud ine und weiter  nach 
Tarvis sowie e i ne Hochleistungsstrecke nach Mai
land gebaut. Von den Ergebnissen u nd Le istun
gen .  von den Erfo lgen des französischen Hochge
schwind igke itszuges TGV wurde in  den Medien 
wiederholt bewundernd berichtet. 

Von d ieser E ntwicklung darf sich Österreich 
nicht abkoppeln, we i l  unser Land e infac h n icht 
zur "Langsamfahrstrecke" i m  Eisenbahnverkehr 
werden darf.  

Die " Neue Bahn" ist aber n icht nur  eisenbahn
ökonomisch und technologisch ein Gebot der 
Stunde, sondern auch von erhebl ichem Nutzen 
für die Allge mein heit .  Allein  der Bau der e rsten 
Stufe des österreichischen Eisenbahnhochlei
stungsnetzes wird d ie  Schadstoffemission i n  die 
Luft durch Verkehrsverlagerung auf d ie Schiene 
jährlich um rund 30 000 Tonnen verringern.  

Meine sehr  gesc hätzten Damen u nd Herren !  
Lassen Sie mich noch e inmal  die besonderen ,  art-

e igenen Vortei le des E isenbah nverkehrs aufzei 
gen :  

erstens: geringere Umweltbelastung im Ver
gleich zu andere n  Verkehrsträgern .  

zweitens: geringerer Platzbedarf für  den Fahr
weg, 

drittens: hohe Transportleistung bei geringem 
Energiebedarf; 

viertens: hohe Geschwindigkeit zu vergleichs
weise n iedrigen volkswi rtsc haftl ichen Kosten so
wie 

fünftens: wesentl ich günstigere Sicherheitsbe
dingungen .  

Aufgrund d ieser arteigenen Vortei le muß der 
Bahn in Zukunft zunehmend Bedeutung beige
messen werden. (Z\1.'ischenruf bei der Ö VP. ) 

Kol lege ! Wenn Sie außer Ihrem Zwischenruf 
vom Defizit keine weiteren "Geistesblitze" ha
ben ,  dann darf ich Ihnen jetzt e ine Antwort ge
ben .  

Der externe Nutzen für die Allgemeinheit ,  den 
d ie ÖBB alle in  durch ihren derzeitigen Betrieb 
bri ngen,  ist auch nach eher vorsichtigen Schät
zungen we it höher als der Zuschußbedarf der 
ÖBB.  Auch d ies darf bei der Beurtei lung der Ei
senbahn nicht außer Betracht gelassen werden .  
(Beifall bei der SPÖ . )  

Aus den genannte n  Argumenten und Gründen 
ist es aus unserer S icht daher undenkbar. bei der 
Verwirkl ichung des Konzeptes "Neue Bahn" zeit
liche oder gar i nhaltl iche Abstriche zu machen. 

Wen n  die Österreichischen Bundesbahnen kei
ne ausre ichende Hochleistungs-Infrastruktur er
halten, wie sie d ie Straße schon längst hat. wür
den sie im Wettbewerb hoffnungslos zurückblei
ben und unterl iegen .  Daß der offensive Weg der 
Förderung der Bahn i m  Gegensatz zu einer Zu
sperrpol itik richtig ist, zeigen auch d ie Betriebser
geb nisse der letzten Jahre. 

Selbstverständlich muß auch e ine gewaltige Of
fensive von neuen Marktstrategien mit den För
derungen der Bahn e inhergehen.  D ie angestrebte 
Verlagerung des G ütersc hwerverkehrs und des 
Transitverkehrs von der Straße auf die Sch iene ist 
auch durch verstärkte Förderung aller Formen 
des "ko mbin ierten Verkehrs" voranzutreiben .  

D ie E inführung e ines Nachtfahrverbots für 
Schwer-LKWs auf Österreichs Transitstra ßen 
wird der Bahn jene Chance einräumen, die sie 
hoffentlich auc h  nützen kann.  Zu d iesem Zweck 
sind die e rforderl ichen Kapazitäten im Hucke
packverkehr bereitz ustellen und auch der "unbe-
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gleitete kombinierte Verkehr" sowie der Wagen
ladungsverkehr vordr ingl ich auszubauen .  

G leichzeitig muß aber auch e ine  Kooperation 
mit  den benachbarten Bahnverwaltungen e inher
gehen und e in Ausbau der Schienentransitstrek 
k e n  erfolgen. U nd gerade dieser E isenbahntran
sitverkehr wird n icht nur, sondern er muß i n  Zu
ktlllft mehr an Bedeutung gewinnen. 

E in  B l ick auf d ie Entwicklung des G üterver
kehrs bei den ÖBB im ersten Halbjahr 1 989 
bri ngt ein positives Bi ld .  Die Güterverkehrslei
stungen nahmen gegen über 1 988 in der E in- und 
in der Ausfuhr u m  mehr als 1 0  Prozent zu .  Der 
Inlandsverkehr wuchs um 9,8 Prozent, also fast 
genauso stark .  N ur der Transitverkehr stieg um 
" nur" - unter Anführungszeichen - 2.7  Pro
zent. Das ze igt, geschätzte Damen und Herren .  
daß gerade auf dem Sektor des Gütertransitver
kehrs noch i mmer nicht die notwendige Um
sch ichtung von der Straße auf die Schiene erfolgt. 
Die Zeit d rängt, wen n  die Umwelt n icht vo llends 
unter die Räder d ieser tonnenschweren " Brum
mis" geraten sol l .  

Was zusätzlich zum Nachtfahrverbot im e inzel
nen noc h geschehen müßte. möchte ich noch e in
mal anführen: Dem Straßenverkeh r  müssen d ie 
von ihm verursachten Kosten vol l  angelastet wer
den. Die Höchstgeschwindigke iten und die Ge
wichtsl imits von Lastwagen müssen strenger 
überwacht werden kön nen. Und d ie Transporte 
der Bahn müßten mit einem Umweltbonus geför
dert werden .  

Beim gegenwärt igen Stand der  Technik  und 
aufgrund der arteigenen Vortei le des Sch ienen
transports kann d ie Produktivität der Bah n  i n  ei
nem Ausmaß geste igert werden ,  wie es im Be
reich der Straße kaum möglich ist und auch von 
der Bevölkerung n icht mehr akzeptiert werden 
kan n. Es ist daher aus pol itischer. aber auch aus 
ökonomischer S icht vortei lhaft. den E isenbahn
verkehr zu forc ieren .  

Verkehrspo l it ik ist Gesel lschaftspol itik und da
mit eine Angelegenheit der gesamten Bundesre
gierung. Dieser Gesamtverantwortung wird mit 
dem gegenständlichen Gesetzesbesch luß  entspro
chen. Aus dieser Sicht betrachtet werden wir auch 
der Novel le zum Hochleistungsstreckengesetz 
gerne zustimmen. (BeifaLL bei der SPÖ und bei 
den Bundesräten der Ö VP.) 15.12 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächster zu Wort gemeldet ist Herr B undesrat 
lng. Meischberger .  Ich ertei le es ihm.  

15.12 . .  
Bundesrat I ng. Walter Meischberger (FPO, Ti-

rol ) :  Herr Präsident! Hohes Haus ! Dieses Hoch
leistungsstreckengesetz ist für mich e inmal mehr 
e in Beweis dafür, daß die echten Bedürfnisse der 

Bevölkerung von der großkoalitionären Regie
rung e infach ignoriert werden. Wen n  ich das Bei
spiel Semmeringtunnel erwähne, dann muß ich 
hier e infach d ie Frage stel len, o b  eine Verkür
zung der Fahrzeit von Wien nach Graz um 
20 M i nuten mit einem Prestigeprojekt um 5 Mil
l ia rden Schi l l ing wirk l ich wichtiger ist a ls  die 
Transitverlagerung von der Straße auf die Schie
ne. wen n  ich an die vorherge hende Debatte den
ke. Die betroffene Bevölkerung insbesondere in 
Tirol  und auch in Sa lzburg hat derartige Schwie
rigkeiten .  sodaß ich glaube. daß d ieses Projekt 
schnel l  zurückgestellt werden sollte. 

Die Freiheit l iche Partei hat sic h schon immer 
gegen d ieses Gesetz ausgesprochen,  und ich 
möchte die entscheidenden Grü nde dafür noc h 
e inmal taxativ aufzäh len.  

Da ist e inmal  zum ersten, daß d ieses Projekt 
außerbudgetär finanziert ist. und es war dadurch 
eine ASFINAG-Gesetz-Nove lle notwendig. 

Zweitens: Mit der Schaffung d ieser neuen Ge
se llschaft ist e ine unnöige Verwaltungsaufb lä
hung verbunden .  

Zum dritten ist das Ganze e in  weiterer Akt der 
gro ßkoalitionären Postenverfi lzung. Der Auf
sichtsratspräsident DipL-Ing. Hainitz ist e in  
. .  Schwarzer" , er  ist gleichzeitig auch Stel lvertre
tender Generaldirektor  der ÖBB, der Generaldi
re ktor Dr. Hammersch mid ist ein ., Roter" . Damit 
haben wir auch in d ieser Gesel lschaft wieder Ei
senbah ner an der Spitze. wobei ich mir  die Frage 
stel len muß ,  wofür wir dann überhaupt eine e ige
ne Gesel lschaft brauchen .  

B e i  der vor l iegenden Gesetzesnovel le zu d ie
sem Prestigeprojekt geht man nun daran, }(ompe
tenzvermisch ungen zu legal isieren .  Die OVP be
kommt ein M itspracherecht bei den Hoch lei
stu ngsstrec ken , dafür kann die S PÖ in  Zukunft 
be i den Bundesstra ßen e in bissei mitreden. Das ist 
e in weiterer SPÖ/ÖVP-Eiertanz nach der bereits 
altbewährten Parte i mentalität. (Bundesrat Ing. 
P e n z: Die Freiheitlichen könnten es auch. aber 
sie haben keine qualifizierten Beiträge!) Ja, leider, 
leider. Aber, ein Moment ,  den freiheitl ichen Bei
trag zu d ieser Sache möchte ic h k urz  schnel l  be
sprechen, denn unsere Nationalratsfraktion hat 
am 9. November einen E ntschl ie ßungsantrag ein
gebracht, der folgenden Inhalt hat: 

"Der  Bundesminister für öffentl iche Wirtschaft 
und Verkehr wird ersucht, d ie Schwerpunkte 
beim Projekt ,Neue Bahn '  den E rfordernissen der 
Gegenwart anzupassen ,  den Transitverkehr von 
der Straße auf d ie Schiene zu bri ngen, anstatt ge
ringfügige Verkürzungen von Fahrzeiten z u  er
reichen,  und aus diesem Grunde die Projekte 
,Semmering Basistunnel' aufzugeben,  den Aus
bau .der Westbahn' vorerst zurückzustel len und 
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i m  besonderen die Schobermagistrale (Pyhrn
E nnstal) beziehungsweise die Tauern-Bahn vor
zuz iehen ." 

Wenn ich an die Beiträge meiner Kol legen aus 
den transitbelasteten Bundesländern in  der vori
gen Debatte denke, dann .  glaube ich ,  m ü ßte das 
e igentlich u nser al ler gemeinsames Ansinnen 
se in .  Dieser Antrag wurde abe r b is zum heutigen 
Tag in gro ßkoalitionärer E intracht abgeblockt. 
Das a lles und vor allem unser Verantwortu ngsbe
wu ßtsein gegenüber der transitgeplagten Bevöl
kerung veranlassen meine Fraktion dazu. d ieser 
Gesetzesnovel le nicht zuzust immen .  - Danke. 
(Beifall bei der FPÖ. ) l5 .15 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr Bundesrat Kampichler. Ich ertei
le i hm das Wort. 

1 5 . 1 5  

Bundesrat Franz Kampichler (ÖVP, Nieder
österreich) :  Herr Präsident�  Meine sehr geehrten 
Damen und Herren!  Hohes Haus! Die Änderung 
des Hochle istungsstreckengesetzes gibt mir noch 
e inmal d ie Möglichkeit, den Standpunkt der Be
völkerung der  betroffenen Region im Semme
ri ngbereich,  und zwar von der n iederösterreichi
schen Seite her,  ganz  kurz darzulegen.  

Voraussch icken möc hte ich ,  meine sehr geehr
ten Damen und Herren. daß sich eine breite 
Mehrheit innerhalb der Bevölkerung für e ine Er
neuerung und für Verbesserungen im Bereich der 
Bah n  ausspricht. Das Angebot muß attraktiver 
gestaltet werden. und die Bahn m u ß  sich den Her
a usforde rungen des nächsten Jahrtausends anpas
sen und nicht der Gegenwart. Also wir s ind.  glau
be ich,  wie immer h ier ein wenig der Freiheitli
chen Partei voraus. (Ruf bei der FPÖ: Wenn die 
Bedürfnisse der Gegenwart nicht erfüllt sind, 
braucht mall nicht von Jahrtausenden zu reden.') 

Meine sehr geehrten Damen und Herren !  Ge
rade in d iese Richtung ging e ine Diskussionsver
anstaItung auf dem Semmering, wo seitens der 
F re iheitlichen Partei nur angeregt wurde, daß 
s ich der Landtag auf dem Sem mering e infinden 
möge und dort an Ort und Stel le die Probleme 
beraten sol l .  Zum U ntersch ied zur Meinung der 
Freiheitlichen Partei hat es e in ige Experten gege
ben,  zum Beispiel Herrn Professor Bruckmann 
oder Herrn P rofessor Knoflacher, die wirkl ich zu
ver lässige und zukunftsweisende Überlegungen 
angestellt haben. (Bundesrat S c  h a c h  n e  r :  Wo
für ist der Bruckmann Experte ? Für Wochenend
häuser?) Herr Professor B ruckmann hat mich 
wirk lich fasziniert. Es  ist  schade, Kollege Schach
ner ,  daß Sie n icht dabei waren ,  vielleicht hätte er 
auch Sie überzeugen können. (Bundesrat 
S c  h a c h n e r: Ist er Experte für Wochenendhäu
ser in ungestörter Lage ?) 

Ich möchte dazu sagen ,  um ganz kurz auf die
ses Argument einzugehen: Herr Professor Bruck
mann ist wede r  momentan von der Bahn betrof
fen noch wird er in Zukunft von der Bahn betrof
fen sein .  Das ist e ine ganz, ganz b i l l ige Ausrede. 
Ich schätze Herrn Professor Bruckmann, wei l  er 
sich wirkl ich um die Zukunft Sorgen macht und 
sehr, sehr  intensiv über bessere Lösu ngen nach
denkt. (Bundesrat S c  h a c h  n e r: Ich nehme das 
I'Orläufig einmal zur Kenntnis. aber nur vorläufig.') 

Meine sehr geehrten Damen und Herren !  Ich 
würde den Verantwortl ichen eier Bu ndesbahnen 
wirk l ich  empfehlen .  daß sie diese Über legungen .  
d ie  dort geäu ßert wurden .  sehr, sehr genau prü
fen und daß sie d iese Überlegungen sehr wohl  
auch mi te inbeziehen. Es  sol l  in dem Bereich n icht 
kleinräu m ige Kirchtur mpolitik. sondern wirkl ich 
zukunftsorientierte Konzepte geben, die P latz 
greifen mögen.  

Ich möchte auch etwas anerkennend feststel len, 
Herr Generald irektor Übleis hat bei d ieser Ver
anstaltung ein ige Dinge aufgezeigt, die uns bewie
sen haben ,  daß wir hier auf dem richtigen Weg 
sind und daß seh r  wohl  schon beachtenswerte 
Verbesserungen im Bereich der Neuen Bahn zu 
verzeich ne n  sind. 

Es gibt aber noch sehr. sehr viele große Berei
che - und heute wurden ja schon e in ige Proble
me in d ieser Richtung angesprochen - ,  d ie noch 
auf diese Erneueru ng warten .  Und für mich.  mei
ne se hr geehrten Damen und Herren, war es 
wirkl ich schoc kierend, als ich bei einem Betriebs
besuch der ÖVP-Bu ndesräte in einem früher ver
staatlichten und heute in privater Hand befindl i
chen stei rischen Industriebetrieb hören m u ßte . 
daß die B undesbah nen keine Waggons haben,  um 
die Aufträge dieses Betriebes durchführen zu 
können .  Das bestätigt auch d ie Meinung jener, die 
behaupten ,  da ß das Problem sicher n icht mit ei
ner Fahrzeitverkürzung zu regeln  ist, sondern 
daß zuerst Verbesserungen im organ isatorischen 
Bereich P latz greifen müssen .  

Ich möchte in  d iesem Zusammenhang auch 
wieder e inmal auf d ie unzureichenden Verhält
n isse im Bereich der Aspangbahn hi nweisen,  de
ren Angebot so unattraktiv ist, daß selbst Bundes
bahnbedienstete bis Wiener Neustadt mit  dem ei
genen PKW fah ren. 

E ine Gesamtkonzeption " Neue Bahn" m u ß  
d iese Bereiche vordringlich mit behandeln,  erst 
dann, glaube ich ,  ist es r ichtig, daß wir uns Gro ß
projekte n  zuwenden .  

Derzeit, meine sehr  geehrten Damen und Her
ren .  haben die Bewohner meines Bezirkes den 
Eindruck ,  daß wesentliche Teile des Gesamtkon
zeptes so ausschauen, daß ein Tunnel gebaut wer
den muß,  der in M ürzzusch lag herauskom mt und 
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sonst n irgends, u nd alles andere steht n icht zur 
Diskussion, egal, was auf niederösterreich ischer 
Seite an Be lastungen e ines Fremdenverkehrs-, 
Landwirtschaftsschutz- oder Q uel lschutzgebietes 
entsteht. Es gibt also h ier anscheinend wenig Ver
ständnis. 

Ich darf von dieser Stelle aus wirkl ich an Sie 
appel l ieren u nd um die Solidarität aller Betei l ig
ten bitten, daß sie Rücksicht nehmen auf die be
rechtigten W ünsche der Bewohner dieser Region 
und daß wir hier gemeinsam nach akzeptab len 
Lösungen suchen. Es ist ke in  Wunder, daß d ie 
momentan vorherrschende Situation Widerstand 
bei den Betroffenen erzeugt, und es hat den An
schein, als hätte diese r Widerstand bereits erste 
E rfolge gezeigt. 

Es war für mich seh r  erfreu l ich,  zu hören ,  daß 
bei der besagten Diskussion am Semmering auch 
d ie sozialistischen Mandatare dem Antrag von 
National rat Ditz zust immten, der verlangte, daß 
die Erhaltung der alten ,  h istorischen Ghega-Bahn 
gesichert sein  muß, bevor dem Bau zugestimmt 
wird. (Bundesrat Fa r t h o f e r: Das Land Nieder
österreich hat die Erhaltung der Semmeringbahn 
mitjinanziert.'J Ich glaube, daß wir d iesen 
schwarze n  Peter sicher  nicht dem Land Nieder
österreich zuschieben können, und das ist d ie gro
ße Gefahr, wenn wir jetzt den Tunnel  bauen, 
nämlich daß dann d ie alte Ghega-Bahn überbleibt 
und daß unter Umständen das Land Niederöster
re ich für die Erhaltung und Finanzierung zu sor
gen hätte . (Bundesrat P i e  fz L e r: Herr Kollege.' 
Sie kennen das Eisenbahngesetz: gemeill �'irtschaft
liche Leistungen, Länderinreressen!) Ich stehe zu 
diesem Eisenbahngesetz, und ich verlange auch 
die gemeinwirtschaft l ichen Leistungen,  nur müs
sen wir heute ein Konzept entwickeln ,  das uns 
diese h istor ische Bah n  erhält. Ich glaube, es wür
de niemand in einigen Jahrze hnten entschuldi
gen, wenn wir  heute die Totengräber d ieser histo
rischen Semmeringbahn  sein so llten . (Bundesrat 
P i e  h l e r: Sie werden mit mir einen Mitarbeiter 
haben , wir brauchen nur einen Finanzier.') Wir 
werden nach Konzepten suchen ,  u nd bei gutem 
Wil len,  glaube ich, ist es auch mögl ich ,  diese Kon
zepte geme insam zu finden. 

In der Z wischenzeit habe ich den Eindruck, 
daß der Enthusiasmus um den Tunnelbau ein we
nig gedämpft wurde, wenn man den Berichten in 
der "Arbeiter-Zeitung" G lauben schenken kann. 
Man hat davon gesprochen, daß dieses Projekt in 
weitere Ferne gerückt wurde. Mit dem gleichzei
tigen Knalle n  der ersten Sprengladung mit den 
Sektkorken zu Silvester 1 989, wie Generaldirek
tor Üb leis d ies noch im Sommer verkündet hat, 
dürfte es ebenfalls nichts werden. 

Meine seh r  geehrten Damen und Herren ! Ich 
glaube, nüchterne Überlegungen sind i n  d iesem 
Bereich der Euphorie gewichen .  U nd auch i n  der 

Mur-Mürz-Furche macht man sich Gedanken 
darüber, wie die Lebensqual i tät ausschauen wird, 
wenn täglich 1 00 Züge mit je 1 000 Tonnen durch 
dieses Tal donnern werden. Das bedeutet immer
hin alle 20 Minuten rund um die Uhr e inen sol
chen 1 000-Tonnen-Zug. Vergleiche m it der Inn
tal-Autobahn werden derzeit angestel l t ,  wo man 
sich sei nerzeit auch vehement für d iese Trassen
führung ausgesprochen hat, wO aber derzeit d ie 
Anrainer diese Verkehrsader am liebsten wegha
ben möchten. 

Ich glaube, gerade durch d ie Öffnung des 
Ostens und durch den dadurch zu erwartenden 
zusätzlichen Güterverkehr wird es e ine wesentl i 
che Belastungssteigerung geben,  und ob dafür das 
Schwarzatal und d ie Mur-Mürz-Furche der rich
tige Weg sind, so llte wirkl ich e rst gründl ich ge
prüft werden. Das Ergebnis der derze it  in Auftrag 
gegebenen Prüfung einer D i re ktvariante, die eine 
Direktstrecke Wien-Graz vorsehen würde mit ei
ner Gesamtfahrzeit von 1 Stunde 6 Minuten -
wenn ich recht i nformiert b in ,  wäre das um 
1 Stunde weniger Fahrzeit als jetzt - ,  steht noch 
aus. Dieses Ergebnis sol lte u nter al len U mständen 
auch i n  die Beratungen mite inbezogen und auf 
al le Fäl le abgewartet werden .  

Meine sehr  geehrten Damen und Herren !  Ab
schließend möchte ich mich nachdrückl ich zur 
Neuen Bahn bekennen und trotz Vorbehalte ge
gen den Semmeringtunnel der Hoch leistungs
strecken-Novelle 1 989 selbstverständl ich meine 
Zustimm ung geben.  E in  paar G roßprojekte wer
den noch keine Neue Bahn machen.  Ich erwarte 
mir, daß d ie Hoch le istungsstrecken AG nach seh r  
strengen privatwirtschaftl ic hen  Maßstäben alle 
Vorhaben prüft und plant und so unser gestecktes 
Ziel entsteht, näml ich eine marktorientierte und 
leistungsfähige Neue Bahn, die den großen Her
ausforderungen des dri tten Jahrtausends Rech
nung tragen wird. (Beifall bei der Ö VP.) 1 5.26 

Vizepräsident Walter Stutzenberger: Als näch
ste zu  Wort gemeldet ist Frau Bundespräsidentin 
P i rchegger. Ich e rtei le es ihr .  

15.:!6 
Bundesrätin Grete Pirchegger (ÖVP, Steier

mark) :  Herr Präsident! Meine Damen und Her
ren !  Herr Kollege Kampichler hat seine  Beden
ken offen dargelegt, und wir  a l le  haben Verständ
nis dafür. Man sol lte keine Dinge in die Planung 
umsetzen ,  bevor nicht nach al len Richtungen ge
prüft ist . Das Schöne aber an  der Demokratie ist, 
daß man dafür oder dagegen sei n  kann .  Man muß 
aber auch d ie  Argumente der  anderen anerken
nen. 

Der E isenbahnhochleistungsstrecken AG wur
de mit Verordnung des Bundesmin isters für öf
fentliche Wirtschaft und Verkehr vom Jul i  1 989 
unter anderem d ie bisher vo n  den ÖSB wah rge-
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nommene P lanung der Hochleistungsstrecke im 
Abschnitt Gloggnitz - Mürzzusch lag übertragen .  
Vor der Genehmigung d e r  Trasse durch den B u n 
desminister wurde der P rojektentwurf den öffent
lich betroffenen Gemeinden und Ländern zur 
Ste l lungnahme übermittelt. Das halte ich für ganz 
besonders wichtig. Es wurde eine ganze Rei he 
von geologischen Arbeiten durchgeführt. Sie er
gaben b isher, daß d ie gep lante Trassenführung 
tech nisch ohne gravierende Schwierigkeiten zu 
bewältigen ist. 

Wir reden so viel über Umwelt. Die durch  den 
Semmeringtunnel  gesteigerte Attrak ivität der 
Schienenstrecke zwischen Nord und Süd kann 
dazu beitragen,  daß die Bewohner der Semme
ringregion mit einer abgas- und lärmarmen U m
gebung zu rechnen haben.  

Im März des heurigen Jahres wurde im Natio
nalrat und im Bundesrat mit den Stimmen der 
Koal itionspartner der Bau des Semmeringtunnels 
beschlossen.  Für die Obersteiermark ist der Tun
nel e ine Lebensnotwend igkeit. In  unserem Bezirk 
hat die Privatisierung vol l gegriffen .  Es gibt Be
triebsansiedelungen und damit verbu ndene siche
re Arbeitsplätze in der Region .  Für mich als 
Mürztalerin bedeutet das e in Ja zum Bau des 
Semmeringtu nnels. (A llgemeiner Beifall. ) 1. L!9 

Vizepräsident Walter Stutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr Bundesrat Schachner .  Ich erte ile 
ihm das Wort. 

15.':'9 

Bundesrat Adolf Schachner (SPÖ, Ste ier
mark) : Herr Präsident! Meine seh r  verehrten Da
men und Herren !  Grundsätzl ich möchte ich ein
mal meinen Ausführungen vorausschicken ,  da ß 
wir den Investitions- und Rational isierungsschub, 
der durch das Konzept Neue Bah n  u nd das Hoc h
leistungsstreckengesetz ausgelöst wird , gan z  be
sonders begrüßen. Diese Festste l lung darf aber 
n icht darüber hinwegtäuschen, daß es anschei
nend da und dort noch e in wen ig  hakt bei der 
Umsetzung des Ganzen .  Ich darf m ich h ier  auf 
den Knoten Selzthal beschränken beziehungswei
se auf d ie vom Kollegen Sattlberger schon ange
sprochene Strecke  der Pyhrnbahn m it Weiterfüh
rung über St. Michae l b is Graz. 

Wie man uns k larmachen will - man könnte 
auch sagen ,  wie man u ns weismachen wil l  - ,  ist 
es für d ie 1 99 1  geplante E inführung des integrier
ten Taktverkehrs, der dann noch in Stufen bis 
zum Jahr 2000 immer mehr rational isiert und 
durchorganisiert werden sol l ,  u nabdingbar not
wendig, e ine Schleife Selzthal zu haben ,  für d ie 
die Kosten - die Zahlen schwanken;  einmal wird 
anscheinend e in b ißehen mehr auf die geologi
schen und auf die örtlichen Gegebenheiten Rück
sicht genommen,  e inmal  anscheinend ein b ißc hen 

wen iger - zwischen 240 und 290 Mil lionen 
Sch i l l ing betragen werden. 

Damit wäre d ie Eisenbahnmetropole Selzthal, 
wo mehrere Bahnen zusammenkommen, nämlich 
d ie durch das Gesäuse, d ie über den Pyhrn,  d ie 
durch das E nnstal herunter u nd die durch  das 
Palten-Liesingta l .  sozusagen h infäl l ig geworden.  
Das Ganze müßte also verschoben werden,  zum 
Beispiel  nach L iezen. Die Liezener s ind n icht be
sonders begeistert davon, denn das würde sich 
dann bei einer we iteren Ausdehnung der Stadt 
mitten in der Stadt abspielen. So hat man Rotten
mann auserkoren.  und man wil l  Rottenmann nun 
zum großen Umsteigbahnhof. oder wie  immer 
man das in der Fachsprache nennt, machen. 

Die Selzthaler und damit d ie  E isenbahner, d ie 
in  dieser Gemeinde leben,  würden dadu rch  die 
Durchtrennung eines weiteren Ortstei les e rlei
den. Und das al les um den Preis des Verlustes von 
Arbeitsplätzen !  I n  Selzthal würde dann nämlich 
n icht mehr gestürzt, gereiht und Personal ge
wec hselt werden, sondern das Personal fährt dann 
eben durch und kommt aus B ischofshofen oder 
aus St.  Michael .  aber es würde nicht mehr im 
Selzthal seine Heimat haben. 

Die maximal 290 Mil l ionen Sc hi l l ing, die man 
sich ersparen könnte, wenn man Selzthal n icht 
a ufläßt. um etwa 6 oder 8 Kilometer entfernt ei
nen neuen Bahnhof zu err ichten .  könnten sowohl 
zum Ausbau der Pyhrnstrecke als auch für den 
Gewin n  an S icherheit im Ennstal verwendet wer
den.  

Wir haben i m  Ennstal 3 1  unbeschrankte Bahn
übergänge, d ie.  wenn ich mir das logisch d urch 
den Kopf gehen lasse, Langsamfahrste l len se in  
m üssen,  den n  es  wäre ja vö l l ig unverantwortl ich.  
daß ein Zug mit 80 km/h über einen unbe
sc hrankten Bahnübergang donnert, wo m itunter 
d u rch  Nebel und sch lechte Sicht im a llgemeinen 
nur  sehr kurze Zeiträume zur Verfügung stehen. 
um den Bahn übergang gefahrlos zu  überqueren .  

E in  töd licher Unfal l i n  Liezen vor  wenigen 
Wochen ,  wo ein siebenjähriges Kind gerädert 
wurde, ist trauriger Ausdruck der Gefähr l ichkeit 
solcher Bahnübergänge. 

Nun ,  ich kann aber auch n icht annehmen, daß 
die E isenbahn mit 80 km/h über solche u nbe
schrankte, n iveaugleiche Bahnübergänge drüber
donnert, den n  der Kraftfahrer, der dort k reuzt, 
wird gezwungen,  sei ne Gesch windigkeit auf 
40 km/h oder noch darunter zu  reduzieren ,  we i l  
e s  eben e in  großes Sicherheitsris iko gibt. U nd daß 
das für die Bahn nicht geIten sollte. was für den 
Autofahrer gilt ,  kann ich mir nicht vorstel len,  
und würde ich n icht logisch finden .  
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Um Fahrzeit zu gewin nen.  müßte die Bahn da
her d iese 3 1  u nbeschrankten Bahn übergänge ent
weder durch S ignalanlagen ,  durch Schranken ab
sichern, sie auflassen .  mehrere durch e ine Be
gleitstraße zusammenfassen - das geht, d�� hat 
d ie Vergangenheit  bewiesen - oder auch Uber
oder Unterführungen mitfinanzieren .  

Und jetzt, meine seh r  verehrten Damen und 
Herren ,  passen Sie b itte ganz genau auf! 290 Mil
l ionen Schil l ing maximal könnten durch den Ver
zicht auf die unsinn ige Schleife Selzthal e inge
spart werden, und 300 Mil l ionen Schi l ling wü rde 
es kosten,  d iese 3 1  Bahnübergänge zu l iquidieren 
und den Bahnhof Selzthal , der das ehrwürdige 
Alter von 80 Jahren bere its übersch ritten hat, 
endlich einmal zu attraktiv ieren beziehungsweise 
zu san ieren.  Das bitte ich die dazu berufenen 
Herrschaften in der Planungsabtei lung der Öster
reich ischen Bundesbahnen zu bedenken.  

In  d iesem S inne werde ich auch meine Zustim
mung zur vorliegend.�n Ge��tzmaterie sehr  gerne 
gebe. (Beifall bei SPO llnd O VP. ) 1536 

Vizepräsident Walter Stutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen l iegen n icht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist d ies 
nicht der Fall . 

Die Debatte ist gesch lossen .  

Wird von der  Frau Berichterstatterin e in  
Schlu ßwort gewünscht? - Dies ist auch n icht der 
Fall . 

Wir kommen zur Abst immung. 

Bei der A b  s t i m m u n g, beschließt der Bun
desrat mit Stim menmehrheit. gegen den Gesetzes
beschluß des Nationalrates k e i n e f1 E i 11 -

S P r u c h zu erheben. 

1 1 .  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
9. November 1 989 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Post gesetz geändert wird (278/ A 
- 11-8672 und l078INR sowie 3756/BR der Beila
gen) 

Vizepräsident  Walter Stutzenberger: Wir ge
lange n  nun zum 1 1 . Punkt der Tagesordnung. 
Besch luß des Nationalrates vom 9.  November 
1 989 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Postgesetz geändert wird. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Peter 
Köpf übernommen. Ich bitte ihn um den Bericht. 

Berichterstatter Peter Köpf: Hohes Haus! Der 
gegenständliche Gesetzesbeschluß,  der e ine Er
höhung der Postgebühre n  ab 1 .  Jänner 1 990 vor
sieht, zielt als Beitrag der Post zu einer weiteren 
Konsol id ierung des Bundeshaushaltes auf das Er
reichen von Mehre innahmen im Jahr 1 990 von 

rund 650 Mil l io nen Schi l ling - dies entspricht ei
ner Einnahmensteigerung um weniger als 6 Pro
zent - ab. D iese Maßnahme zur Budgetentla
stung ist auch betriebl ich gerechtfertigt, da sie ei
nem Absinken der trotz Ausschöpfung aller Ra
tio nalisierungsmaßnahmen im Leistungsbere ich 
Postdienst bestehenden Kostenunterdeckung vor
beugt. Der gegenständl iche Beschluß des Natio
nalrates entspricht auch der im Arbe itsüberein
kommen zwischen den Koalitionspartnern vom 
16. Jänner 1 98 7  festgelegten Zielsetzung e iner 
stärkeren betriebswi rtsc haftl ichen Orientierung 
der Tarife bei der Post. 

Auch nach dem Wirksamwerden der vorgese
henen Maßnahmen, d ie insgesamt den Verbrau
cherpreisindex nur um zirka 0,0 1 1 Prozent
punkte erhöhen werden ,  werden die österreich i
sehen Postgebühren im Rahmen des Gebührenni
veaus anderer vergleichbarer Länder l iegen .  (Der 
P r ä  s i d e il t  übernimmt wieder den Vorsitz. ) 

Die E inführung einer Reihe von zusätzlichen 
Gebührenstufen bei den Massensendungen sowie 
die Zulassung von Paketen als Antwortsendunge n  
bringen Er le ichterungen f ü r  d ie versendende 
Wirtschaft. 

Der Aussch uß für öffentl iche Wirtschaft und 
Verkehr hat die gegenständliche Vorlage in seiner 
Sitzung vom 2 1 . November 1 989 in  Verhand lung 
genommen und mehrstimmig beschlossen,  dem 
Hohen Haus zu empfeh len,  keinen E inspruch zu 
erheben .  

Als  Ergebn is sei ner  Beratung stel lt  der  Aus
schuß für öffentl iche Wirtschaft und Verkehr 
den A n  t r a g, der Bundesrat wolle beschl ießen:  

Gegen den Besch luß  des Nationalrates vom 
9. November 1 989 betreffend e in  Bundesgesetz 
mit dem das Postgesetz geändert wird, wird kein 
E inspruch erhoben. 

Präsident: Danke. 

Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Norbert Tmej . Ich e rtei le  es ihm. 

15 .39 
Bundesrat Norbert Tmej (SPÖ, Wien) :  Sehr ge

ehrter Herr Präsident !  Sehr geehrte Damen und 
Herren !  I m  Koal itionsabkommen vom Jänner 
1 98 7  wurde festgelegt, daß die Post- und Telegra
phenverwaltung mehr als bisher betriebswirt
schaftl iehe Maßstäbe anzuwenden hat. Ebenso 
fordern die EG-Richtl inien bei  den Post- und 
Fernmeldegebü hren e ine enge Orientie rung an 
den Kosten .  

Man hat  s ich  be i  d iesem Gesetze ntwurf be
müht, d iesen Intentionen nachzukommen. Wäh-
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re nd die Fernmeldegebühren durch d ie ange
sichts des technischen Fortschrittes g ünstiger ge
wordene Kostenanlage erst vor kurzem gesenkt 
werden konnten ,  besteht bei  den Gebühren für 
die personal intensiven Leistungen der sogenann
ten gelben Post der umgekehrte Handl ungsbe
darf, um ein weite res S inken des Kostendek
k ungsgrades von derzeit 80 Prozent zu  verh in
dern.  

Schon beim Gesetzentwurf wurde davon ausge
gangen, daß eine möglichst gerechte Gebühr�n
staffelung im Verhältnis zur Beförderungslei
stung wünschenswert wäre. Es ist daher das Porto 
für die Standardsendungen - das sind Briefe bis 
zu 20 Gramm - unverändert geb lieben, und das 
sind die im Alltagsleben sicher wichtigsten Sen
dungen. 

Im Ausland haben jüngste Gebührenerhöh un
gen vor d ieser Grundsendungsart nicht halt ge
macht. Zum Beispiel hat die Bundesrepubl ik 
Deutschland die Gebühr für den gewöhnlichen 
Brief mit  1 .  4. 1 989 von 80 Pfenn ig auf eine 
Mark erhöht, das bedeutet faktisch 7 S, während 
d ieser Brief in Österreich nach wie vor 5 S kostet. 

Angesichts der Büroautomatisierung und Text
verarbeitung wurde es immer schwieriger ,  die so
genannte Drucksache ausreichend zu definieren .  
Aus diesem Grund wurde für  Sendungen b is  
20 Gramm eine ein heitliche Beförderungsgebühr 
festgelegt, während für Drucksachen der höheren 
Gewichtsklassen im Interesse der Wirtschaft auch 
nach der Erhöhung e in  beträchtlicher Kostenvor
teil gegenüber den Normalsendungen bleibt. 

Der Paketverkehr ist wegen se iner gro ßen Aus
ma ße und der dafür notwendigen Fördergeräte 
und Fahrzeuge besonders kosten intensiv.  Es müs
sen daher d ie Gebührensätze ebenfalls angegli
c hen werden.  Demnach stehen auch d ie gesonder
ten Gebühre n  auf e inem Niveau, das die Konkur 
renzfäh igkeit der  Post im Verhältnis zu privaten 
Paketdiensten sichert. 

Es ist nämlich eigentlich beachtenswert, daß 
gerade für die Dienste, d ie an und für sich l ibera
l isiert sind , bei denen es eine private Konkurrenz 
gibt - und auf dem Paketsektor ist die ziemlich 
stark - ,  u nsere Gebühren trotzdem n iedriger wa
ren als die der Konkurrenz,  obwohl  wir uns ge
nauso bemühen,  kostendeckend zu arbeiten .  Da
her ist es eigentlich beachtl ich ,  daß wir trotz der 
großen Pri vatkonkurrenz auf d iesem Sektor noch 
immer Steigerungen haben. 

Von einer Erhöhung der Beförderungsgebüh
ren für Zeitungen wurde aus Gründen der Förde
rung der Meinu ngsvielfalt Abstand genommen, 
obwohl vor allem die großen, zum Tei l  i n  auslän 
d ischen Besitz befindl ichen B lätter eine solche 
U nterstützung überhaupt n ic ht nötig hätten .  Hier 

erbringt die Post Leistungen ,  d ie e igentl ich aus 
anderen Budgets abgegolten werden m üßten .  

Zum Vergleich: Im Jahr 1 988 wurden zum Bei
spiel 747 Mil l ionen Zeitu ngen befördert und da
bei nur E innahmen in der Höhe von 267 Mil
l ionen Schi ll ing erzielt. Die Kosten dagegen be
trugen 2 625 Mill ionen Schi l l ing, sodaß die E in
nahmen led iglich e inen Deckungsgrad von unge
fähr 9 Prozent erreicht haben .  

Während die Gebühren für d i e  Beförderung 
von Zeitungen seit dem Jahr 1 976 unverändert 
geblieben sind, haben die Zeitu ngsherausgeber 
selbst ihre Pre ise in  dieser Zeit zwischen 100 und 
250 Prozent angehoben. 

An und für sich vermissen wir be i der Post- und 
Telegraphenverwaltung in  den Kommentaren der 
Medien. daß diese anerken nende Worte für d iese 
gewaltigen Leistungen der Post, vor a l lem zur 
Förderung der Medienvielfalt. von sich gegeben 
hätten .  

Ich möchte aber be i dieser Gelegenheit auch 
darauf h inweisen ,  daß vor a llem unsere Bedien
steten diese Leistungen erbringen müssen und 
daß wir seit 1 978 e inen unveränderten Personal
stand haben, wobei aber gerade in  d iesem Zeit
raum beachtliche Steigerungen im Verkeh rsauf
kommen zu bewältigen waren. Ich glaube ,  das be
ste Beispiel dafür  ist, daß wir 1 970 4 Mi l l ionen 
Stück Briefe pro Tag zugestel lt haben ,  während 
wir derzeit 9.6 Mil l ionen Briefe tägl ich zustel len .  
Um n icht  zu so chaotischen Zuständen zu kom
men , wie sie in  manchen Nachbarstaaten oder 
zum Beispiel in  Amerika bei der Postbeförderung 
vorhanden sind, wird man auf diesem Gebiet si
cher auch etwas unterneh men müssen ,  wei l  unse
re Bediensteten wirklich schon an der Leistungs
grenze angelangt sind. 

Die zu erwartenden Meh rein nahmen von 
650 Mil l ionen Schi l l ing sind jedenfa l ls  volkswirt
schaft l ich gerechtfertigt und we rden nicht nur  der 
Post. sondern vor al lem auch dem B undeshaus
halt zugute kommen. 

Die sozialistische Fraktion des Bundesrates 
wird keinen Einspruch gegen die vom Nationalrat 
m it Mehrheit angenommene Gesetzesnovelle er
heben .  (Beifall bei SPÖ und Ö VP.) 1 5 .44 

Präsident: Weiters hat sich Herr Bundesrat 
Mag. Lak ner zu Wort gemeldet. Ich erteile es 
ihm.  

15.44 
Bundesrat Mag. Lakner (FPÖ, Salzburg):  Herr 

Präsident! Hohes Haus! Die Gefahr .  daß meine 
Rede heute wieder barock wird, ist n icht sehr  
groß.  Die  Kol legin aus Vorarlberg, der ich das 
sagen wollte, ist aber leider n icht mehr da. Auch 
der Cato wird bei der Post n icht sehr viel zu Wort 
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Mag. Lakner 

kommen. Da wäre er vielle icht wirkl ich arm . 

wenn er da z u  Wort käme. Aber Cato lebte ja i n  
der Republ i k  i m  2. Jahrhundert vor Christus. Da 
hat es keine Post gegeben, a lso mußte er auch 
nicht darüber k lagen. (Bundesrat S c  h a c h  n e r: 
Ich glaube, das ist der Herr Dichand, der CalO.') 
Natürlich s ind auch damals schon Dinge versandt 
worden ,  aber das geschah privat, und privat gibt 
es auch keine Probleme . 

Aber kommen wir zu dem entsprechenden Ge
setz. Es handelt sich jedenfalls , wie man es auch 
d reht und wendet, um e ine Gebührenerhöh ung. 
die aufgeru ndet etwa 700 Mil l ionen Schil l ing 
Einnahmen bringt, und sowoh l  Herr Kol lege 
Tmej als auch Abgeordneter Brennste iner haben 
unumwunden zugegeben - das habe ich gerade 
gehört - ,  daß das zur Budgetsanierung d ient. Ich 
we iß  nicht, ob das das richtige ist, auch die Post 
neben vielen anderen Dingen zur Budgetsanie
rung heranzuziehen. (Bundesrat S c  h a c h  fl e r: 
Ein Teil da von.' - Bundesrat Dr. 0 g r i s: Wer 
Kosten verursacht, soll sie auch tragen.' - Zwi
schenruf des Bundesrates G Cl g g i. J Auf das kom
me ich gleich , Herr Ko l lege . Wie S ie das e rklären 
werden ,  darauf b in  ich neugierig. 

E ines ist k lar: D ie Post hat einen schönen 
Überschuß,  aber der Überschuß wird nicht an die 
Bevölkerung weitergegeben,  sondern die Bevöl
kerung wird noch mehr geschröpft , w ie eine 
Weihnachtsgans . und das kommt i n  das Budget. 
( Bundesrat G II  g g i: Die muß ja geschoppt wer
den,  die Weihnachtsgans.'J Fragt sich nur,  auf wes
sen Koste n. ( Zwischenrufe bei Ö VP und SPÖ. )  

Ic h brauche nur die ÖVP z u  zitieren .  Mich 
würde interessieren,  wie S ie dazu stehen? Ich 
habe e ine Rede I hres Klubobmannes DDr .  König 
aus dem Jahr 1 985 gefunden. Ich darf e in  bißchen 
daraus zitieren ,  und ich darf mich e in b ißchen 
über d iesen Gesinn ungswande l innerhalb von 
kärglichen vier Jährchen wundern . I Bundesrat 
K a m  p i  c h i  e r: Über den freiheitlichen Gesin
nungswandel.' ) 

Herr DDr.  Kön ig hat wörtl ich folgendes gesagt: 
" Es ist auch keineswegs so , daß d iese rund 
800 Mill ionen" - damals war d ie Erhöhung of
fenbar noc h  höher - "an Mehrbe lastungen , die 
damit den Österreichern wieder einmal aufgebür
det werden, der Post zugute kommen, vielmehr 
so llen diese 800 Mill ionen Schi l l ing ausschl ieß
l ich zur San ierung, sprich zum Stopfen von Bud
getlöchern, verwendet werden . "  - DDr. König 
1 985.  (Bundesrat T m  e j: Herr Kollege, haben Sie 
aufgepaßt, was ihr Kollege von den Freiheitlichen 
damals gesagt hat?) Ja , der Kol lege Hintermayer 
hat damals dafür gest immt. Richtig. Das streiten 
wir auch nicht ab. Aber der S inneswandel ist ganz 
interessant. (Bundesrat Tm e j:  Die einzigen, die 
stabil sind. sind wir.' - Ruf bei der Ö VP: Gesin
nungswandel bei den Freiheitlichen.') Ja, ich habe 

es gerade dem Kollegen Tmej gesagt. Aber es ist 
nicht u n interessant. ( Weitere Zwischenrufe. ) We
nigstens kommt wieder ein b ißehen Leben in un
sere Versammlung. 

Es kommt noch e in  Zweites dazu,  was uns stört 
- das hängt i rgendwie schon zusammen - : Die 
Zweckbindung der Telefongebühren wurde von 
43 Prozent  auf 34 Prozent gesenkt. Und wieder 
wird damit e in  B udgetloch gestopft, denn es flie
ßen auf diese Weise 2,5 Mil l iarden ins Budget . 
Dafür mu ß d ie Post Kredite aufnehmen� Statt 
daß der Staat die Kredite aufnimmt. muß die Post 
die Kredite aufnehmen�  Ob das der richtige Weg 
ist? (Bundesrat S t il t z  e n b  e r g e r: A lso Sie wol
len diese Leislllng kritisieren, ins Budget nichts 
hineingeben.' Wie paßt das alles zusammen?) Herr 
Präsident �  Mein gutes Recht,  Gesetze k ri tisch zu 
durchleuchten. (Bundesrat S t u t  z e f l  b e  r g e r: 
Zwischen Kritik und Polemik isc ein Unterschied.') 

Ich habe mir,  als ich etwas überraschend zu d ie
ser Rede gekommen bin, auch überlegt . . .  (Hei
terkeit und Zwischenrufe. ) Warum so l l  man n icht 
ehrlich sein? Überraschend ist ja nicht schlecht, 
so manche Überraschung hat ihr Gutes. I Bundes
rat S t u t  z e n  b e r g e r: Das kann ich mir vorstel
len. - Wellere lebhafte Z .. vischenrufe. ) 

Meine  persönl iche Überraschung hat ja nichts 
damit zu tun,  daß es sich in unseren Augen um 
e ine F lucht  aus dem Budget handelt .  Und so lche 
Ansätze, mit au ßerbudgetären Finan zierungen 
das Budget zu sanieren, haben wi r ja me hrere:  
Das ist der Straßenbau mit 3 ,5  Mil l ionen - Mil l i 
arden natür l ich ,  n icht  Mi l l ionen; ich b in  zu be
scheiden - ,  das ist d ie "Neue Bahn" mit 2 Mi l 

l iarden und jetzt a uch noch die Post m it 2,5 Mil
liarden .  Das al les s ind Maßnahmen, um von der  
Budgetreal i tät abzulenken .  ( Erneute Zwischenru 
fe.)  

Ich habe schon erwähnt,  ich wundere mich 
über den Gesinnungswandel der ÖVP. Wir leh
nen jedenfalls d iesen Antrag ab. (Be ifall bei der 
FPÖ. )  15.50 

Präsident:  Weitere Wortmeldungen l iegen 
nicht vor. 

Wünsc ht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fall .  

Die Debatte ist gesc h lossen .  

Wird von der Berichterstattung e in  Schlu ßwort 
gewünsch t? - B itte sehr.  

Berichterstatter Peter Köpf (Schluß \1,'ortJ : Me i
ne seh r  verehrten Damen und Herren !  Sehr ge
ehrter Herr Präsident !  Da ich namens des Aus
schusses für öffentl iche Wirtschaft und Verkehr 
einen Antrag gestel lt habe und nach d ieser leb
haften Debatte jetzt eigentl ich nicht weiß, wel-
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Berichterstatter Peter Köpf 

eher  Gesinnungswandel h ier  stattgefunden hat, 
darf ich meinen Antrag wiederholen,  wei l  ich ja 
sonst fürchte, daß er mögl icherwei se keine Mehr
heit erhält, und ich darf h ier  sagen ,  daß eigentl ich 
die e inzige Partei - das darf ich als Berichterstat
ter sehr objektiv feststel len - ,  die keinen Gesin
nungswandel vorgenommen hat, offensichtl ich 
die Sozialistische Partei ist .  (Bundesrat lng. 
P e  n z: Das kann heißen,  Sie hat keine Gesinnung! 
- Bundesrat S t r u t z  e n b e r g e r: Das war n ichE 
sehr freundlich.' Das kommt relOur.' - Heiterkeif. ) 

Präsident: Wir kommen zur Abst immung. 

Bei der A b s t i m  m II 11  g beschließt der BUIl 
desrat mit Stimmenmehrheit. gegen den Gesetzes
beschlllß des Natiollalrates k e i n  e il E i 11  -

S P r II e h  zu erheben. 

12. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
9. November 1989 betreffend ein Protokoll zur 
Bekämpfung widerrechtlicher gewalttätiger 
Handlungen auf Flughäfen, die der internatio
nalen Zivilluftfahrt dienen, in Ergänzung des 
am 23. September 1971  in Montreal beschlosse
nen Übereinkommens zur Bekämpfung wider
rechtlicher Handlungen gegen die Sicherheit der 
Zivil luftfahrt ( 1040/NR sowie 3757/BR der Bei
lagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 1 2 . P unkt 
der Tagesordnung: Besc h l u ß  des Nationalrates 
vom 9. November 1 989 betreffend ein Protokoll  
zur Bekämpfung widerrechtl icher gewalttätiger 
Handlungen auf Flughäfen ,  d ie der i nternationa
len Zivi l luftfahrt dienen, in Ergänzung des am 
23. September 1 9 7 1  in Montreal besch lossenen 
Übereinkommens zur Bekämpfung widerrec htl i
cher Handlungen gegen die Sicherheit der Zivi l
l uftfahrt. 

Die Berichterstattung hat Frau Bu ndesrätin 
Edith Paischer übernommen. Ich b itte sie um den 
Bericht. 

Berichterstatter in  Edith Paischer: Herr Präsi
dent! Meine Damen u nd Herren !  Auch Öster
re ich betreffende Vorfä l le haben gezeigt, daß 
Einrichtungen von F lughäfen ver me hrt Ziele ge
walttätiger Anschläge gewo rden s ind.  Das Über
e inkommen zur Bekämpfung widerrechtl icher 
Handlungen gegen die S icherheit der Zivi l luft
fahrt  vom 23. September 1 9 7 1  findet auf d iese 
Fäl le jedoch keine Anwendung. 

Anläßl ich  e iner in  der Zeit vom 9. Februar 
1 988 bis 24. Februar 1 988 in Montreal abgehalte
nen Staatenkonferenz wurde das gegenständl iche 
Protokoll i n  E rgänzung des am 23.  September 
1 97 1  i n  Montreal besch lossenen Übere inkom -
mens zur Bekämpfung widerrechtl icher Hand
lungen gegen d ie Sicherheit der Ziv i l luftfahrt ver
handelt und am 24. Februar 1 988 ange nommen.  

Damit  wurde der Anwendungsbereich des ge
nannten Übere inkommens auch auf schwere Ge
waltakte auf Zivilflughäfen ausgedehnt, wodurch 
unter den Vertragsstaaten d iesbezüglich eine 
Weltstrafrechtspflege mögl ich wird, was durch 
die Verpfl ichtung zur Pönalisierung und Begrün
dung subsidiärer Gerichtsbarkeit sichergeste l lt 
werden so l l .  

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi
gung des Absch lusses des vorl iegenden Abkom
mens die Erlassung von besonderen Bundesgeset
zen im Sinne des Arti kels 50 Abs. 2 B-VG zur 
Überfü hrung des Vertragsinhaltes in die inner
staatl iche Rechtsordn ung nicht erforderl ich .  

Der Ausschu ß für öffentl iche Wi rtschaft und 
Verkehr hat die gegenständl iche Vorlage in se iner 
Sitzung vom 2 l . November 1 989 in  Verhandlung 
genommen und e inst immig besch lossen, dem Ho
hen Hause zu empfeh len ,  keinen E inspruch zu 
erheben.  

Als Ergebnis seiner  Beratung stel lt  der Aus
schuß  für öffentliche Wirtschaft und Verkehr 
den A n  t r a g, der B undesrat wol le besch ließen: 

Gegen den Besch luß  des Nationalrates vom 
9. November 1 989 betreffend e in  Protokoll zur 
Bekämpfung widerrechtlicher gewalttätiger 
Handlungen auf Flughäfen,  d ie der internationa
len Zivi l luftfahrt dienen,  in Ergänzung des am 
23. September 1 9 7 1  i n  Montreal besc hlossenen 
Cbereinkommens zur Bekämpfung wider rechtli
cher Handlungen gegen die Sicherheit der Zivil
luftfahrt wird kein E i nspruch erhoben. 

Präsident: Danke. 

Wortmeldungen l iegen n icht vor. 

Wünscht  jemand das Wort? - Es ist d ies nicht 
der Fal l .  

Wir  kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der Bun
desrat mit Slimmeneinhelligkeit, gegen den Be
schluß des Nationalrates k e i n e n E i n  -
s p r II c h zu erheben. 

Präsident: Die Tagesordnung ist erschöpft .  

Ich gebe noch bekan nt, daß seit der letzten be
ziehungsweise in der heutigen Sitzung insgesamt 
sieben Anfrage n  (658/J b is 664/J) u nd der An
trag 59/A-BR/89 e ingebracht wurden.  

Die E inberufung der n ä c h s t e n Sitzung des 
Bundesrates wird auf schriftlichem Wege erfol
gen .  Als Sitzungstermin kommt eventue l l  der 
30. November 1 989, 9.30 Uhr in Frage. 

Für d ie  Tagesordnung d ieser S itzung kommt 
insbesondere ein Besch luß  des Nationalrates be-
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Präsident 

treffend e ine Novelle zum Ladensch lußgesetz i n  
Betracht. D ie Ausschußvorberatungen sind eben
fal ls für  30. November, 9 Uhr vorgesehen . 

Die jetzige Sitzung ist g e s c h I  0 s s e n . 

Schluß der Sitzung: 15  Uhr 57  Minuten 

Österreichisc he Staatsdr uckerei. 0436 9 
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